
2V 7421 E 

I ) 2,51 DM 

Oktober 
I ) Nr.l0/1981 

12. JOh"o., 

imperiaiistisches Informationsbulletin 

• 



Inhalt: 
A I B·Aklu~tl , Immer näher an <kn atomaren Abgrund . 

Spdli<het AlriJ.:. 

J 

Jurgen Qmowsky : Südafrika'i Zennii.bung$krieg gegen Angola. 
USA-Sudafnka : Geheimprotokoll. Botha. Malan. Crocker ... 
Uan~ Mayu : Die Namibia- In itiative in Trümmern. 
UN-Sicherhcitsrat: Resolution 435 vom 29. 9. 1978 . 

, - 6 
S - 6 
,- 8 

8 

Siidafrik_R R I) 
Ami-Apanheid-Bewegung : Neue Waffenlieferungen an das Apanhc:id- Regime . 9- 11 

Nih .... gu 
Daniel Orlega: Wir "erden n e~ibd und slandhah bleiben . 

lIondu ... , 

12 - IJ 

Robe., Holden: Aufmarschplatzder Konterrevolution . 14 - IS 

U"'C ... y 
Schreiben de r Frcnte Amplio .nden UN-Generalsehetiir: Mcnschcnrcchlsverl ellulIgcn in Uruguay-cin Fall fürdic UNO. 
FrcnlC Amplio: Programmpunkte rur eine wahre demokratische Öffnung . . . . . . . . . . . . . . . .. .. . .... 

16- 17 

" "ampuchu 
Pen Sova" , Bcn.:hl an den IV. f'ancüag der Revolutionären Volkspanei . 18 - 19 

AI,hlnistan 
Mohammad Sa rkash/Seamu~ O'Faolain: Afghani5l,:he Rebellen und die Au~kht auf Frieden (2 Tei l). 26- 27 

'no 
Wolfram ßr';nner/Ann, Friese: Der .. Kri eg im Innern" . 
Testament d« Volksmojah«linführers S. Mohammad ReUl Sa'adati: Winind den Revolutionsgegnern in die Falle gegangen . 
Tudeh-Partci : Rlrderungen an die neue Regierung. 

28-31 
JO 
JO 

~",u..rifh 
Rainer Falk: Millcrrands Wahlsoeg- ChanC(: rurein neues Verhahniszur Dnutn Weh (I Teil). 
Frankreich·D,nen . 

Kullur - An,: .. I. 
Gespr .. ch ''''I Arlindo BarOC'IOS: Wi. S,!];en nkht im Elfenbeinlurm 36- 37 

Kü<i<blkk: Vor 25 Jahren - Das Suez-Abcmeuer. 

Krun,ionen' ''lm.,: Mylhos Wehhunger 

In'<>diensl: Neue Tode~uneile in Sudafrih. Brol rur EI Sah·ad ...... Gual(mala-Broschurc. Toobildreihe zu Waffenuporlen, Protokoll einer AAG_ 

J8 

J9 

Wc.kwochc, ßMZ_Anschlaggegcn ßUKO, Akwdle Buch- und PlaUcnlip>: Turkei, Chile. 40 

Ku .. , ;nformali"nen, Chile. Argeminien. EI Salvador, Mexiko. Grenada, l'uerlO Riro. WeSlQhara. Tunesien. Zentralafrika. l'alilstina--o';lerreich. Nahe. 
Osten. Türkei. Libyen-Alhiopien-Südjemen. Malaysia. UN-Secrcchl, konfcrenz. Wcllenergickonfcrenz-oPEC. LLDCs. 41 - 43 

K"'nmenlMr , Faule Eiervon Undc Sam. 

2 

= = 

I~, AlB et!dlc:m, ",o",,,I.cII. JIohr.-.... ....... '" (,nklu_ 
"'" Pvrto), Inland H.- D\I. AU!oIand ...". .... 1 .l<J.- D.\I. 
luf'I"'" Eu.opa 35.- Dl>!. ubng<: La .... , 50.- DM; 
~onIeratw;.,., ..... _ D.\1 ode. n>chf E ... ",IIIeI,· 2.5t> 0.\1. 
Ooppdlleft 4.50 0.\1. Bei Abn.hme ..,., 10 und n>chf 
l:.«mpI.rcn .1J<,f EmWII"' .... 

""""".;[1 .on Rcdakllon und Venlltb; AlB. LXbI",,, 
"'(J. J550 .\1>.b ..... Tel. 06-l21·Z4612 

10. ..... , .. 0: AII;J . .... eI.k'.,,_\" .. Ia& 1'o>,><fI«t;.);.on", 
3IM)·6(I7. fu,bd",cko"" '·.anUun·M odorMarbur­
JI" VoIk""",,1. KkI<Iolphs.pl." (III.Z ~.13"11O(0). Kon,<>­
..".Yf:>t> 

11.",,,,,,,,,1><0: ProI. 1k,C< U'''''. Dr W,II>elm Brcuer. 
""<lU"m U"''''' ... Dr. JUli'''''' rr<yb<:rJ, W"me.S.,.,._ 
maN! .. \\edlIIKlJ • .....,n. Go<"1 t.: .. 'a''''''~k,. Iierbon u­
de«: •• U .. ·c Kn",kr<hm. r:ndI R ...... )//. Pc,e. T,nzm<'Of. 
Dr r<aßk ""o,k""'.,.'e'. f'r"r. 1.1"'" ""ul!! 
K, .... ~'~~ .. ~oII<·~'i.·: WoIf~ O"",ne. (."'. n' .. ·.). I lon_ 
oe l"'n);.. Raine, ~.Ik. Ju'g<:n O;I""'~k)·. Ludg<:. 
SchmII' 

\Ii,.,,,.;,.,, A J. Am"'. l' U,,·e,. P. Ga"" •. P GlUnJ. 
K Ikg<: ... kl. '" K.ooI<:"""M. \ Kk .... C. K ~"'. H 
\la)" •• iJ'Kupp. 11 E Schale •• J. Wol>I: •• Il Weng 

, .... ' .... ehlue .. Vcrlor;> GmbH. Donmund 
L>rudt. PlambI:d Ir. Co. ..... c .... 

1'o'n>cn,I><II .... ""' ... tc 1:1<" .. ,., Fbon nlC!l' t<nbo:<.I'''l' 
d>o Mo,,,,,,,, der Kcdak'l(lfI .. >t<!c. 
T"d und Z_nul>l:",,*,nlt<n .ummen in der ROl"l 
VOll de' Kcdak1lon 
l'i""""""'k VOll l:I<i""Fn 1>1:, OucUena~1>I: und Zusen­
dung VOll ~ .. ". BcIcJtlcmpla'cn ,......"., 

,,<Ir ........ _.,.,. bin< r«h<ull"I>I:, de' RcUak,ioo ,n 
Mvbu., und 1>1:, der """' I>I:kannlp:l>I:n. 

W_."", •• ttll .. 8: 1 0.~.19I!1 

""'eil<": 1' ,k ........ ·Al' ... n. ila. ""e).k .. ;s.Ve'la&­
Sdlnc..xr-S,ud,eßU,oen. Deuuchc VoIk.<zei'u"," 0... 
",au .... n •. W"Uxx: 

Friedensmanifestation 
am 10. Oktober in Bonn 

Am 10. Oklober dJ. finde t in Bonn eine u n trale Demonstration und Kundgebung gegen 
die a tomare Bedrohung statt, die vOn niederländischen und bundesdeuuchen Friedensorga­
nisa tionen gemeinsam iniliiert wurde. Die Manifestation wird mittlerweile von über 500 
Organisationen und Gruppen unterstützt, darunler vom Träg.:rir.reis des Krerelde r Appell.s 
und vom Anliimperialistischen Solidaritätskomitee (ASK). 
Die Veranstalte r weisen in ihrem Aufruf darauf hin, daß infolge de r forderten weltweiten 
Aufrüslung die Gefahr eines 3, Weltkrieges immer wahrscheinlicher wird und die Völker 
Europas durch die Stationierung neuer Atomwaffen in buonderem Maße bedroht sind. Sie 
rufen dazu auf, sich gegen einen drohenden Atomkrieg zu wehren unler den Forderungen: 
• "Wir wenden uns gegen neue Atomwaffen in Europ ... 
• Wir fo rdern die Regierungen der Mi tgliedsländer der NATO auf, ihre Zustimmung zum 

Beschluß über d ie Stationie rung neue r Mittdstreckenraketen zuriiekzuziehen. Damit 
soll de r Weg fü r die Verringerung der Atomwaffen in West- und Oueuropa geöffnet 
werden mit dem Ziel, einen wechselse itigen umfauenden Abriistungsprozeß in Gang zU 

set:«:n. 
• Wir lreten e in niT ein atomwaffenf.eies Europa, in dem Atomwaffen weder hergeuelh 

noch gelager! oder \'Crwendet werden, Dies gilt auch ru r andere Massenvemichtung5-
waffen, 

• Unsere Regierungen müssen eigene Initiativen rur wirksame AbriUtungsverhandlungen 
und zur Fortsetzung der Entspannungspolitik ergreifen." 

Im August dJ. hat die Reagan·Administration mit ihrem Beschluß, d ie Neutronenbombe 
zu produzieren, die Schwelle zur atomaren Kriegsftihrung aufs Neue herabgedriickl. Die 
gegenwärtig von Washington einseitig fOTeierte Atomriistungspolitik stellt eine direkte 
Bedrohung n icht nur der Völker Euro pas, sondern auch der Dritten Welt dar. Die 
Solidaritätsbewt'gung mit dem Ikfreiungskampf in der Dritten Welt muß sich g.:meinsam 
mit der Friedensbewegung gegen den Rüstungsku,., Washingtom tur Wehr setzen. 
Wir meinen : Auf nach Bonn, den ASK-Block stärkenl 



AlB-Aktuell: Immer näher an den atomaren Abgrund 
Es geht Schlag auf Schlag. Ausge-rechnet Olm 9. August dJ., ili sich 
der Abwurf der US-Atombomben auf Hirolhima und Nagasaki wie· 
der cmmal jährt, verkündet Ronald Rcagan von seiner kalifomischen 
Ranch aus der Welt, er habe kurz vor seinem Urlaub den ~fehl zum 
sofonigen Bau der Neutronenbombe gegeben. Zehn Tage später, am 
19. August, schießen US-K.ampfflugzeuge vom Typ F 14 im Golf von 
Sirt<: zwei libysche Aufklärungsfluguuge ab. 
Otr August 1981 sollte nicht zU Ende gehen, ohne daß eine dritte 
Meldung von der "neuen amerikanischen Enuchlolscnhcit" (so die 
Diktion der Wuhingtoner Politikphmcr) Kunde brachte: Nicht nur 
führen tief im Luftraum über der Koreanischen Volksdemokratischen 
Republik US-Flugzeuge vom Typ SR 71 regelmäßige Spionagcflüge 
durch, bislang ziemlich unbehelligt durch die nordkorc:anüche Flug­
abwehr. In Washington erwägte man auch emsthaft, jene Cruise 
Missiles und Pershing-lI-Raketen, die in Westeuropa liauptzielscheibe 
einer wachsenden Friedensbewegung sind, jetzt auch in Ostasien, in 
Südkorea, Japan oder andernorts zu stationieren_ 

"Kriegsspiele" vor der libyschen Küste 

Deutlicher kann kaum demonstriert werden, wie ernst es dem US­
ImIJ'Crialismus unter Ronald Reagan mit der Verwirklichung seines 
Traumes von einer neuen Weltherrschaft der USA ist, und wie leicht· 
fertig die Strategen des Weißen Hauses dabei auch kriegerische Kon­
flikte in Kauf zu nehmen bereit sind_ Der vor der libyschen Küne 
inszenierte "Zwischenfall" ist dabei in vielerlei Himicht symptoma· 
tisch für die neue Strategie der Konfrontation, die die US-Außcnpoli­
tik benimmt_ 
Tatsächlich handelte es sich dabei, so viel ist iru:wischen klargewor· 
den, wie seineruit beim Tonking-Zwischenfall von 1964, der den 
offiziellen Beginn cJcs Vietnam kriegs signalisierte, um einen Akt der 
gezielten Provokation, bei dem der direkte militärische Zusammen­
prali vorprogrammiert war. Noch bevor es:ru dem Zusammenstoß im 
Golf von Sirte kam, wußten die Macher des Magazins Newswcck 
(19.8.1981) zu berichten, daß die Reagan-Administration "in dieser 
Woche den libyschen 'narken Mann' das erste Mal direkt herausfor· 
dem (wird). Auf Anweisung von Reagan hat Verteidigungsminister 
Caspar Weinberger" , so hieß es dort, "der 6. Flone Manöver vor der 
libyschen Küste im Golf von Sirte befohlen, der von Gaddhafi als 
libysches Gebiet beansprucht wird. Die USA sind mit Libyens for· 
derung nicht einverstanden und werden Gaddbafis Reaktion - und 
die seiner Verbündeten in Moskau - teliten, indem sie innerhalb des 
Golfes Kriegsspiele durchführen. Um sicher zu sein, daß die.pllze 
Welt auch weiß, was los ist, hat die Kriegsmarine Seeleute und Pilo­
ten in diesem Gebiet davor gewarnt, daß 3.200 Quad",tmeilen des 
Golfes für Schießübungen vorgesehen sind ... Washingtons Staats­
beamte möchten zusätzlich gerne sehen, wie Gaddhafi das verdauen 
wird, was sie mit Nachdruck als 'Zufall' bueichnen: Ägyptische 
Truppen werden an der libyschen Grenze Manöver abhalten - genau 
zur selben Zeit." 
Der einkalkulierte "Zwischenfall" wurde offensichtlich noch ge­
braucht, um jene seit Monaten laufende Kampagne auf eine neue 
Eskalatiomstufe zu bringen, in der der libysche Revolutionsftihrer als 
"größte Gefahr für den Weltfrieden" (so ein Titelaufmacher der 
Newswcck) und als weltpolitischer "Trouble-Maker Nr. I" hingestellt 
wird und Libyen neben der Sowjetunion ab eine "Brut1tätte" des 
internationalen "Terrorismus" fungiert,jenem abartigen Pseudonym, 
das die Washingtoner Propaganda für die nationalen und JOzialen 
Befreiungsbewegungen bereithält. 
In diesem Kontext war der Abschuß zweier libyscher Flugzeuge 
offensichtlich bestenfalls ein Zwischemchrin in einem weiter gefaß­
ten Deltabilisierung'lszenario. Newswcck scheint auch hieriiber 
bestens informiert und berichtet zwei Wochen später, am 31. August 
dJ.: "Ein geduldiger Plan, um Gaddbafi zu destabilisieren und 
schließlich zu stürzen, ist von der Cc:ntral Intelligence Agency (CIA) 
vorbereitet worden. Das größte Hemmnis ftir den Plan ist es, daß der 
Revolutionsfillm:r die Macht in Libyen fest im Griff hat. .. Mit Ken­
nedys Erfahrungen im Hinterkopf (gemeint ist das Scheitern der 
Schweinebucht·lnvasion 1961 gegen Kuba; d. Red.) will Reagan 
damit beginnen, vorsichtige gewaltlose Anstrengungen zu machen, 
um verläßliche Agenten unter libyschen Exilanten zu rekrutieren und 
dann die lästige und langwierige Aufgabe beginnen, eine ernlithafte 
Opposition gegen Gaddbafi zu schaffen ... Wenn dieses Ziel erreicht 
werden sollte, könnte der CIA kostspieligere und sichtbar werdende 
Propaganda- und paramilitärische Aktionen unterstützen ... " 
Es macht die be$Ondere Gefahrlichkeit des neuen US·Kursc. gegen· 
über der Dritten Welt aus, daß diese Kombination militärischer Droh­
gebährden (die auch Bereitschaft zum direkten Konflikt beinhalten) 
und langfristig angelegter politischer De$labilisierung unliebsamer 

Regimes nicht auf Libyen begrenzt sind, sondern einen Grundzug der 
außenpolitischen Strategie Washingtons ausmacht. Die Muskeln ließ 
Washington dieser Tage auch mit großen F10lterunanövern im Süd­
atlantik spielen, und in der KMt'bik fanden die bislang größten Ma­
növer der US-Strcitkriifte stall; die Drohungen gegen die revolutio­
nären Länder Grenada, Nikaragua und Kuba, lind unverkennbar und 
sollen auch als solche aufgefaßt werden. Die Rückkehr Washingtons 
zur seinerzeit in Vietnam praktizierten Politik des Counter·iruurgen­
cy (Aufstandsbekämpfung) ist, sicht man nach EI Salvador, allenthal· 
ben unübersehbar. Das Hauptinstrument hierzu, die von J. Carter 
ererbte Schnelle Eingreihruppe, ist im Aufbau begriffen; II Mrd 
Dollar sind C. Weinberger für das Haushaltsjahr 1981{82 unlängst 
bewilligt worden. 
Daß Israels Ministerpräsident Menachim Begin - offemichtlich er· 
mutigt durch die "amerikanische Enuchlossenhcit" gegen Libyen 
und durch neue Waffenlicferungen Washingtons, von Siidafrikas 
Angola-Invasion ganz zu schweigen - kürzlich mit der Annexion des 
Libanon drohte, uigt nicht nur, wie brüchig der jüngste Waffenstill­
stand im Nahen und Mittleren Osten ist. Längst gill diese Region im 
strategischen Kalkül der USA als zweiter potentieller Atomkriegs­
schauplatz hinter Europa. Zielstrebig werden mit dem Ausbau von 
Diego Garcia, der gigantischen US-Flonenpräsenz im Indischen 
Ozean und neuen MililllrslÜtzpunkten an Afrikas Ostküste (Ägypten, 
Somalia, Kenia) die logistischen Vorau$SCtzungen hierflir geschaffen. 
In diesen Zusammenhang gehört auch Reagans Neutronenbomben· 
Entscheidung. Als Gefechtsfeldwaffe, die Personen tötet, materielle 
Werte aber unbeschädigt läßt, soU sie einen Atomkrieg nicht nur in 
Europa wieder führbar machen. Sie eignet sich zweifellos auch zum 
Einsatz gegen die Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt, ohne 
daß die USA dadurch eine Zentörung etwa ihfer wertvollen Investi­
tionen in diesen Ländern hinnehmen müßten. Vorerst "nur" zur 
Stationierung in den USA gebaut, kann diese Waffe nicht nur binnen 
weniger Stunden nach Europa geb"'cht werden, sondern, wie C. 
Weinberger kundtat, auch auf außereuropäischen Schlachtfeldern 
Verwendung finden. Beamte des US-Verteidigungsministeriums er­
wähnten in diesem Zusammenhang ausdrücklich die Golfrcgion, die 
Ölfelder im Iran und Saudi Arabien, als mögliche Einsaugebieie der 
Bombe. Die Dritte Welt ist somit gleichermaßen wie wir von diesem 
neuen Massenvernichtungsmittel, dieser "Perversion deI Denkens" 
(Egon Bahr), bedroht. 

"Begrenzter Atomkrieg" - eine Perversion 

Was uns betrifft, so la~rn heute bereiu 7000 atomare Sprengköpfe 
in Westeuropa, die meisten davon in der Bundesrepublik. Vor dem 
von der SPD veranstalteten "forum frieden" rechnete der Abrii­
stungsexperte Anton-Andreas Guha kiinlich vor, daß ein 3. Weltkrieg 
auf europä;,chem Boden in der Bundesrepublik mindeltenl 10-15 
Mio Tote sowie etwa 20 Mio meist unrettbar Verletzte zur folge 
haben würde. Kein Wunder also, wenn sich immer mehr Menschen in 
die Bewegung gegen den BriWeler Atomraketenbeschluß und die 
Neutronenbombe einreihen und die Bundesrepublik am 10. Oktober 
1981 in Bonn wahrscheinlich die größte Friedeßldemonstration ihrer 
Geschichte erleben wird. 
1,2 Mio Menschen, so berichtete Ex-GeneraJ Gen Bastian vor dem 
erwähnten SPD-forum, haben sich hierzulande inzwischen dem Kre­
felder Appell angeschlossen, und für den 21. November dJ. hat die 
Krefelder In itiative nach Dortmund zu ihrem 2. Forum gegen die 
Nachriistungspolitik auf~rufen. Nicht nur der Ökumenische Ral der 
Kirchen hat auf seiner leuten Sitzung die soronige Einstellung des 
Baus der Neutronenbombe gefordert. 
Auch Europas Schriftsteller, von Golo Mann bis Anna Seghers, sind 
beunruhigt über den Hochriistungs- und Konfrontationskurs, der 
immer näher an den Rand des atomaren Abgrunds fUhM: 
"Die Menschheit 1011 jetzt an den verbrecherischen Gedanken ge· 
wÖhnt werden", heißt es in ihrem Appell vom August 1981, "daß ein 
begrenzter Atomkrieg führbar K i, mit neucn Raketen, Neutronen­
bomben, Marschflugkörpern etc. 
Wir setzen dagegen: mit Atomwaffen ist kein begrenzter Krieg 
führbar; er wiirde die ganze Welt vernichten. 
Ober Grenzen von Staaten und Gesellschaftssynemen hinweg richten 
wir an die Verantwortlichen den dringenden Appell, das Wettriisten 
zu unterlassen und unverzüglich miteinander in Verhandlungen über 
weitere Abrüstung einzutreten. 
Wir fordern die Weltöffentlichkeit auf, nicht zu resignieren, sondern 
sich mit verstärkter Energie für den frieden einzusetzen. Handeln wir 
gemeinsam, damit Europa nicht zum atomaren Schlachtfeld eines 
neuen und dann letzten Weltkrieges wird. 
Nichts ist $() wichtig wie die Erhaltung des friedens!" 
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Südliches Afrika 
Jürgen Ostrowsky 

Südafrikas Zermürbungskrieg 
gegen Angola 

• 

Südafrikanische Truppen und Söldner überfallen ein Land, 
verwüsten Ortschahen, ermorden hunderte von Menschen -
zumeist Zivilisten. Was tut die "freie" bundesdeutsche Pres· 
se? Sie albert herum: Da "dehnen (die) Südafrikaner ihre 
Angriffe aus" - am 28. August 1981 -, um einen Tag dar­
auf "ihre Truppen aus Angola zurtick"zuziehen, die sich 
freilich seltsamerweise am 5. September 1981 noch immer 
in Angola befanden. 1 

Immerhin: Trotz ihrer Rolle als genissentliche Stenografen 
südafrikanischer Desinformationen waren auch diese Md­
nungsbild~ngsorgane gezwungen, von den angolanischen 
Verlautbarungen Notil: zu nehmen und Zweifel an' der süd­
afrikanischen Version anklingen zu lassen, es handle sich um 
ein "Unternehmen begrenzten Auslllaßes"2 gegen die Basen 
der Südwestafrikanischen Volksorganisation Namibias 
(SWAPO). 

Ein "unerklärter Krieg" gegen die Volksrepublik Angola 
(VRA ) r-o ird seitens des südafrikanischen faschistischen Regi. 
mes seit 1975 gefUhrt - damals vertrieben Truppen der an· 
golanischen Befreiungsbewegung MPLA und zu Hilfe ge· 
rufene kubanische Einheiten die Aggressoren und ihre Hilf5-
truppen, die sich Nationalunion ftir die völlige Befreiung 
Angolas (UNITA) nennenden Banden des Jonas Savimbi. 
Seither hat die VRA unter ständigen Angriffen Südafrikas 
und seiner UN ITA.Schergen zu leiden. 3 

Seit Juli 1981 eskalierte Süd afrika diesen Zermürbungskrieg. 
Teile des südlichen Angola waren faktisch besetzt und an 
der Grenze massierte das Apartheid-Regime Truppen. Ver· 
lautbarungen von südafrikanischen Militärs, berichtete die 
Frankfurter Allgemeine ZeilUng (F AZ) am 13. August dJ., 
"scheinen dazu bestimmt, die Bevölkerung Südafrikas auf 
die Möglichkeit e ines bevorstehenden konventionellen Krie· 
ges gegen Angola vonuberei ten". Wenige Tage später erfolg. 
te der Überfall mit Unterstützung von Panzerfahneugen und 
Luftwaffe. 

4 

Die VRA rief schließlich den UN·Sicherheitsrat an und 
machte deutlich, daß sie nötigenfalls erneut die Verbünde· 
ten _ Kuba und die UdSSR vor allem - zu Hilfe rufen 
werde, gestützt auf die in der UNO·Charta verbriefte Berech­
tigung hierzu. Die militärische Lage am 8. September dJ.: 
Unklar war, ob südafrikanische Truppen weitere Offensiven 
unternahmen, fest stand aber, daß sie sich in einem etwa 
150 km breiten Streifen festgesetzt hatten. 
Es handelte sich also mitnichten um eine "begrenzte" Ak· 
tion, geschweige denn, daß sie sich auf SWAPO.Lager be· 
schränkt hätte. Der überfall galt der VR Angola selbst. Die 
neue Qualität des Übergangs zu einem konventionellen 
Krieg macht die FAZ schon frühzeitig mit dem beziehungs· 
reichen Ausdruck "großangcJegte Vorwärtsverteidigung"4 
kenntlich. Militärische Aggressionen zu Anfang August dJ. 
gegen die Nachbarstaaten Lesotho und Sambia begleiteten 
die planvolle Zuspitzung der Lage. 
Die mit der flagranten Verletzung aller Normen des inter· 
nationalen Zusammen lebens verfolgten Ziele sind im 
wesentl ichen keineswegs neu. Neu ist freilich die unge· 
hemmte Aggressivität, mit welcher sie verfolgt werden. 
Das strategische Hauptziel Pretorias ist die Lösung der 
Namibia·Frage in seinem Sinne, d.h. gegen die SWAPO und 
durch Installierung eines neokolonialen Regimes aus den 
Kollaborateuren der sog. Demokratischen Turnhallen­
Allianz (DTA). "Der Sieg der SWAPO ist für uns unannehm· 
bar", erklärte der siidafrikanische Verteidigungsminister 
Malan gegenüber dem US·Unterstaatssekretär rur afrikani· 
sche Fragen, Crocker.5 

Zur Realisierung dieses Ziels benötigt Pretoria Zeit, die es 
durch die Vernichtung der immer stärkeren SWAPO und 
durch Brechung der Solidarität der VRA mit der SWAPO zu 
gewinnen hofft. General Badenhorst, Kommandeur des 
Überfalls, erklärte: "Die SWAPO wird ... um Monate zuriick­
geworfen"6 - worin die Drohung enthalten ist, "zu gege-



bener Zeit" erneut zum Angriff überzugehen. 
Die angolanische revolutionäre Regierung von ihrer unver­
brüchlichen Solidarität mit dem Befreiungskampf in Nami­
bia wie in Südafrika selbst abzubringen, vennochten alle Ag­
grcssionsakte Südafrikas bislang nicht. Dem gegenwärtigen 
überfall kommt insofern der Zweck zu, die Regierung in 
Luanda weiter zu destabilisieren, längerfristig zu stiinen. 
Eine Etappe auf diesem Weg sowie ein Instrument zur Un­
terbindung der Guerillaaktivitäten der SWAPO steHt in der 
südafrikanischen Strategie die Errichtung einer "Puffer­
zone" im südlichen Angola dar, wie die FAZ schon im Juli 
feststellte. 7 Die Indizien sprechen dafUr, daß eine derartige 
Zone - die durch die ständige Besetzung faktisch schon seit 
Juli d.]. ausgebaut wird - unter die Herrschaft der UNITA­
Banden gestellt werden soll. So soll die UNITA in einer der 
besetzten Städte die Bildung einer "Gegenregierung" pla­
nen. Noch deutlicher wurde Malan: In Südwestangola sei 
"ein Vakuum entstanden", so daß die UNITA "ihren Herr­
schaftsbereich auch auf die südöstliche Cunene-Provinz aus­
dehnen" werde. 8 

Die Erklärung stellt ungewOllt klar, daß es der UNITA selbst 
nicht gelingen würde dort Fuß zu fassen - zu schweigen 
davon, daß außer notorischen Ra..uistenfreunden (z.B. G. 
Krabbe in der FAZ vom 29.8.1981) niemand die von dieser 
reklamierten Herrschaft über große Teile Südostangolas 
glaubt. Daß die UNITA keine eigenständige Kraft darstellt, 
sondern vielmehr vor allem eine aus Söldnern Südafrikas 
bestehende Marionettentruppe, wurde mehrfach - z.B. 
durch Berichte von überläufern - nachgewiesen.9 Das hin­
dert Blätter wie die Frankfurter Rundschau nicht, sie als 
"Unabhängigkeitsbewegung" zu ehren,10 noch endete da­
mit die Propagandakampagne rur diese Mördertruppe. ll 

Diese findet ihren Sinn allerdings in der aberwitzigen Forde­
rung der Reagan-Regierung, die UNITA müsse als Vorbedin­
gung rur eine Verständigung mit der VRA an deren Regie­
rung b(:teiligt werden. I:! 

Die Dreistigkeit solcher Gepflogenheiten kann sich mit der­
jenigen Südafrikas messen, das seine Aggression mit der An­
wesenheit der - 1975 zum Schutz gegen seine Invasion zu 
Hilfe gerufenen und dafür nach wie vor nötigen - kubani­
schen Truppen, der aus gleichem Grund erfolgten Stationie­
rung von Flug-zeugabwehrraketen sowie einem - ganz wie 
von Israel im Libanon - angemaßten Recht auf sog. Verfol­
gungsoperationen über die Grenzen hinweg begründete.Il 

Reagans Freibriefe für Pretoria 

Gesteigerte Aggressivität in Worten und Taten erklären sich 
allein aus der Komplizenschaft mit der Reagan-Administra­
tion. Mit dem John Wayne.Verschnitt Ronald Reagan teilen 
die sich auf den deutschen Faschismus berufenden Aparl­
heid-Fanatiker das primitive Weltbild. Seit R. Reagans 
Amtsantritt (im Januar 1981) folgten etliche gegenseitige 
Besuche, darunter der des Südafrika·Premiers Botha in Wa­
shington, Crockers in Pretoria sowie des DTA-AnfUhrers 
Mudge in den USA. Sie festigten die geistigen Bande zur 
offenen Kumpanei, die denn auch inmitten der Aggression 
zu einem offenen Lob Bothas rur die Beziehungen zu den 
USA ftihrte. I4 

Damit ist auch die zeitliche Parallelität zur US-Provokation 
gegen Libyen, den ausgedehnten Flottenmanövern von 
NATO-Einheiten zusammen mit solchen aus Argentinien 
oder Brasilien und zum US-Interventionismus in MitteI­
amerika kein Zufall, sondern Teil des Reagan.Konzepu 
ständiger Herausforderungen. US-Senator Lugar: Mittel­
amerika und Angola seien geeignete Objekte, um durch ge­
zielte Provokationen "die Glaubwürdigkeit unseres Willens 
zur Selbstverteidigung" zu demonstrieren.15 

USA-Südafri ka: 
Geheimprotokoll 

Botha, Malan und Crocker 
TEILNEHMER: für Südahika 

Außenminister Pik Botha 
Verteidigungsminister Magnus Malan 

fur die USA 
SwwckretlU- Crocker 
Alan Keyes, S/P 
15./16. April 1981 
Pretoria 
Di$ku$$ionen mit der südafrikanisdlen Regie­
rung 
AF,IO - McElhaney, S/P·KeYJes, AF/S 

30th>. eh. Cred ••• M. M. l.n 

ZIl den Beziehungen USA - Afrika 
( ... ) Crocker antwortete, daß die jetzige Administration (in Was­
hingtOß; d. Red.) gegenüber dem Drock von außen mehr Rückgrat 
hätte als die vorherige. Die USA haben viele verschiedene Interes­
sen und Vcrantwonlichkeiten. Wir stehen aber dafür gerade, was 
uns richtig erscheint. Unser Ziel ist es, das Vertr.auen der südafrika­
nischen Regierung zu erhöhen. 
Gegen Ende der Diskussion kam Botha im Z"~,nn'<nh .• ,g. 
Angola auf die Vertrauensfrage ~urilck. Er 
gegenüber; aufgrund der Art wie lie di",~~:~;;:"~~: ".""'".:1 
1975 in Angola fallengclaS5Cn hätten, n 
hin, daß die Jooafrikanisdle Regierung (SAG) mit 
der US-Regierung (USG) in Angola einmarschiert sei, danach 
ten die USA einer Verurteilung in der UNO zugestimmt. ( •.. ) 

Zur Streitffal( Namibia/Angola 
Malan erklärte entschieden, daß die SAG die Aussicht auf einen 
SWAPO-Sieg, der sowjetisch·kubanisdle Streitkräfte 

Bay bringen würde, nicht akzeptieren könne. Das ;~~:i:'::';;~~~~~;: I 
jeder Wahl, in der die SWAPO eine dominierende i 
würde. Von daher wäre jeder SWAPO-Sieg im Kontext eines 
lehen System. i la Wesuninner unannehmbar. 
Namibia benötigt ein föder.ales System. SAG schließt eine inter· 
national annehmbare Lösung nicht aus, kann aber mit einem 

SW APO-Sieg. der d~'~S~~W~APO~[~~=~k~O'1n;"~O,;lli~,~rt~'~jM~'i"'~;:';~~~~; I nieht leben. Botha daß eine 
nach der Wahl ~u einem 
SAG sieht Savimbi als Puffer für 
Siidangola haben will. Da sie ihn 
die Ehre der SAG verletzen, wenn Savimbi Schaden 
würde. ( ... ) 
Malan erklärte, es Jei die Auffassung der SAG, daß die S",~.ti~.n I 
um Angola{Namibia Problem Nr. I im Südlichen Afrika i 
ist ein Ort, wo die USA die lowjeti$Ch-kubanische Präsenz .nM,c~"1 
turuckdringen können. Daher die Notwendigkeit die Kubaner 
zuwerden, und der Unterstüttung der UNITA. Oie UNIT A 
immer stärker, während die SWAPO militärisch schwächer wird. 
In seiner Antwort stimmt Crockcr beziiglich des Z"".nn"nh.,~ I 
AngolafNamibia zu. Die USG glaubt, daß es 
Beziehungen zwischen den USA und Siidafrika 
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Namibia nicht länger eine Streitfrage wäre. Wir suchen eine Lösung, 
aber eine in unserem Interesse, auf der Basi, demokratischer 
Grundsätze. Un$ere Ansicht ist die, daß Sildafrika unter keinem 
unmittelbaren militärischen Druck steht, Namibia zu verlassen. Die 
Entscheidung liegt beit SAG. Und es müssen Wege gefunden wer­
den, um ihren Anliegen Gehör zu verschaffen. 
Die USG nimmt an, daß die sowjctisch-kubanische Präsenz eines 
die$er Anliegen ist und wir suchen nach Wegen, sie im Zusammen­
hang mit einer Namibia-Lösung zu be$eitigen. Wir nimmen zu, daß 
die UNITA cin wichtiger Faktor in der Angola-f~ ist. Wir glau­
ben, daß es ohne eine Versöhnung zwischen UNIT A und MPLA 
keinen Frieden in Angola geben kann. Wir ~hen keine Aussicht für 
einen militärischen Erfolg der UN ITA.. Wir müssen etwiU in Rich­
tung auf eine Versöhnung bewegen, indem wir auf eine Spaltung 
innerhalb der MPLA JCu.cn. 
In Bezug auf Namibia geht die USG davon aus, daß die VerfiUsung 
eine wichtige Stteitfrage ist , die vor Wahlen gelöst werden muß. Die 
Verfll5sung würde Minderheitsrechte und demokl'atische Prozene 
garantieren. Wir haben gesagt, daß wir an die UN-Resolution 43~ 
ab Basis für das Erreichen der Unabhängigkeit Namibias glauben. 
aber nicht rur eine vollständige Lösung. Wir möchten den Anliegen 
der SAG entgegenkommen und gleichzeitig die Ansichten der ande­
ren Seile berücksichtigen. Wir können Resolution 435 nicht ohne 
große Schwierigkeiten über Bord werfen. Wir möchten deshalb, 
statt abzulegen, lieber ergänzen. 
Malaß griff die Namibia-Frage auf. Die Internationalisierung des 
Problems stelle die größte Schwierigkeit dar. Er sprach von dem 
außerordentlichen Mißtrauen gegenüber der UNO in Süd afrika. Er 
stellte die Einbeziehung Südafrikas und der Frontstaaten bei der 
Suche nach einer Lösung in Frage und machte geltend, die SWAPO 
und die internen Parteien sollten dies tun. 
Er stimmte der Notwendigkeit einer Verfassung zu. Aber Resolu­
tion 435 kann es nicht erreichen. Je länger die Lösung der Namibia· 
Frage dauen, desto weniger wird die südafrikanisehe Anwesenheit 
erforderlich sein. Wir werden ein Stadium erreichen. wo die inter­
nen Kräfte Namibias die SWAPO militärisch besiegen können. ( ... ) 

Gewillt, den Preis des Kriegei IU zahkn 
(Crockcr, d. Red.): Wenn das mit Namibia weitergeht, wird Sildl 
Zentralafrika den Sowjets geöffnet. Ein auf kleiner Flamme 
kochender Konflikt ist nicht annehmbar. ( ... ) Wir glauben, daß eine 
Konferenz a Ja Lancaster nich ts erreichen kann. Wir sehen eine 
Expcrtenrunde, die sich mit allen.. Verhandlungsparteien berät. eine 
Verfassung schreibt und diese dann durch die Kontaktgruppc ver­
kauft. Mit Hilfe der SAG könnten wir sie an die internen Parteien 
verkaufen. ( ... ) 
80tha betonte die Notwendigkeit der führungsrolle der USA und 
der Beratung mit den internen Parteien in Namibia_ 80tha sagte 
abseh[i~ßend, daß die SAG Namibia nicht den falschen Weg geh~n 
lassen will; deshalb ilt Südafrika gewillt, den Preis des Krieges zu 
bezahlen. 
Wir beten und hoffen auf eine rur uns günstige Regierung. Die 
internen Parteien möchten uns nicht gehen lassen bis sie in der 
Lage sind, die Situation zu kontrollieren. Wir möchten d ne anti­
sowjetische schwane Regierung. ( ... ) 
(Quelle: Counter Spy, Washington, Nr. 4/AuguSl-Oktob~r 1981, 
5.50-54) 
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Wie zum Beweis ftir die Wehverschwörungsideen d e r US· 
Regierung - kun vor der UN-Sicherheitsratslagung - prä­
sentierte Südafrika denn auch einen gefangenen sowjeti­
schen Militärberater aus Angola, um von der eigenen Aggres­
sOfrolle abzulenken. Washington reagierte prompt mit "er­
höhter Besorgnis"16 und behielt ansonsten seine Position 
bei, "Gewalt von jeder Seite zu beklagen" und zynisch dar­
auf zu verweisen, daß man schließlich die Präsenz kubani­
scher Truppen und sowjetisch er Berater gleichfalls berück­
sichtigen müsse. Mit eben dieser Begründung legten die USA 
dann auch im UN-SicherheitSrat ihr Veto gegen eine Verur­
teilung Südafrikas ein - ein Freibrief ftir das Rassistenre­
gime. 

Wenig Grund zur Selbstgefälligkeit Bonns 

Die Bundesregierung erklärte ihre Verurteilung des Angriffs 
und ließ wissen, im UN-Sicherheitsrat häue man als Mitglied 
ebenso abgest im mt. So begrüßenswert die klare Aussage ist, 
so wenige Grund besteht zu eitler Sclbstgdälligkeit Bonns. 
Die Bundesrepublik war es. die z.B. erst angesichts der Nie­
derlage Südafrikas in Angola 1976 die MPLA-Regicrung als 
eins der letzten europäischen Länder anerkannt hane. Die 
Bundesregierung war es und ist es nach wie vor, die Süd­
afrika wirtschaftl ich und finanziell sowie durch völker­
rechtswidrige Waffenlieferungen unterstützt. Erst Ende Juni 
dJ. veröffentlichte die Anti-Apartheid-Bewegung eine Zu­
sammenstellung (Wort laut nachstehend), nach der die BRD 
u.a. MOloren für Raketenschnellboote, e ine Munitionsabrull­
anlage der Firma Rheinmetall sowie Schwertransporter und 
"Unimog"-Mehrzweckfahrzeuge an Südafrika geliefert 
halte. 17 

Und schließlich hat die Bundesregierung auch jetzt noch 
nicht erkennen lanen, daß ~ie \'on ihrer Politik lediglich 
verbaler Verurtdlungen und der Verweigerung realer Schrit­
te gegen das verbrecherische Apanheidregime (so bei allen 
UNO-Abstimmungen) abzugehen gewillt ist, insbesondere in 
der Frage eines Wirtschaftsboykolts gegen Südafrika, den 
die UN-Mehrheit seit langem fordert. 
Südafrikas Aggression ist letztlich zum Scheitern verurteilt. 
Im Südlichen Afrika jedoch droht ein allgemeiner Konflikt 
mit großen Risiken rur den Weltfrieden, denn das Amok 
laufende Rassistenregime - gestützt auf den Rückhalt einer 
von dilettierenden kalten Kriege rn geftihrten US.Regierung 
- ist aufgrund seiner zunehmenden Bedrohung durch den 
Befreiungskampf aggressiv und deshalb so gefährlich. Solida· 
rität mit der VR Angola und den anderen Frontstaaten, der 
SWAPO und dem südafrikanischen Nationalkongr~ß ANC ist 
deshalb dringende Friedenspolitik. 
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Hans Mayer 

Die Namibia-Initiative in Trümmern 
Ober die Angola-Invasion im Jahr 1975, so hahen die Süd­
afrikaner in ihrem Gespriich mit dem amerikanischen Unter­
Itaatssekretär Chester Crocker im April dJ. freimütig zu 
verstehen gegeben (siehe Kasten), waren die USA infor­
mieft. Dieses Mal, so vermutet der ehemalige Chefredakteur 
der siidafrikanischen Rand Daily Mail, Allister Sparks, hät­
ten sich die USA vielleicht ganz bewußt entschieden, Süd­
afrika freie Hand zu lassen. l 

Der verzweifelte Versuch des US-Außenministers Alexander 
Haig, das Velo der USA gegen eine Verurteilung der südafri­
kanischen Aggression im UN-Sicherheitsrat im Nachhinein 
mit beträchtlichen Fortschritten in der Namibia.Frage zu 
rechtfertigen, kann nicht verfangen. 2 Denn die angebliche 
Bereitschaft Südafrikas die Resolution 435 (,iehe Kasten) 
als Grundlage einer Namibia.Lösung :tu akuptieren, ist der 
Stand von 1978. 
Damals hatte die westliche Kontaktgruppe ("Fünferbande" 
genannt)3 ihren Namibia·Plan vorgelegt. Die westliche Kon· 
taktgruppe ueht damit heute wieder am Ausgangspunkt 
ihrer Bemühungen - eine vernichtende Bilan:t. Dazwischen 
liegen 4 Jahre, in denen die Republik Südafrika (RSA) -
immer mit der Unterstützung eines westlichen Vetos im 
Sicherheitsrat - die Verhandlungen dauerhaft lahmJegen 
konnte und gleichzeitig die "interne Lösung" vorantrieb. 

Pretorias Hinhalten der "Fünrerbande" 

Es wäre freilich verkünt, wollte man die Erhaltung des Sta· 
tus quo ins Zentrum der damaligen politischen Überlegun. 
gen der westlichen Kontaktgruppe stellen. Die Gründung der 
Kontaktgruppe im Frühjahr 1977 war im wesentlichen ein 
Versuch gewesen, zwischen den grundlegenden Differenzen 
von UNO und Südafrika :tugunsten der eigenen strategi· 
schen, vor allem aber ökonomischen Interessen zu vermit· 
teln. 
Dies war nach der Ablehnung des Lösungsvorschlags auf der 
Basis der Resolution 385 durch Südafrika Ende 1976 und 
wegen des Widerstands einer UN·Mehrheit gegen eine - zeit· 
weise auch von den USA protegierte - Interimsregierung in 
Windhoek{Namibia notwendig geworden, um drohende 
Sanktionen gegen Südafrika abzuwenden. Die teilweise Aus­
schaltung der UNO begünstigte Pretorias Bereitschaft, die 
Verfassungsverhandlungen in Windhoek vorläufig :tU stor­
nieren und der Namibia·lnitiative zuzustimmen. 
Von November 1978 an galt die von der Kontaktgruppe 
ausgearbeitete Resolution 435 ab neue Grundlage einer 
Namibia.Lösung. Die Resolution 385 war endgültig vom 
Tisch, als auch die Südwestafrikanische Volksorganisation 
(SWAPO) auf Druck der arg beabteten Frontstaaten der 
neuen Verhandlungsgrundlage zustimmte. Mit ihrer Verab· 
schiedung im UN·Sicherheitsrat hatte die RSA wesentliche 
Zugeständnisse erhalten, die im Ergebnis eine Schwächung 
der UNO in der Übergangsphase beinhalteten. 
Die weItpoLitischen Veränderungen mit der Zuspit:tung der 
ökonom ischen Krise fUhrten allmählich wieder zu einer 
stärkeren Annäherung der Standpunkte der westlichen Kon· 
taktgruppe und der südafrikanischen Regierung Botha. 
Der Wahlsieg Ronald Reagans verhalf dieser Tendenz letzt· 
endlich zum Durchbrueh. Im Aufwind der neuen außenpo­
litischen Aggressivität Washingtons konnte es sich Pretoria 

leisten, die Genfer Namibia·Konferenz mit der Ablehnung 
der Resolution 435, der sie noch 1977 im Grundsatz zuge· 
stimmt hatten, schlichtweg platzen zu lassen. 
Indessen wußte auch die westlkhe Kontaktgruppe aus Be· 
richten ihrer Geheimdienste, daß begünstigt durch den Wahl· 
sieg Robert Mugabes in Zimbabwe (März 1980) und durch 
die aktuelle Schwäche der Demokratischen Tumhallenal· 
üan:t (DTA) in Namibia jede Wahl unler UN-Aufsichl von 
der SWAPO gewonnen werden würde. Es lag im beidersei· 
tigen Interesse, den Verhandlungsprozeß auf eine neue 
Grundlage zu stellen. 
Dem zunächst vorsichtigen Abrücken von der Resolution 
435 in offiziellen Reden seitens der Westmächte folgte ange· 
sichts der Verbitterung in der· UNO eine gerade:tu hektische 
Reisediplomatie, wie sie auch ftir die Kissinger-Ära typisch 
gewesen war. Während nach außen noch von einem Mei­
nungsbildungsprozeß der Reagan.Administration Ij:esprochen 
wurde, war über die neue US·Politik im Südlichen Afrika 
jedoch längst entschieden. 

Scheitern der Genrer Namibia-Konrerenz 

Dessenungeachtet fuhr Pretoria mit seiner Hinhaltetaktik 
fort und begann im September 1977 wieder mit den Vorbe· 
reitungen rur eine interne Lösung. Trotz der strategischen 
Differenzen mit der westlichen Kontaktgruppe, die eher 
eine neokoloniale Lösung mit internationaler Anerkennung 
anstreble, war die RSA aufgrund der bedeutenden Ökonomi· 
sehen Interessen, die ftir den Westen in Südafrika auf dem 
Spiel stehen, mit dieser Taktik erfolgreich. Unter dem 
Druck der Wesunächte elTeichte die RSA bis zur Genfer 
Namibia·Konferenz im Januar 1981 gar eine Reihe weiterer 
Konzessionen (siehe AJB 6/1980 und 3/1981). 

Schon 1979 hatte Chester Crocker in einer Studie rur das 
US.Verteidigungsministerium betont, daß die Afrikapolitik 
der USA vorrangig die globalstrategisehen Auseinanderset· 
zungen zu berücksichtigen habe.4 In dem Ende Mai 1981 
der New Vork Times :tugespielten grundlegenden Strategie. 
papier, das Ch. Crocker Anfang Februar dJ. erstellt hatte, 
wurde dann das völlige Abrücken der USA von der Resolu· 
tion 435 offenbar. 5 

Nach Ch. Croekers Auffassungen ist Namibia ein zentraler 
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UN·Sicherheitsrat 
Resolution 435 vom 29.9.1978 

Der Sicherheitsrat ( ... ) 
1. billigt den Bericht du Generalsekretärs (5/12827) 'Zur Durch­
führung des Vorschlags für eine Regelung der Lage in Namibia 
(S{l2636) sowie seine erläuternde Erklärung (5/12869); 
2. wiederholt erneut, daß es sein Ziel ist;den Rijckzug der wider­
rechtlichen südafrikanisehen Verwaltung Namibias und die Obertra­
gung der ~hcht auf das Volk von Namibia mit Unterstützung der 
Vereinten Nationen und in Obereinstimmung mit Resolution 385 
(1976) zu em:ichen ö 

3. beschließt, unter seiner Autorität und in ÜbcreinSlimmung mit 
dem obengenannten Bericht dei Generalsckrctän eine Umentüt· 
zungseinhcit der Vereinten Nationen für die Qbcrgangsuit (United 
Natioru Tr,msitional Auistance Group, UNTAG) für einen Zeil­
raum von bis zu 12 Monaten zu schaffen, die den Sonderbeauftrag­
ten des Generalsekretärs bei der Erftillung des ihm mit Ziffer I der 
Resolution 431 (1978) des Sichemeiurats erteilten AuftragJ unter­
stützt, d.h. der Gewährleiuung der baldigen Unabhängigkeit Nami­
bias dUT(:h freie und faire Wahlen unter der Aufsicht und KonttoUe 
der Vereinten Nationen; 
4. begrüßt die ßereitschah dl!r SWAPO zur Mitwirkung an der 
Durchführung des Berichts tl~, General!ckretiirs. imbesondere ihre 
im Schreiben des Präsidemcn der SWAPO vom 8. September 1978 
(SI12841) bekundete ausdrückliche ßereitschaft zur Unterzeich­
nung und Einhaltung der &stimmungen über die FeuereinsteIlung; 
S. fordert Südafrika auf, den Generalsekretär unven:üglich bei der 
Durchführung dieser Resolution zu unterstützen; 
6. erklärt. daß alle einseitigen Maßnahmen der widerrechtlichen 
Verwaltung in Namibia im Zusammenhang mit dem Wahlvorgang, 
einschließlich der einseitigen Wlihlerregistrierung. oder eine Ober­
tragung der Macht umer Verstoß gegen die Resolutionen des 
Sicherheitsrats 3M (1976), 431 (1978) und gegen diese Resolution 
null und nichtig ,ind; 
7. ersucht den Generalsekretär, dem Sicherheitsrat späteuem am 
23. Oktober 1978 über die Durchftihrung dieser Resolution zu be­
richten. 
Abstimmungsergebnis: 12 Für. 0 Nein. 2 Enthaltungen 
(Quelle: Vereinte Nationen, ßonn, Nr. 4/1979, S. 147·148) 

Schauplatz des Kalten Krieges. Jedwede Lösun.Ksslrategie 
muß daher den westlichen globalen Interessen untergeord. 
net sein. Die illegale Besetzung Namibias durch die RSA ist 
- ganz abgesehen von den legitimen Rechten der Mehrheit 
der namibischen Bevölkerung - demgemaß von zweitrangi­
ger Bedeutung. 

Crocker-Plan: zuerst Angola schlagen 

In den Mittelpunkt rückte stattdessen die für den Westen 
ungelöste Angola-Frage. Durch den Abzug der kubanischen 
Truppen und die Aufnahme der UNITA in eine Koalitions­
regierung, so verlangte es der Crocker-Plan, solle der Weg für 
eine Namibia-Lösung eröffnet werden. Der zweite Schritt 
des Plans zielte auf eine innenpolitische Stabilisierung in 
Namibia zugunsten der neokolonialen Interessen. 
Vor allem galt es, den Einfluß der SWAPO durch die Besei­
tigung der UN·überwachung in der übergangsphase durch 
vorgezogene und verfassungsmäßige Garantien bei gleichzei­
tiger Stärkung der DTA in einer 12-18 monatigen Vorberei­
tungsphase entscheidend zurückzudrängen. 
Ch. ~rocker sah zu diesem Zeitpunkt noch die Cllance mit 
entsprechendem ökonomischem und politischem Druck eine 
ausreichende Unterstützung von einer Reihe afrikanischer 
Staaten zu erhalten. Der Widerstand, der ihm auf seiner 
Afrika-Reise im April dJ. jedoch entgegenschlug, zwang zu 
einer vorsichtigeren lIerangehensweise. Geändert wurden 
freilich nur Nuancen, wie der Gesprä.chsIcitfaden, den Ch. 
Crocker Mitte Mai dJ. für AIcxander lIaigs Verhandlungen 
mit dem süd afrikanischen Außenminister Pik 80tha in 
Washington erstellte, bclegt. 6 
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Dagegen waren d ie Meinungsunterschiede mit Südafrika 
nach dem Crocker-Plan auf ein Minimum geschrumpft. S ie 
bestanden nunnehr in der unterschiedlichen Einschätzung 
eines langandauemden Guerillakriegs: fti r d ie USA aus glo­
balstrategischen überlegungen ein Zustand der den Vor­
marsch der Sowjetunion eher beschleunige als zurückdränge. 
Kein Wunder also, daß die RSA eine Lösung im Rahmen der 
amerikanischen Vorschläge rur möglich erachtete. 
Ent die Außenministertagung der Organisation für afrikani­
sche Einheit (OAU) in Nairobi Ende Juni 1981 brachte die 
Wende. Innerhalb der westlichen Kontaktgruppe deuteten 
sich gleichzeitig die ersten Risse an. Die USA konnten als 
eigentlicher VerhandlungsfUhrer der .,Fünferbande" ihre 
Position nach dem Wahlsieg der Sozialisten in Frankreich 
nicht mehr unwidersprochen durchsetzen. 
Auf der NATO-Ratstagung in Rom im Mai dJ. ließ das 
Kommunique noch verlauten, daß zusätzliche Vorschläge 
nötig seien, um die Verhandlungen wieder in Gang zu set­
zen, womit man die grundsätzliche Veränderung der Resolu­
tion 435 kaschierte. Anfang August dJ. sprach sich dann 
Frankreich offen gegen eine Verbindung zwischen dem Ab­
zug kubanischer Truppen und der Namibia·Lösung aus. 7 

Auch der kanadische Ministerpräsident scherte wenig später 
aus der gemeinsamen Front der Kontaklgruppe aus und 
stellte sich voll hinter die ursprüngliche Namibia-lnitiative. 8 

Während die RSA ab Mitte Juli dJ. ihre Angriffe gegen 
Angola verschärfte und die DTA unter Dirk Mudge sowie 
der südafrikanische Generaladministrator I-Iough sich in 
Washington die Türklinken in die Hand gaben. wich die US­
Regierung in Teilbereichen erstmals vor dem internationalen 
Druck zurück. 
Zwei Wochen vor der rur Anfang September 1981 angesetz­
ten Sondersitzung der Vereinten Nationen zu Namibia sah 
Südafrika deshalb den Zeitpunkt gekommen. sich mit dem 
Schlag gegen Angola kurzfristig Luft zu verschaffen. 

Es wird darüber spekuliert, ob die RSA die Reagan-Admini­
stration vollends auf ihre strategische Linie festlegen wollte, 
um ihr damit auch den Rückzug auf die Resolution 435 zu 
verbauen. Fest steht. daß sich der Angriff auf Angola hin· 
sichtlich seiner Ziele völlig im Rahmen des US-amerikani­
schen Konzepts bewegte. Eine beiden Seiten angenehme, 
d.h. ihren . Interessen entsprechende Neuregelung der Nami­
bia-Lösung war nicht mehr durchsetzbar. Das gilt auch und 
insbesondere für ihre globalstrategischen Aspekte. 
Der militärische Schlag gegen Angola sicherte wenigstens 
den regionalen Status quo ftir einen gewissen Zeitraum. 
Zweifellos ist die SWAPO durch die Zerstörung großer Teil 
der militärischen Infrastruktur in Südangola empfindlich 
geschwächt worden. Ih~ Guerilla·Aktivitäten gegen die 
südafrikanischen Besatzungstruppen in Namibia werden 
dementsp~chend eingeengt. Auch sind die politischen Kon­
sequenzen in Namibia noch nicht absehbar. (Genauere Ein­
schätzung folg!.) 
Gleichwohl hat die SWAPO international Boden gut ge­
macht. Militärische Aggressivität oder ökonomischer und 
politischer Druck durch die RSA und die Reagan-Admini· 
stration sind heute keine geeigneten Mittel mehr, um die 
Mehrheit der UN-Staalcn zu einem weiteren Nachgeben in 
der Namibia-Frage zu zwingen. 

Anmerkllngen: 
I) Vgl. Die Zeit, 4.9.1980 
2) Vg!. Neue Zürcher Zeitung, Zürich. 8.9.1981 
3) USA, GroBbriunnien, Frankreich, Kanada und Bundesrepublik 

Deutschland 
4) Vgl. Counterspy. Washington, Nr. 4/August-Oktober 1981. 5.3 1 
5) VgL SWAPO of Namibia. Information & Comments, SlOckholm, 

Juni 1981 
6) Vgl. ebenda, Special hsue 
7) Vgl. Facts and Reporu, Amsterdam, 21.8.1981 
8) Vgl. Ethiopian Herald, Addis Abeba. 14.8.1981 



Südafrika - BHO 
Anti-Apartheid-Bewegung 

Neue Waffenlieferungen 
an das Apartheid-Regime 

Die Bundesrepublik Deutschland hat entscheidend wm Auf­
bau des konventionellen und atomaren militärischen Poten­
tials des Apartheid-Regimes in Südafrika beigetragen. 
Das verbindliche Waffenembargo des UN-Sicherheitsrates ge­
gen Südafrika wurde im November 1977 auch mit der Stim­
me der Bundesregierung verabschiedet (Resolution 418 
(1977) SC). Dennoch dauern die militärischen Lieferungen 
aus der Bundesrepublik Deutschland an Südafrika weiter an. 
Gelidert wurden U.<I. (siehe Anhang): 
• lsotopenmeß. und Steuerungssysteme für die: nicht inter­

nationaler Kontrolle unterworfene Urananreicherungsan­
tage; 

• sensitive Kompressoren für die Urananreicherungsanlage; 
• eine Munitionsflilbnlage; 
• 3.000 Militärlastwagen; 

• Fertigungsanlage Atlantis Diesel Engineering ftir Motoren 
für Militärfahrzeuge, errichtet durch Daimler·Benz. 

Anhang 
Lieferungen von Waffen und dazugehörigem Material aus 

der Bundesrepublik Deutschland sowie deren Transport an 
das Apartheid.Regime vom 4. November 1977 

Die Bundesregierung genehmigt nach eigener Aussage die Ausfuhr 
von unter den Abschnieten A (Waffen, Munition und Rüstungsmate­
rial) und B (Kemmaterial) der Ausfuhrliste aufgeführten Produkte 
nach Südafrika niche, wohl aber "sonstige Waren von ItrlIeegischer 
Bedeutung", die unter C der Ausfuhrliue ab genehmigungspfücheig 
aufgefUhre lind. (Brief des Bundesministers für Wirtschafe, V A 4 -
932592, vom 5. Februar 1979 an A.H., Neuwled) , 
Dies stellt eine Fehlinterpretation des Waffenembargos des UN·Si· 
cherheitsratel vom 4. November 1977, Resolution 418, dar. Diese 
Entschließung verbietet nämlich die Belieferung Pretoria~ mit "Waf· 
fen und dazugehörigem Material aller Art" sowie mit Anlagen zu 
deren Herstellung. 
Uneer C der Ausfuhrliste sind zum Beispiel aufgelistet: Maschinen rur 
die Herstellung von Flugzeugen (1081), Spezialmaschinen rur die 
Fertigung von Strahltriebwerken (1086), Anlagen rur die Erleugung 
militärischer Sprengstoffe und fester TreibmiueJ (1118), Windkanäle 
(U61), Schiffe, deren Rumpf und Antriebsma.schinen ganz oder 
überwiegend aus nichtmagneti$chen Stoffen bestehen (1416 cl, neue 
Schiffe mit Decks oder Plattfonnen, be.onders konstruiert oder ver· 
seärke rur die Aufnahme von Waffen (1416 c,d), Flugzeuge und Hub· 
schrauber, FlugzeugmOt01C1l (1460), Navigations--, Funkpeil·, Radar· 
und Bord·Nachrichtengeräte (1561), Unterwasserortungsgeriite 
(1510), Femme6- oder Femsteuereinrichtungen für bemmnte oder 
unbemannte Luftfahrzeuge, Raumfahrzeugc oder gelenkte oder uno 
gelenkte Waffen (1518), Laser oder Lasersyseeme (1522), Chiffrier· 
maschinen (1527). 
Derartige Geräte und Anlagen dürfen also nach Aussage der Bundes· 
regierung nach Südafrika gelangen. 

Bisher bekannt gcwordene Lieferungen: 

I) Die Ausfuhntatistik des Bundesamces rur Staeistik in Wiesbaden 
nennt flir den Zeitraum von Dezember 1977 bis Oktober 1979 die 
Aush.>hr folgender Eneugnisse au, der Bundesrepublik nach Siidafri· 
ka, deren Export nach 1 Ader Ausfuhrliste der Bundesregierung ver· 

Ein weiteres Beispiel fUr die andauernde militärische Zusam­
menarbeit Bundesrepublik - Südafrika ist die kürzlich er· 

folgte Lieferung von zwei Minenkampfbooten sowie die Li· 

zenzierung ftir den Bau solcher Boote in Südafrika. 

Die beiden Boote, offiziell als "Forschungsschiffe" dekla· 

riert, sind im Mai l bzw. im Oktober 19802 von der Bun· 

desrepublik an Südafrika ausgeliefert worden. Im selben 
Zeitraum wurden Südafrika auch Lizenzen für den Bau wei· 

terer Boote dieses Typs erteilt. 3 

Die Boote sind 49 m lang und 9 m breit. 1 Sie werden durch 

zwei unmagnetische3 MTU Diesel4 angetrieben und sind 

mit Voith·Schneider·Propellem 3 ausgerüstet. Außerdem 
sind sie mit einem MES·Entmagnetisierungssystem von Sie· 

mens5 und einem schräg wirkenden Sonarsysu:m] ausge· 

stattet. Die Bootskörper sind aus lIolz gefertigt. Sie tragen 

einen großen dreifUßigen Radaranlagenträger und neben 

dem Peildeck zwei Plattfonnen zum Signalisieren mit Flag. 

boten ist: 194 Revolver, drei jagdbüchsen, 900 kg jagdpaeronen, 
8.000 kg Sportpatronen, 13.700 kg Kartuschen, 15.600 kg Patronen· 
hiilsen, 1.200 kg Geschosse, 138,400 kg andere Waffen, 1.600 kg 
Teile aus Metall fLir andere Waffen. 
2) Die Bremer Firma Varian MAT lieferte noch nach November 
1977 mehrere MassenJPCktrometer rur die siidalrikanilloChe Uranan· 
reicherungsan •. In ihrem Prospekt von 1978 beschreibt Varian 
MAT diese Geräte als "UF·Meßsystem, vollaueomatisch arbeitendes 
Me6- und Überwachungssystem zur kQntinuierlichen Bescimmung 
des lsotopenverhälmisscs 235 U/238 U an UF6-Gas. Es wurde spe­
ziell für die Betriebsüberwachung in Anreicherungsan1agen konseru· 
iert. " 

Die Lieferung dieser Massenspektrometer verstößt insbesondere ge­
gen den Atomwalfensperrvertrag (NPT, Artikel 111, 2 b; INFIRC/209 
Memorandum B 2.5.1.), weil es sich um ein yollautomatisch arbei· 
tendes Oberwachungsgerät handele und weil Siidafrika weder den 
Atomwafrensperrvertrag unterzeichnet hat, noch seine Urananrei· 
cherungsanlage einer Konerolle der Internationalen Atomenergiebe· 
hörde (IAEA) Unterstellt. 

Darüber hinaus war der Export der MasscnJPCktrometer gemäß Aus· 
fuhrliste 1 B 0118 in Zusammenhang mit "AnwendWlg der Ausfuhr· 
liste" ohne Genehmigung verboten. Außerdem werden diese Spek· 
trometer durch integrieree Compueer gesteuert, deren Expore eben· 
falls ohne Genehmigung verboten ist. ( ... ) 
3) In der ersten jahreshälfte 1978 lieferte die Firma MAN/GHH 
Verdichter rur die Urananreicherung5UIlage nach Südafrika.. Diese 
Lieferung stellt ebenfalls eine Verletzung des Atomwaffenspenver· 
ttags dar (NPT Artikel 111, 26; INFIRC/209!Mod. I, December 1978, 
2c). ( ... ) 
4) Im Dezember 1977 lieferte die Münchner Firma Steigerwald eine 
Elekuonenstrahlperforierma.schine zur Metallbearbeitung in der !üd· 
afrikaniJchen Urananreicherungsanlage nach SMafrika. Aufgrund 
ihrer straeegieJchen Bedeutung fallt diese Maschine unter die ßcstim' 
mungen der Ausfuhrliste I C. Der Verkauf eines solchen Geräts an 
die Sowjetunion war verboten worden. Die Bundesregierung ist der 
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gen. 2 Der Farbanstrich der Boote ist grau oberhalb und 
blau unterhalb der Wasselinie. 6 Darüber hinaus sind sie mit 
einem Kran ausgerüstet. 4 

Die Schiffe entsprechen in ihrer Konstruktion den Minen· 

kampfbooten der "Schütze"-Klasse der Bundesmarine, die 
von der Werft Abeking & Rasmussen in Lemwerder gebaut 

worden sind. Auch die beiden Boote rur Südafrika wurden 

von Abeking & Rasmussen hergestellt und über Bremerha· 

ven an die Kriegsschiffswerft Sandock Austral4 in Maydon 

Wharf auf Salisbury Island/Durban geliefert. Das erste Boot 

wurde auf der von der Bremer Hansa·Linie gecharterten 

"lJhenfels" transportiert,l das zweite auf der von der Rot· 

terdamer Mammut Reederij gecharterten "Happy Rider".2 

"Rein zivile Forschungsschiffe"? 

Bereits 1974 hatte Südafrika bei Abeking & Rasmussen die 

Lieferung von 800tskörpem rur Minensuchboote beantragt. 

Bewaffnung und Elektronik sollten in Südafrika hinzuge rUgt 

werden. Das Auswärtige Amt hatte damals der Erteilung 

einer Exportgenehmigung angeblich nicht zugestimmt. 7 Im 

,,1977 White Paper on South African Defence" der südafri­

kanischen Regierung hatte es dann geheißen, Südafrika er· 
wäge jetzt die Anschaffung neuer Minen kampfboote. Eben· 

falls 1977 genehmigte die Bundesregierung der Firma Abe· 
king & Rasmussen den Export von "Forschungsschiffen" 
nach Südafrika. 8 

Die Exportgenehmigung flie die 1980 ausgelieferten "For­

schungsschiffe" war aufgrund des Außenwirtschaftsgesetzes 

erforderlich. Die Ausfuhrliste (AL) zur Außenwirtschafts-

Meinung, der Export dieser Maschine nach Südafrika könne ohne 
~nehmigung erfolgen (Zur Sache, Presse· und Infonnationsamt der 
Bundesregierung, Bonn, Oktober 1978, S.22). (Ausfuhrliste AL I C 
1091,1204) 
!i) Ebenfalls nom nach dem 4. Noon:mber 1977 l>eferte die Firma 
MTU, Friedrimshafen, Spezia1moloren aus unmagnclischem MateriaJ 
fUf Südafrikas Raketenschnellboote Typ "Ramta". Oie Bundesre· 
gierung behauptet in die.sem F;dl, die Motoren von MTU seien "nimt 
ohne weitere. genehmigungspflichtig, da $Olme Motoren keine Spe· 
zialkonstruktionen" darstellten. (Zur Same, Preue· und Infonna· 
tionsamt der Budesregierung. Bonn 1978, S.3!i). Eine Genehmigungs· 
pflicht ergibt sim aus Ausfuhrliste I A 0009. 
6) Seit Januar 1978 liefert die Ulmer Firma Magirus Deuu jährlich 
1.000 Mililärtaslwagen vom Typ 130 M 7 F AL, 130 M 7 FL, 192 D 
12 AL, und 320 0 21 AL, fur insgesamt etwa 50 Mio DM nam Süd· 
afrika. In der "Programmübersimt Militärfahrzeuge (1980)" von 
Magicus Deuu sind die Typen 130 M 7 F AL und 192 D 12 AL eigens 
ab Militärfahrzeuge aufgeftihrt und abgebildet. ( ... ) 
7) 1978 lieferte Daimler·Benz 300 Unimog.M:ilitärfahrzeuge fUrden 
Einsatz der südafrikanismen Truppen in Namibia. (AL I A 0006 
b,h,I) 
8) 1977/78 errimteten die Firmen: Rheinmetall, 01t0 Junker, 
Süddeutsche Baubeschläge und WASAG in Südafrika eine Munitions­
ftillanlage zur Herstellung von 155 mm Granaten fUrdas Nato·ArtiJIe· 
riesynem FH 70 bwz. Ge 45. (AL 1 A 0003 b mit § 5 ,2 AWV und I 
A 0018) 
9) Zu den bereits nach Südafrika gelieferten vier Großraumflug· 
zeugen Airbus A 300 werden zur Zeit drei weitere Exemplare dieser 
französiseh·britisch-bundesdeutschen Koproduktion in Südafrika her· 
genelil. (vgl. Erwiderung, Antwort auf ein Dementi der BundesT!':· 
gimmg, AAB, Bonn 1980, S.32) (AL I C 1460) 
10) Im Juni 1979 on:rsuchte die Firma Ogus, Oberndorf, nach Süd. 
afrika militii.risehe Tamnelze zu liefern. Sie smeiterte mit ihrem Vor· 
haben am Widerstand der Hafenarbeiter in Rotterdam, die sim wei. 
genen die TamnelJi:e zu verladen. (Rheinische POlt, D~ldorf, 
7.6.1979; Unsere Zeit, Düsseldorf, 8.6.1979) 
11) Im Februar 1979 berichtete die brilisdle Tageszeitung Observer 
die kürdidl erfolgte Lieferung eines militäris<:hen Venchlüs.sclurtgsge. 
räu durch die Siemens-Niederlassung Crypto in der Schweiz an das 
Apartheid·Regime in Südafrika. (Observer, London, 4.2.1979) (AL I 
C 1527) 
12) Oie portugiesische Waffenfabrik Braco da Prata produziert in 
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verordnung vom 7. Dezember 1976, Teil I A, 0004 bund 

0009 a, b,c verbietet den Export von Schiffen, Unterwasser­

schiffen, die für Angriffs· oder Verteidigungszwecke gebaut 
sind,9 von Unterwasserortungsgeräten, 10 von Schiffen mit 

Rümpfen oder Antriebsmaschinen aus vorwiegend unmagne· 
tischen Materialien oder von MES-Systemen 11 ohne beson· 

dere Genehmigung. 

Auf Anfrage der Anti.Apartheid-Bewegung (AAS) antworte· 

te der fUr die Eneilung der Exportgenehmigung zuständige 

Bundeswirtschaftsm inister: 

"Bei den beiden von der Werft Abeking & Rasmussen im 

Jahre 1980 nach Südafrika gelieferten Einheiten handelt es 

Lizenz sowie auf Maschinen aus der Bundesrepubtik Deutschland G·3 
Gewehre. Portugal darf diese ~wehre nur mit Genehmigung der 
Bundesregierung exportieren. Im Sommer 1978 wurden 150.000 
dieser G·3 Gewehre von Portugal an Südafrika verkauft. (Observer, 
London, 4.2.1979) 
Nadl Informationen der Ikfreiungsbewegung Namibias Südwestafri· 
kanische Volksorganisation (SWAPO), ist die in Namibia operierende 
südafrikanisehe Anneeabteilung Namibia National Home Guard mit 
diesen ~wehren ausgerüstet. (AL 1 A 0001 mit § 5,2 AWV) 
13) 1978 transportierten das Hamburger Schiff "Tugelaland" und 
die Bremer "Moan River" von Kanada über Spanien 15!i mm Ge· 
schoßhülsen na<;h Südafrika. Ebenfalls 1978 transportierte die Ham· 
burger "Oskar Wehr" 11 "Bell"·Mililimub,<;hrauber nach Durban, 
1979 die Hamburger "Uri" von Tilbury, Großbritannien, nach Dur· 
ban 2 ,,sikorsky"·Marinehub$ehrauber. (§ 4 KWKG) 
14) Die Finna Volkswa~n produzien in Südafrika Jeep' (Blick 
dur<;h die Wirtschaft. 17.7.1979). Es handelt sidt dabei möglidter· 
weise um das .,Trax"·Modell, ein mit einem Motor von Daimler·Benz 
ausgero'tetes Militiir-Geländefahn.eug, das seit 1978 in Pretoria mon· 
tien wird. (AL I A 0006 mit § 5,2 AWV) . 
15) Die Motoren für den "Trax" und für Militärfahrzeuge von 5·7 t 
Nutzlast sowie die Motoren Hirgepanzcrte Fahrzeuge und Panzcrzug· 
fahrzeuge (8·10 Zylinder, 600 PS) soUen in der Firma Atlanti$ Diesel 
Engineering bei Kapstadt hergestellt werden. Daimler·Benz gibt die 
Lizenz für die Herstellung der Motoren und baut die Fabrik. MAN, 
Nümberg, baul zusammen mit der südafrikanisdlen Firma General 
Mining die erforderlidlen Achsen; die Zahnrad fabrik Friedrichshafen 
stellt ZU$3mmen mit Sandock Austral die Getriebe her, die Firma 
Knorr, Mündlen, die Bremsen. (AL I A 0006 mit § 5,2 AWV) 
16) Bunde5deutsche Firmen wie: Linde, Lurgi, Deutsche Babcock, 
MAN/GHlI, Sicmen, bauen zur Zeit die Kohlt:verflüssigungsanlage 
SASOL 11/111 in Südafrika. Neben Treibstoff sollen damit auch Stof· 
fe zur Her$tellung von Sprengstoff gewonnen werden (Rand Daily 
Mail, Johannesburg, 31.7.1979; South African Digest, Prelom, 
8.2.1980, S.2). (AL I C 1110) 
17) Siemens beginnt in Siidafrika mit der Produktion von Mikroelek· 
tronik, deren Export aus der Bundesrepuhlik gegen das UN·Waffen· 
embargo on:r5l0Ben würde. Für diese Produktion emiclt Siemens von 
der südafrikanischen Regierung einen besonderen Zollschutz (Leser· 
brief von L. van Biiljoen, Lt:iter des 8ertichs Elektrotechnik der 
Universität Pretoria, in: Pulse, Johanne,burg, April 1979). (AL I C 
1355,1356.1364) ( ... ) 



sich um rein zivile Unterwasserforschungsschiffe, deren Aus­
fuhr 1977 von der Bundesregierung nach eingehender Prü­
fung der Konstruktionsunterlagen genehmigt worden ist. 
Aufgabengebiet der Schiffe, deren Endempfanger das kom­
merzielle Forschungsinstitut Council rur Scientific and In­
dustrial Research ist, ist die Ausrurhung von geophysikali­
schen Forschungsarbeiten. Diese AufgabensteIlung macht 
die antimagnetische Holzbauweise erforderlich. 
Schon die Tatsache, daß die Schiffe nicht bewaffnet sind 
und auch keine Aufnehmevorrichtungen rur Waffen besitzen 
sowie nur eine geringe Geschwindigkeit (16 Kn) haben, die 
von den meisten Handelsschiffen übertroffen wird, spricht 
gegen die Behauptung, es handele sich um Wach- oder Mi­
nensuchboote."s 
Diese Aussage des Bundeswirtschaftsministers ist in mehrfa­
cher Hinsicht nicht zutreffend: 
l. "Gesl,:hwindigkeit" - Minenkampfboote müssen keines­
falls schneller als 16 Kn sein_ Die .,Schütze"-Boote z.B. wa­
ren ursprünglich rur eine Geschwindigkeit von 15 Kn ausge­
ri.istet_ Nach dem Einbau stärkerer Motoren machen sie heu­
te bis zu 25 Kn. 
2. "Bewaffnung" - Die Boote können in Südafrika bewaff­
net werden. 
3. "Council for Scientific and Industrial Research (CSIR)" 
- Die Tatsache, daß der CSIR - bekannt als Empfanger 
militärischer und nuklearer Technologien - für die geliefer­
ten Boote als offizieller Empfanger fungiert, spricht nicht 
gegen deren militärische Bedeutung. 
4. Der angegebene Verwendungszweck "geophysikalische 
Forschungsarbeiten" gehört zur Vorbereitung der Minen­
jagd. 12 
Die militärische Bestimmung der Boote ist darüber hinaus 
aus folgenden charakteristischen Merkmalen erkennbar: 
5. Die Boote sind mit einem MES-System zur Neutralisie­
rung elektromagnetischer Felder ausgerüstet. Dieses System 
ist rur Minenkampfboote unabdingbar, Hir Forschungsboote 
jedoch nicht erforderlich. Das MES-System wurde unter Ge­
heimhaltung durch die Firma Siemens in Lemwerder instal· 
liert. 
6. Die Boote sind mit einem außergewöhnlich großen Mast 
fUr eine Radaranlage ,versehen, wie er rur Kriegsschiffe ty­
pisch, für zivile Boote jedoch unangemessen ist. 
7. Die Boote ~ind mit Plattformen für Flaggensignalisieren 
ausgerüstet. Das ist nur für Kriegsschiffe erforderlich. 
8. Der unmagnetische, stoßfeste und geräuscharme Voith­
Schneider-Propeller, mit dem präzise und extreme Bewt'­
gungsänderungen möglich sind, ist eine militärische Ausrü­
stung. 
9. Die Boote sind mit einem Kran ausgestattet - unge­
wöhn lich für zivile Boote dieser Größe, übernüssig für For­
schungsboote, aber kennzeichnend für Minenkamplboote: 
damit werden Minenjagdgeräte ins und aus dem Wasser ge­
hievt. 
10. Der Anstrich der Boote ist grau und blau. Diese Farben 
sind für Kriegsschifft' charakteristisl,:h. 

Zusätzlich zur Lieferung dieser Boote hat Abeking & Ras­
mussen dit' Lizenz zum Bilu zweier weiterer Boote in Süd­
afrika vergeben. Die Johannesburger Tageszeitung The Star 
meldete, Südafrika wolle eine Flotte von mehr als 30 klei­
nen Patrouillenbooten bauen. Höchstwahrscheinlich dient 
dazu die bundesdeutsche Anleitung. 

Welche Absichten Pretoria mit der Anschaffung dieser Boo­
te verfolgt, wird aus den täglichen Angriffen des Apartheid­
Regimt's gegen die benachbarten Frontstaaten deutlich: Pre­
toria will mit diesen Minenkampfbooten die Küstengewässer 
der Nachbarstaaten für die Landung eigener Verbände und 
militärischer Ausrüstung öffnen. 
(Quelle: AAB-Pressem itteilung, Bonn, 29.6.1981) 

Anmerkungen: 
I) Nordseezeitung, Bremerha~en, 20.5.1980, S. 11 
2) Marine Rundschau, MWl<:h .. n, Nr. 12/1980, S. 757 
3) Aussage von Borchen, Prokurist bei Abeking &: Rasmuuen, ge­

genüber Maass und Henberg, AAB, am 6.2.1981 
4) AU$sage ~on Schaedla, Teilhaber von Abeking &: Rasmuuen, 

gegenüber Burkhard und ~taas" AAB, am 14.1.1981 
5) Infannation aus Industriekreisen geg.-nüber AAB 
6) Augemeig .. nbericht gegenüber AAR 
7) Quick, München, 20.11.1975 
8) Schreiben des Bundesministers nir Wirtschaft, VA 4 -

932592/1, an Thonten Maass, AAB, vom 9.3.1981 
9) Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 246 ~om 30.12.1976, 32. Ver­

ordnung zur Änderung der Ausfuhrliste, Anlage AL zur Außen· 
wirtschaftsverordnung, vom 17.12.1976: J A, 0009 a) "Kampf­
sdliffc oder für Angriffs- oder Verleidigungszw .. ck .. gebaute 
Ober- oder Unterwassenchiffe, auch wenn sie für nichtmilitäri· 
sche Zwecke umgebaut sind, ahn .. Rücksicht auf ihren Repara· 
tun:ustand oder ihr .. Einsatzfahigkeit; Rümpfe oder Teile von 
Rümpfen für solche Schiffe" 

10) AL, I C 1510 "Unlerwasseronungsgeräte zum Auffinden oder 
Orten von Gegenständen unter Wasser mit Hilfe ~on magneti· 
schen, akustischen oder Ultr.uchall-Meß~erfahreß und Spezial· 
teile hierfür, ausgenommen Echolotgeräte, die ausschließlich zur 
Messung der Waueniefe oder der Entfernung untergetauchter 
Gegenstände oder von fischen und/oder von Walen senkrecht 
unter dem Ortungsgeriit dienen" 
AL, 1 A 0009 c) "magnetische, akuslisdle und mittels Druck· 
messung arbeitende Unlerwasserortungsgcräte, besonders kon· 
struiert für militärische Zwecke; Steuerorgane und Bestandteile 
hierfür" 

11 ) AL, I A 0009 b) ,,3. nichtmagnetische Dieselmotoren mit einer 
Leistung ~on 50 Pferdestärken oder mehr, besonders konstruiert 
für militärische Zwecke" 
AL, I C 1416 c) "Schiff .. , d .. r .. n Rumpf und Antriebsmaschinen 
gam oder überwiegend aus nichtmagnetischen Stoffen be­
stehen" 
AL, I C 1416 .. ) "Schiffe mit ... Einrichtungen zu ihrer Dauer­
Entmagnetisierung" 

12) Marineforum, Hcrford, Nr. 3/1981, S. 58 
I!I) TheStar,Johanncsburg, 25.4.1979 

SM 1/1981 ~"1 ItiM fundi.ne 
G,undlagoninlormat;on ut>er den 

Dich beeI ... SH 2/1981. 
Olcbbesl .... SH IIH181 . 
Ok:llbln.um~ .... ~",,=*-~ 
o 1d'I.tIorniete dU AlB .. Nt . .• 

em. M>8fiIllen ... nd -..- an: 
AIB.l.IoIbIgeIr. "6. 3MO MertJurg I, Tel. 06421/2"672 
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Nikaragua 

Daniel Ortega Wir werden flexibel 
und standhaft bleiben 

Anliißlich des zweiten Jahrestages des Sturzes der Somoza­
Diktatur im Juli d.j. konzentrierte sich di€ Berichterstat· 
tung hierzulande einmal mehr auf das Unwesentliche; U.a. 
auf Eden PMtoras und Jose Valdiuios Niederlegung ihrer 
Vizemini$terJunktionen /Im 7. Juli d.j. (sie wollen sich der 
Guer,Ua andernorts anschließen) oder auf die Range/eien der 
nikaraguanischen Kirchenfiihnmg, welche die der Revolu­
tionsregierung zugehöngen Priester zur Aufgabe ihrer poli­
tischen Funktionen aufforderte (siehe AlB 9/1981, S. 17). 
Schweigen im Walde aber herrschte dariiber, wie in Managua 
der 2. Jahrestag des Sieges der sandinistischen Volksrevofu­
tian begangen wurde. 

Mehr als 500.000 Nikaraguaner hatten sich niimlich auf der 
"Plaza 19 de Jufio" versammelt - ein deutlicher Beleg für 
die reale Massenunterstiitzung der Revolution. Bemerkens· 
wert waren auch die an·entierungspunkte, die Daniel Or· 
tega, Sandinista·Fiihrer und KoordinatQr der Regierungs· 
junta des Nationalen Wiederaufbaus, in seiner programma· 
tischen Rede auf dieser Kundgebung setzte: Fortführung 
diverser Verstaatlichungen, der Agrarreform und der GenQs· 
senschaftsförderung, konsequenter Antiimperialismus. 

Inmitten einer Welt voll wirtschaftlicher Ungerechtigkeit 
gibt es eine Situation, welche die nikaraguanische Revolu­
tion ernsthaft beunruhigt. Ein Land, das eine Weltmacht 
darstellt und deshalb eine große Verantwortung in der Welt 
hat, ein Land, das uns überfiel, uns heimsuchte und unser 
Territorium mit Blut befleckte, verfolgt eine aggressive 
12 

Politik gegenüber unserer Revolution. Wir meinen, wie Sie 
bereits bemerkt haben werden, die Vereinigten Staaten. 

Im Januar 1981, als eine neue Administration die Regie. 
rungsgeschäfte in den USA übernahm, gehörte es zu ihren 
ersten Maßnahmen, Nikaragua einen noch auss tehenden 
Kredit in Höhe von 20 Mio Dollar zu streichen. Vier Monate 
später, im April 1981, beschloß jene nordamerikanische Re· 
gierung, von einem 70·Mio·Dollar·Kredit 15 Mio Dollar ein· 
zufrieren, die schon angewiesen, aber noch nicht ausgezahlt 
waren. Im gleichen Monat strichen sie uns 11,4 Mio Dollar 
rur wirtschaftliche Entwicklung und weitere 14,7 Mio Dollar 
rur den Kauf von Weizen und Pflanzenöl. Und im Juni 1981 
haben sie uns 20 Mio Dollar, die rur das Finanzjahr 1982 
vorgesehen waren, gestrichen . Auf insgesamt 81,1 Mio 001· 
lar beläuft sich die Summe, welche die USA einem Land 
vorenthalten, dem sie seit Januar 1981 viel schulden. 

Hinzu kommt, mit welchem Wohlgefallen die US·Regierung 
zuläßt, daß auf ihrem Territorium in aller Ruhe ehemalige 
Söldner Somozas trainieren können, wobei sie die Existenz 
solcher Ausbildungslager in unverantwortlicher Weise recht· 
fertigt. 

Ni karagua steht nicht allein 

In dieser internationalen Situation des Wettrüstens, aben· 
teuerlicher überfälle und ökonomischer Aggressionen steht 
Nikaragua nicht allein. Und es ist gut, daran zu erinnern, 
daß, abgesehen von der Haltung, welche die USA im J anuar 
198 1 bezogen, Länder wie d ie Deutsche Demokratische Re· 
publik, die Bundesrepublik Deutschland, Algerien, Bulga· 
rien, Kanada, die EG, Kuba, Dänemark, Finnland, Frank· 
reich, die Niederlande, Irak, Libyen, Mexiko, Norwegen, 
Schweden, die Sowjet union, die SFRJ u.a. ihre Hilfe rur 
Nikaragua nicht stoppten und zu keiner Zeit von Bedingun· 
gen abhängig machten. 

Auch innerhalb unseres revolutionären Prozesses sehen wir 
uns mit Fehlern der Werktätigen in der Produktion, mit 
Sabotage in der nationalen Wirtschaft konfrontiert; we!ln 
die Arbeitsdisziplin nicht eingehalten, wenn Wirtschafts­
sabotage verübt wird, wenn Arbeitsverträge gefordert wer· 
den, die nicht der schwierigen Situation dieses Landes Rech· 
nung tragen. Wirtschaftssabotage ist es auch, wenn sich Teile 
unserer Werktätigen von Gewerkschaftszcn tralen ins 
Schlepp nehmen lassen, die nicht deren Interessen verfolgen. 
Dennoch müssen wir sagen, daß sowohl die im Regierungs· 
apparat Tätigen als auch die Werktätigen in der Produktion, 
daß sich die werktätige Klasse Nikaraguas im allgemeinen 
positiv, bewußt und diszipliniert verhalten und sich davon 
leiten lassen, das voranzubringen, was wir schon erreicht 
haben bzw. erreichen wollen. 

Was ist zu tun in dieser Situation (von der einleitend gespro­
chen wurde; d. Red.)? Welche Richtung sollen wir vor· 
geben, welche Maßnahmen ergreifen? 



Mit der Nationallehung (der SandiniHischen Froß[ für die 
Nationale Befreiung - FSLN; d. Red.) hat der Regierongsral 
diese Probleme analysiert. Die Nationalleitung tagte vor ge­
raumer Zeit und hat große Anstrengungen unternommen, 
um auf diese Fragen Antworten zu finden, ernsthafte Ant­
worten, vernünftige Antworten, nicht solche, die uns das 
nerz zurofen mag, sondern solche, die uns der Verstand 
diktiert, verantwortungsbewußte Antworten, weil hier ein 
ganzes Volk, eine Revolution, die Hoffnung auf Verände­
rungen in Lateinamerika, der Beitrag zur Weltrevolution auf 
dem Spiel stehen. 
Wir haben beschlossen, den Kampf um ökonomische Unab­
hängigkeit, fur Souveränität, Selbstbestimmung und Nicht­
einmischung fotlzuflihren und unsere Beziehungen zu allen 
Ländern in der Welt, die das gleiche Verlangen haben, zu 
erweitern, Gegenüber den Vereinigten Staaten werden wir 
flexibel sein, aber wir werden standhaft bleiben. 
Sie sollen die Ausbildungslager in Miami verbieten und nicht 
die konterrevolutionäre Tätigkeit gegen Nikaragua fördern, 
die uns schon so viele Tote gekostet hat und noch weitere 
kosten wird. Sie sollen sich nicht in Mittelamerika einmi­
schen, wie sie es schon in EI Salvador tun. Sie sollen ihre 
Angriffe gegen uns auf ökonomischer Ebene unterlassen und 
keine abenteuerliche, sondern eine verantwortungsbewußte 
Rolle spielen. Wir sagen ihnen, daß wir immer Antiimperia­
listen bleiben werden. 
Es gibt eine Maßnahme von großer Bedeutung, die unser 
Volk schon seit vielen jahrzehnten fordert. Wer kann die 
Bedingungen ignorieren, unter denen die Bauern unseres 
Landes leben, wer kann den Mißbrauch ignorieren. der mit 
dem Boden in unserem Land betrieben wurde? 
Es genügt, daran zu erinnern, daß es in diesem Land Latifun· 
dien besitzer gab, Somoza-Anhänger oder konservative 
Grundbesitzer, die den größten Teil des Bodens hier besas· 
sen. Sie kultivierten davon nur einen kleinen Teil, den Rest 
bewirtschafteten sie nicht, nutzten ihn aber als ein Instru­
ment ihrer politischen Macht. 

Auf die Agrarreform konzentrief(:n 

Im vergangenen jahr haben wir auf diesem Platz Maßnah­
men vorgeschlagen, die den ungenutzten Boden betrafen. 
Jedermann war einverstanden mit diesem Schritt, aber solch 
eine Maßnahme ist bei der Vielzahl der Probleme, die unser 
revolutionärer Prozeß zu bewältigen hat, nicht so einfach zu 
realisieren. Zuerst kämpften wir darum, jene Ländereien zu 
konsolidieren, die einst dem Samoza·Clan und seinen Ver­
bündeten gehört hatten und die, faktisch ohne Mittel, ver­
schuldet und zerstört waren. Wir mußten den Boden wieder 
kultivieren, um die Produktion in Gang zu bringen. Darauf 
konzentrierten wir unsere Hauptkraft. 
Im Ergebnis einer Tagung der Nationalleitung und des Re­
gierungsrates möchten wir am heutigen Tag unserem Volk 
ein Gesetz über die Agrarreform vorschlagen. Dieses Gesetz 
über die Agrarreform betrifft Eigentum an Boden über 500 
Manzanas (345 ha; d. Red,), das nicht oder ungenügend 
genutzt wird. Diese Festlegung bezieht sich auf die Depar­
tements Leon, Chinandega, Managua, Masaya, Granada, 
Rivas, Carazo, jinotega und Matagalpa, während im rest· 
lichen Teil des Landes die Grenze bei 1,000 Manzanas (690 
ha; d. Red.) liegt. 

Das Gesetz verfUgt, daß jene Ländereien betroffen sind, die 
von Teilpächtem, Pächtern und Kleinbauern bearbeitet wer­
den. Es betrifft auch jene Ländereien, die von ihrem Besit­
zer nicht bearbeitet werden, ebenso den Grundbesitz all 
jener, die das Land aufgrund des 19. Juli (1979; d. Red.) 
verließen und bis zum heutigen Tag nicht zurückgekehrt 
sind. 

Grund und Boden sowie sonstiges landwirtschaft liches Ei­
gentum werden durch das Ministerium rur landwirtschaft­
licne Entwicklung zugeteilt an: 
1. landlose Bauern, Teilpächter, Pächter und Siedler; 
2. an Genossenschaften; 
3. an Betriebe der Agrarreform; 
4. an Produzenten, die ihn effektiv bearbeiten; 
5. an Kämpfer, die an unserem Befreiungskampf teilnah­

men und auf dem Lande arbeiten möchten: 
6. an Familienangehörige von Helden und Märtyrern der 

Revolution, die den Boden bearbeiten möchten. 
Der Boden wird unentgeltlich und in genügendem Umfang 
verteilt, so daß ein Einkommensniveau garantiert wird - ob 
rur Bauern in der Genossenschaft oder in der individuellen 
Wirtschaft - , das zumindest dem monatlichen Mindestlohn 
entspricht. 
(Quelle: Barricada, 1\.Ianagua, 20. 7.1981 ; Ausschnitte) 

neu bel UnIDOC: 

Dal land deI 
AO/en und deI 
nachtigallen 

Die Geschichte des Iran seit der Entdeckung des Erdöls 
bis zum Sturz des Schah-Regimes - in aufregenden aktu· 
ellen und historischen Aufnahmen, Dokumenten und 
Aussagen - eine exemplarische Geschichte über die kolo-
niale und eokoloniaJe wirtschaftliche Ausbeutung eines 
Landes. 
(Film von Yoash Tatari - BRD 1981 -
Musik: Floh de Cologne - 16 mm - Farbe - 125 Min.) 

* Wieder lieferbar: UNIDOC-Verleihkatalog 
mit ca. ':)00 Dokumentar- und Spielfilmen, davon 60 aus 
dem internationalen Bereich. Gegen Voreinsendung von 
DM 10,- auf Postscheckkonto München 284 58 . 803 _ 
Absender und "Katalog" auf dem Empfängerabschnitt 
nicht vergessen I 
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Honduras 

Robert Holden I 
~ 

-" 

Aufmarschplatz 
der Konterrevolution 

Still., 0 ..... , 

, , 
I 

Mitte August d.j. vereinbarten die Diktaturregimes EI So/va­
dors, Guatemalas und Honduras' bei einem Treffen in Te­
gucigalpa, ein "eisernes Dreieck" zum kQon"dinierten Mi/i­
tiireinsatz gegen die mittelamen"konischen Befreiungsbe­
wegungen zu bilden. Einem KOrTespondentenbericht der 
Neuen Zürcher Zeitung zu/olge weist die erweiterte Präsenz 
von US-Militijrbero.tern sowohl im Grenzbereich zu EI Salva­
dor (La Virtud) als auch zu Nikaragua "auf 
einen im Einvernehmen mit dem Slate Departement und 
dem Pentflgon ausgearbeiteten Plan" hin. Die US-Berater 
giiben selbst zu, "Koordinierungsau[gaben zwischen hondu­
fonischen und safvadon'/lnischen Militiireinheiten übernQm· 
men zu haben ". 
Damals hieB der Außenminister John Foster Dulles, nicht 
Alexander Haig, und 1954 war der Grund rur seinen Ärger 
die reformistische Regierung Guatemalas unter Jacobo Ar· 
benz Guzman. 17 Jahre später behauptet die US·Regierung 
erneut, in Mittelamerika die von Moskau manipulierten Kra· 
kenarme des internationalen Kommunismus wahrzunehmen 
- diesmal in Nikaragua und EI Salvador. 
Und wieder einmal scheinen die USA auf das strategisch 
günstig gelegene Honduras zu bauen, um ihre Interessen 
durchzusetzen: die Niederschlagung des Kampfes in EI Sal· 
vador, die schnelle Beendigung des Widerstands in Guate· 
mala und in Honduras selbst, und möglicherweise/ die Inva· 
sion des befreiten Nikaragua durch exilierte Somoza-A.nhän­
ger von Honduras aus. 
Die Reagan-Adm inistration beabsichtigt, der hondurani­
schen Regierung im Finan:l:jahr 1982 10 Mio Dollar an Dar­
lehen und Krediten zum Kauf US-amerikanischer Militäraus­
rüstung zu gewähren - fast soviel, wie die USA Honduras in 
den gan:l:en 70er Jahren verkauften oder gaben. 

"Auffrischung" für das "lahme" Garcia-Regime 

Mit dieser plötzlichen Unterstüt:l:ungswelle wird vor allen 
Dingen Präsident General Policarpo Paz Garcia weiter in sei· 
ner RoUe gestärkt. denn seine lahme Führung der Regie­
rungsgeschäfte muß das US-Außenministerium immer ner· 
vöser machen. "Die Regierung ist blind, lahm und hinkt", 
sagte ein .. ausländischer Diplomat" im letzten J ahr zu einem 
Reporter der New Vork Times. ,Jeder weiß, daß der Präsi­
dent dem Trinken nicht abgeneigt ist und selten öffentlich 
auftritt . Eine Hälfte der Minister wechselt mit der anderen 
kein einziges Wort. Hohe Armeeoffi:l: iere ruHen sich die Ta­
scher. bis zum Bersten. solange sie dazu die Möglichkeit 
haben. Es ist eine Katastrophe. "1 Schieberei und Beste­
chung sind ganz offen und überall an der Tagesordnung. 2 
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Daß man im letzten Jahr ein Parlament wählte. das e ine 
neue Verfassung schreiben und die Wahl eines Präsidenten 
organisieren sollte,3 erwies sich als eine ziemlich nutzlose 
übung; die Abgeordneten ernannten umgehend Paz Garcia 
zum Interims· Präsidenten. Die Versammlung soll Wahlen 
noch rur dieses Jahr planen. 

Nachdem er 1980 Gast inJimmy Carters Weißem Haus war, 
ist Paz Garda zu einem der beliebtesten Statthalter Washing­
tons in Mittelamerika geworden, t rotz der Bedrohung seiner 
Herrschaft durch das eigene Volk. Zwei Monate nach seinem 
Besuch im Weißen Haus gab ein besorgter US·Beamter zu, 
daß der General .,ganz schnell in Schwierigkeiten stecken 
könnte".4 Paz Garcia regiert ein Land, das nach Haiti das 
zweitärmste in der west lichen Hemisphäre ist, und in dem 
mehr als die Hälfte der Bevölkerung nicht lesen und schrei· 
ben kann. Anders als EI Salvador, wo es nur sehr wenige 
US-Investitionen gibt. wird die Wirtschaft Honduras von 
zwei US-Konzernen beherrscht, die Bananen pnanzen und 
exportieren: United Brands und Castle & Cooke. Beide sind 
zugleich auch die größten Landbesitzer in Honduras. Ob­
wohl es zu den dünner besiedelten Ländern Zentralamerikas 
gehört, ist Honduras das zweitgrößte (nach Nikaragua) und 
einmalig günstig gelegen: es grenzt an Nikaragua, EI Salvador 
und Guatemala. 

Aufrüstung von Armee, Somozagardisten, Söldnern 

Honduranische Truppen haben die Armee EI Salvadors be­
reits bei verschiedenen Angriffen auf die Guerilleros unter­
stützt. 5 Im Exil lebende Angehörige der Nationalgarde So­
mozas und ·andere nikaraguanische Konterrevolutionäre 
gehen in Honduras ihren Aktivitäten nach und haben wie­
derholt von Schlupflöchern in Honduras aus Gebiete des 
befreiten Nikaragua überfallen. Dabei sollen honduranische 
Truppen, d ie jetz t so großzügig von den USA aufgerüstet 
werden, Hilfe geleistet haben. 6 Das Regime hat neue Ge· 
setze verabschicdet,·die es Ausländern (Söldnern?) erlau­
ben, in die Armee einzutreten. und d ie der Armee Einsätze 
außerhalb der Landesgrenzen gestatten. 7 
Ein solches Land verdient natürlich die schützende Hand des 
Imperialismus. Die IO Mio Dollar Verkaufskredite und Dar­
lehensgarantien rur Militärausriistungen, die von Reagan ge­
fordert - und bereits vom Unterausschuß der Regierung rur 
Interamerikanische Angelegenheiten genehmigt wurden - , 
sind doppelt so hoch, wie der Honduras rur das Finanzjahr 
1981 zugesprochene Betrag. 

Mit dem Geld soll folgendes bezah lt werden: n\cht näher 
bezeichnete technische Ausrüstungen. A-378- und 



T-378-Flugzeuge, ein 35m-Patrouillenboot, eine nicht ge­
nannte Anzahl 105mm-Haubitzen, und nicht näher bezeich­
nete "Zusatzausrüstungen und -fahr.:euge"; außerdem kann 
damit das Mieten von US-Hubschraubem finanziert werden. 
Eine weitere Forderung sieht 700.000 Dollar an Stipendien 
ftir die Militärausbildung von 288 Angehörigen der Streit­
kräfte Honduras' vor, was eine Zunahme von 60% gegenüber 
1980 und 1981 bedeutet. Außerdem wird die Reagan-Ad. 
ministration wahrscheinlich den Export von Militärausrii­
stungen im Wert von 2 Mio Dollar genehmigen, die von der 
Regierung Honduras' direkt bei US·Waffenherstellem ge­
kauft werden. Diese Summe entspricht jener, die 1981 für 
den Export genehmigt wurde, a~r sie ist dreimal so hoch 
wie die der Exporte von 1980. Die sog. "Wiruchaftshilfe" 
(in der Hauptsache durch die Agency for International 
Development) wurde rur 1982 auf 39 Mio Dollar festgesetzt, 
ist also um 6 Mio Dollar höher als in diesem jahr. 8 
Eine Analyse der Zahlen, die das US·Au6enministerium über 
"Sicherheitshilfe" veröfrentlichte, zeigt folgendes: Als in 
Mittelamerikas der nationale Befreiungskampf gegen Ende 
der 70er Jahre an Stärke gewann, nahm Honduras unter den 
6 mittelamerikanischen Republiken den ersten Platz sowohl 
hinsichtlich der von der US-Regierung finanzierten Waffen­
verkäufe als auch hinsichtlich der US-lTilfe bei der Militär­
ausbildung ein. Vom Finanzjahr 1978 bis einschließlich 
1980 erhielt Honduras Kredite und Darlehen rur Auslands­
verkäufe militärischer Güter (FMS) in Höhe von 5,9 Mio 
Dollar - das entspricht 40% aller FMS-Kredite und -Darle­
hen der vorausgegangenen 30 Jahre. Diese Art von Unter­
stützung erhÖhte sich 1980 sprunghaft mit der Gewährung 
von 5 Mio Dollar ftir FMS, nachdem in den vorangegangenen 
sechs jahren diese Art von Hilfe im Durchschnitt lediglich 
550.000 Dollar pro Jahr betragen hatte. 

Im selben Zeitraum (1978-80) bezahlten die USA 1,4 Mio 
Dollar für die Ausbildung von 613 honduranischen Militär­
angehörigen - was etwa 1/5 aller Honduraner entspricht, 
die in den 30 jahren davor ausgebildet worden sind. Was 
den direkten Kauf von US-Waffen bei kommerziellen liefer­
firmen betrifft, so steht Honduras während dieses Zeitraums 
hinter Panama an zweiter Stelle (unter den zentralamerika­
nischen Republiken). In den 3 jahren kaufte es Ausrüstung 
im Wert von 3,6 Mio Dollar - mehr als 3/4 der gesamten 
Käufe von kommerziellen Lieferanten seit 1950. 
Es lohnt sich, die Rechtfertigung der Reagan-Administration 
ftir die massive Erhöhung der Militärhilfe für 1982 in vollem 
Wortlaut 1.U zitieren (so wie sie den Genehmigungsantrag der 
Regierung an den Kongreß begleitete): 
"US-Hilfe zur Aufrcchterhalt"nR" der Sicherheit ist ein wich­
tiges Mittel zur Förderung unserer guten Beziehungen zu 
Honduras. Das Ziel des Programms ist die Pflege von Kon-

takten zu den Streitkräften, die in der Vergangenheit den 
USA gegenüber ein freundschaftliches Verhältnis hatten und 
außerdem eine wichtige Rolle bei der wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Entwicklung des eigenen Landes 
spiehen. Die Rückkehr zu einer verfassungsmäßigen Regie­
rung über Wahlen ist in Angriff genommen. Wahlen zu einer 
verfassungsgebenden Versammlung sind im April 1980 ab­
gehalten worden, und allgemeine Wahlen werden für 1981 
erwartet. Es wird erwartet, daß auf diesem Wege eine fried­
liche und geregehe Entwicklung gefördert wird, bei der das 
honduranische Militär weiterhin eine wichtige Rolle spielen 
wird. 
Das Hilfsprogramm zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
hält durch Kontakte von Fachleuten und Verbindungen 
zwischen den Streitkräften Zugangswege offen, die das Ver­
folgen gemeinsamer Interessen mit dem Heer von Honduras 
erlauben. Es erhöht weiterhin die Stabilität in der immer 
unbeständigeren und unsichereren mittelamerikanischen 
Region, indem die Befahigung der honduranischen Streit­
kräfte zur Erfti.llung ihrer legitimen Verteidigungsaufgabe 
verstärkt wird. Außer der verbesserten beruflichen Befahi­
gung in militärischer Hinsicht demonstriert das Programm 
das Interesse der USA am Fortschritt von Honduras, und 
trägt zur Stärkung seines Selbstbewußtseins bei, auf mög­
liche Herausforderungen reagieren zu können." 
Unter "möglichen Herausforderungen" ist natürlich das zu 
verstehen, was Außenminister Haig als die Vier-Phasen-Stra­
tegie des internationalen Kommunismus fti.r die Eroberung 
Mittelamerikas ~zeichnet hat. Vor dem Regierungsaus­
schuß flir Auswärtige Angelegenheitcn hat Haig am 18. März 
1981 seine phantastischen Vorstellungen hinsichtlich dessen 
dargelegt, was er als "General-Plan für die endgültige Erobe­
rung Mittelamerikas" ansieht. 
Als Antwort darauf überschütten die USA die verbleibenden 
Diktaturen mit Waffen; Haigs Unterstaatssekretär, james L. 
Buckley, hat versprochen, den Strom der US-Waffen zu je­
dem beliebigen Punkt des Erdballs zu verstärken, der durch 
"sowjetische Eroberung" bedroht ist.9 Diese Politik wurde 
vor kurzem vom Rat fti.r Auslandsbeziehungen abgesegnet, 
der "erhÖhte Kapazität" bei Geheimdienstaktivitäten und 
bei der Militärhilfe und -ausbildung für befreundete Länder 
im Interesse ihrer inneren Sicherheit empfahl. 10 

Diese Politik ftir Mittelamerika wurde von Harold Brown, 
jimmy Carters VerteidigungsminiSler, während seines 
Schlußberichts an den Kongreß klar verkündet. Brown wies 
warnend darauf hin, daß die "bescheidene" Militärhilfe ftir 
Lateinamerika erhöht werden müsse, und zwar "um den zu­
nehmenden Spannungen und dem Druck" besonders in Mit­
telamerika und im karibischen Raum zu begegnen. "Das 
Zeitalter der Minimalkoslen-Sicllerheit an der Südflanke der 
USA ist vorbei."ll ( ... ) 
(Quelle: Counter Spy, Washington, Nr. 4/August-Oktober 
1981, S. 13-15) 

Anmerkungen: 
I) New York Times (NYT), 23.12.1980 
2) Ebenda 
3) Siehe Honduras-Einschätzung in: AlB 5{1981, S. 30-32; d. Red. 
4) NYT,20.4.1980 
5) Tbe Nation, 14.3.1981; vgi. auch NACLA (Norm American 

Committee on Latin America) Report on the Americas 1980, S. 
28 

6) The Nation, 14.3.1981 
7) Granma Resumen Semanal, Havanna, 26.4.1981, S. 15 
8) Alle Zahlen aus den von der Reagan-Regierung dem Kongreß zur 

Begründung ihrer finanziellen Forderungen für das Finan:.:jahr 
1982 vorgelegten Dokumenten. 

9) NYT,22.5.1981 
10) NYT, 14.5.1981 
11) Bericht des Verteidigungsministers Harold Brown an den Kon­

greS bezügiich des Finanzjahres 1982. GenehmigungseT$uchen 
für das Finanzjahr 1983 und Verteidigungsprogramm .1982-86, 
19.1.1981, S. 228 
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Uruguay 
Schreiben der Frenle Amplio an den UN-Generalsekrelär 

• 
In 

Menschenrechtsverletzu ngen 
Uruguay - ein Fall für die UNO 

GregoriQ Alvarcz heißt der neue St(J(1./spräsident Uruguays, 
der am 1. September d.J. den VQrzeigezivilisten Aparicio 
,wende;;: ablöste. Die NQminierung des S5jährigen Heeres­
generals i.R. durch den von Militärs beherrschten Staatsrat 
wird von diesen als Auftakt zu einer sog. "kontrollierten 
Demokratisierung", die Regierung Alvarez als" Obergangs. 
regierung" ausgegeben. Sie soll nach den jüngsten Verspre­
chungen bis zum ""ärz 1985 amtieren, dem leitpunkt, l:U 

dem dl"e Militärdiktatur durch eine vom Volk gewiihlte Zivil­
regierung abgelöst werden soll. 
Diese Offnungsverheißungen sind die unumgängliche Reak­
tion der Militiirs auf ihre Schlappe (nahezu 2/3 Nein­
Stimmen) beim Verfossungs-Referendum im November 
1980. Präsident Alvorez versproch in seiner Antrittsrede eine 
ollmähliche Liberolisierung und womte vor "Morxismus, 
Leninismus und onderen Formen des Extremismus". Aber 
sind VOll ihm substontielle Demokrolisierullgsschn·tte zu e,.,.. 
worten? Die weiter in der Illegafitiit wirkende Opposition 
bleibt skeptisch und reklomiert Kernforderungen on eine 
wohre demokratische Gffnung (siehe Kasten). Warum sie 
dies tut, veronschouli,ht der hier dokumentierte Brief des 
ExekuliV1'ates des Linksbiindnisses Frente Amplio an den 
GeneroZsekretär der Verei'lten No/ionen, Kurt lValdheim. 

Sehr geehrter Herr Generalsekretär! 
Der Unterzeichner dieses Schreibens, Dr. flugo Villar, ist 
Sekretär des Exekutivrates der Frente Amplio Uruguays im 
Ausland. Die Frente Amplio ist eine demokratische Koali­
tion, die ein breites Spektrum politischer Organisationen 
umfaßt und nach Erftillung aller geitenden rechdi,hen Be­
stimmungen an den letzten Wahlen im November 197 1, bei 
denen sie 20% der Stimmen gewann, teilnahm. Ihr Präsi­
dent, General Liber Seregni, einer der hervorragendsten Mili­
tärs unseres Landes in den letzten jahrzehnten und ein 
Mann von lauterer demokratischer Gesinnung, erhielt bei 
dieser Wahl in Montevideo, wo 40% der gesamten Bevölke­
rung des Landes leben, die meisten Stimmen als Präsident­
schaftskandidal. 

Im Namen der Frente Amplio protestiere i, h dagegen, daß 
in der Republik Uruguay weiterhin die Menschenrechte of­
fensichtlich systematisch und massiv verletzt werden. In An­
hang 1 dieses Schreibens werden diese Verletzungen zusam­
menfassend dargelegt. 
Diese Situation ist im letzten jahrzehnt, insbesondere nach 
dem Staatsstreich vom 27. juni 1973, entstanden. In un­
zähligen Zeugenaussagen uruguayischer Bürger vor den zu­
ständigen Organen der Vereinten Nationen (Generalsekretär, 
Mens,henrechukommission, Unterkommission ftir die Ver­
hütung von Diskriminierungen und den Schutz von Minder­
heiten, Internationale Arbeitsorganisation), die unter Ein­
haltung der geltenden Vorschriften erfOlgten, wurde dies 
wiederholt unter Beweis gestellt. 
Gegen diese Situation haben sich gleichfalls zahlreiehe natio. 
nale und internationale Organisationen gewandt, die mit Be-
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sorgnis auf die schwere Verletzung der Menschenrechte in 
Uruguay verwiesen und die Wiederherstellung der Rechte 
und Freiheiten forderten. In diesem Sinne haben sich auch 
folgende Organisationen geäußert: Interparlamentarische 
Union, Lateinamerikanis,hes Parlament, Europäisches Par­
lament, Sozialistische Internationale, Internationale Christ­
lich-Demokratische Union, Europäische Volkspartei, Latein­
amerikanischer Verband ftir Menschenrechte, die drei Inter­
nationalen Gewerkschaftsverbände (WVA, WGB, IBFG), die 
internationalen Studentenverbände, die internationalen 
jugend- und Frauenverbände, Amnestie International, zahl­
reiche nationale Parlamente sowie politische, gewerkschaft­
liche und religiöse Organisationen. 
Zahlrekhe Zeugenaussagen und Dokumente haben den Be­
weis erbracht, daß rur diese Situation die Regierung der Re­
publik Uruguay verantwortlkh ist. Die Regierung Uruguays 
ist verfassungswidrig und entbehrt jeder Grundlage einer 
politischen und sozialen Unterstützung. 
Die Regierung wird von keiner einzigen politisehen Organi­
sation unterstützt und überdies von der überwältigenden 
Mehrheit der Werktätigen und Studenten abgelehnt, wie seit 
dem Generalstreik als Antwort auf den Staatsstreich bewie­
sen worden ist. Gescheitert ist auch der Versu,h, die 
Gründung ihr höriger Gewerkschafts- und Studentenver­
bände zu fördern. Diese innere Isolierung widerspiegelt sich 
international in den zahlreichen Stellungnahmen und Erklä­
rungen, die von demokratis,hen Organisationen der ganzen 
Welt abgegeben wurden. 
Angesichts dieser Situation unternahm die Regierung Uru­
guays den Versuch, ihr Image gegenüber der Welt öffent lich­
keit aufzubessern, indem sie e in Projekt "zur Institutionali-



sierung und schrittweisen Wiederherstellung der Rechte und 
Freiheiten" ankündigte. 
Entsprechend einem vom Regime au~earbeiteten "Zeit· 
plan" sieht dieses Projekt die Ausarbeitung und Billigung 
eines neuen Verfassungsentwurfs in einer ersten Etappe vor; 
in einer zweiten Etappe sollen ein Gesetz zur Gründung von 
Berufsverbänden und ein Statut für politische Parteien an· 
genommen werden, und als Abschluß sind allgemeine Wah· 
len mit einem Einheitskandidaten ftir das Amt des Präsiden­
ten, der von der Armee gebilligt werden soll, vorgesehen. 
Die erste Etappe wurde abgeschlossen, indem in betrügeri­
scher Weise jegliche Teilnahme repräsentativer Vertretungen 
des Volkes verweigert und d ie freie Diskussion des Planes 
verhindert wurde. 

Die Kommission fUr Politische Angelegenheiten der Armee 
hatte hinter dem Rücken des Volkes und ohne Beteiligung 
irgendeiner politischen oder gesellschaftlichen Organisation 
einen Verfassungsentwurf ausgearbeitet. Dieser Entwurf 
wurde dem Staatsrat vorgelegt, einem Organ, das jeglicher 
Repräsenlativität entbehrt, da es von der verfassungswidri­
gen Exekutivgewalt selbst nach dem Staatsstreich ernannt 
wurde. Der Entwurf se lbst wurde erst einen Monat vor der 
Abstimmung zur Veröffentlichung freigegeben. Die Regie­
rung veranstaltete einen Propagandafeldzug, um ftir diesen 
Verfassungsentwurf ein Ja zu sichern. Bei dieser Kampagne 
bediente sie sich aller zugelassenen Medien. 
Der wirkliche Inhalt der Befragung wurde verfalscht und 
entstellt. Entsprechend der Regierung bedeutete ein Ja, ftir 
Uruguay zu stimmen, und ein Nein, Terrorismus und Sub· 
version zu wählen, also gegen die Nation zu stimmen. Trotz 
der begrenzten Zeit konnten die politischen und gewerk­
schaftlichen Organisationen den Inhalt des Entwurfes analy­
sieren und seine wahren Ziele einschätzen. 

Das Nein zum Verfassungsentwurf der Militärs 

Ich fUge von der Frente Amplio Ouristische Abteilung und 
Komitee Mexiko) ausgearbeitete Juristische Berichte und 
Berichte des Internationalen Sekretariats der juristen für 
Amnestie in Uruguay (SijAU) bei; Anhang 2,3 und 4.1m 
Verlauf dieses einen Monats sprach sich die überwiegende 
Mehrheit der Führer der Nationalen Partei und der Colora· 
do-Partei, die Gewerkschaftszentrale CNT und des Studen­
tenverbandes (FEUU) rur ein Nein bei der Abstimmung aus. 
Die Propaganda für eine Abstimmung mit Nein mußte illegal 
erfolgen. Nur Hir sehr kurze Zeit wurden einige Veröffent· 
lichungen in der Presse, eine Rundfunk-Debatte und einige 
Veranstaltungen hinter v(rschlouenen Türen gestattet. 

Diese Organisationen stimmten in der Einschät2ung überein, 
daß dieser Verfassungsentwurf allen demokratischen Tradi­
tionen des uruguayischen Volkes widerspreche und eine 
besorgniserregende RückWärtsentwicklung darstelle, da er 
die seit unserer ersten Verfassung von 1830 errungenen 
wichtigsten Erfolge negiere. Es sei ein eindeutig antidemo­
kratischer Entwurf, dessen Hauptziel in der Legalisierung 
des Regimes, in der Institutiona]isierung der Herrschaft der 
Militärs über den Staatsapparat, in der verfassungsmäßigen 
Verankerung der Verbote und Beschneidung der nach dem 
StaatSstreich in den sog. "Institutionellen Gesetzesverord­
nungen" festgelegten Rechte und Freiheiten bestünde. 
Trotz eines Klimas des Terrors, der Unterdrückung und Be· 
schneidung der Rechte und Freiheiten war die EntScheidung 
der Bevölkerung bei der Volksabstimmung vom 30. Novem­
ber 1980 überwältigend. Von einer geschätuen Bevölke­
rungszahl von 2.886.187 (Dezember 1979) waren 1.944.951 
Personen stimmberechtigt. Die Anzahl der tauächlichen 
Wähler betrug 1.689.424, d.h. 86.8%. Mit einem Nein 
stimmten 945.176 Bürger, das sind 57,2% al ler abgegehenen 

Frente Amplio: Programmpunkte 
für eine wahre demokratische Öffnung 

I. Vollständige und uneingeschränkte Amnestie, Freilassung aller 
aus politischen und gewerkschaftlichen Gründen Inhaftierten, Auf· 
hebung aller poJiti$chen Verbote, Schaffung von Bedingungen, die 
eine Rückkehr der im Exil lebenden Uruguayer ennöglichen, Klä­
rung dei Schicksals der Verschwundenen, sofortige Wiederherstel· 
lung du demokratischen Rechte und Freiheiten wwic vollständige 
Gültigkeit der gewerkschaftlichen Freiheiten als Mittel zur Siche· 
rung der Beteiligung des Volkes; 
2. Wahl einer verfa'$ungsgcbenden Nationalversammlung durch das 
Volk mit uneingeschränkter und ausnahmsloser Beteiligung aller 
politischen Parteien und Meinungsströmungen; 
3. Annahme dringender Wirtschafumaßnahmen zur Wiederhentel­
lung der Kaufkraft der Löhne der Werktätigen und Linderung der 
Notlage der landwirtschaftlichen Produzenten, der im Interesse des 
Landes tätigen Gewerbetreibenden und Händler. 
Dieses Programm einer echten Demokratisierung kann nur durch 
die Anstrengungen und den Kampf dei ganzen uruguayilChen Vol­
kes Reali1ät werden. Dazu ist es notwendig, die Einheit und das 
Zusammengehen aller demokratischen Kräfte bei der großen Auf­
gabe der Wiedereroberung der Demokratie und des Wiederaufbaus 
des Landes zu verstärken und zu vertiefen. General Seregni stellie 
dazu Anfang 1973 fest: ,,Niemand kann fUr sich das Monopol des 
Wiederaufbaus des Vaterlandes in Anspruch nehmen. Alle Uru· 
guayer haben die Pflicht und das Recht, an dieser großen natio­
nalen Aufgabe teilzunehmen." 

Stimmen. 
Nur zweimal ist es in den lt:tzten 80 Jahren einer Partei oder 
einem Verfassungsentwurf gelungen, ähnliche Ziffern zu er­
reichen. Wenn wir noch die Stimmen der im Exil lebenden 
Uruguayer (über 500.000), der des Landes verwiesenen Uru· 
guayer und der politischen Häftlinge hinzuzählen, wäre der 
erreichte Prozentsatz so hoch wie noch nie: zuvor in der 
politischen Geschichte unseres Landes. 

Das war nich1 nur ein Nein gegen einen antidemokratischen 
Verfassungseniwurf. Es war eine wirkliche nationale Ab­
stimmung gegen das Regime, eine erneute Bestätitung der 
demokratischen Gesinnung der Bevölkerung und ein Aus· 
druck des Willens des Volkes, im Lande wieder eine reprä­
sentative Ordnung herzustellen, die die Rechte und Freihei­
ten respektiert. 
Es war weiterhin, Herr Generalsekretär, eine volle Bestäti­
gung des historischen Widerstandes unseru Volkes, das 
unter Kerker und Folterungen gelitten hat, das in seinen 
Rechten durch die unsinnige Anwendung von Gewalt unter­
drückt wurde, das jedoch unbeugsam sein traditionelles und 
starkes demokratisches Bewußtsein, sein Streben nach Fort­
schritt, sozialer Gerechtigkeit und vollständiger Befreiung 
bewahrt hat. 
Vor der Volksabstimmung hatte die Regierung wiederholt 
die Absicht zum Ausdruck gebracht, den Willen des Volkes 
zu respektieren. Jedoch schon 72 Stunden nach dem Volks­
entscheid wurde jeglicher Kommentar über das Plebiszit und 
seine Ergebnisse verboten. 
Aus diesen Gründen, Herr Generalsekretär, bitte ich die 
Kommission rur Menschenrechte, die seit einigen jahren 
Uruguay auf ihrer Tagesordnung stehen hat, auf der Grund· 
lage der in ihrem Besitz befindlichen zahlreichen Zeugenaus. 
sagen und umfangreichen Dokumente, eine öffentliche Dis­
kussion über die fortgesetzte, schwerwiegende und systema­
tische Verletzung der Menschenrechte in Uruguay und not­
wendige Maßnahmen einzuleiten, um die sorortige Wieder­
herstellung der Rechte und Freiheiten in Uruguay zu för­
dern. 
Ich versichere Sie, werter Herr Generalsekretär, meiner vor­
züglichen Hochachtung 
gez. Hugo Villar, Exekutivsekretär 
(Quelle: Desde Uruguay, 0.0., Nr. 6/juni 1981, S. 2-3) 
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Kampuchea 

Pen Sovan 

Bericht an den 
IV. Parteitag der 

Revolutionären Volkspartei 
Im Anschluß an die Wahlen zur Natio,wlversammhmg uom 
J. Mai 1981, bei denen sich iiber 95% der rund 3,5 Mio 
wahlberechtigten Kampucheaner zur Revolutionsregierung 
H. Samrin/P. SOlItIn bekannten, trat vom 26.-29. Mai d. j. 
die Revolutionäre Volkspartei Kampucheas (RVPK) als die 
Fiihrungskra[t des Landes hervor. Auf ihrem 4. Partei/ag in 
Phnom Penh wurden die Richtlinien [ur den Wiederaufbau 
und die gesellschojlspolitische Orientierung der Volksrepu. 
blik Kampuchea formuliert. Pen Souan, als Erster Sekretär 
des R VPK-Zentralkomitees wiedcrgewählt, hielt den pro­
grammatischen Ben'chl an den Parteitag. 

Seit dem Reorganisations-Parteitag sind erst gut zwei Jahre 
vergangen. In diesem kurzen Zeitraum iSi die Nation wieder­
erstanden, die Lage des ganzen Landes hat sich allmählich 
stabilisierl, unser Volk hat unter der weitsichtigen Führung 
der Partei or.ahlreiche Hindernisse überwunden und sich be­
müht, alle Schwierigkeiten zu meistem_ Wir konnten Erfolge 
erzielen, die uns mit Stoh: erRillen. 
1979 baute die Bevölkerung trotz vieler Schwierigkeiten 
Reis und andere Kulturen auf mehr als 800.000 ha Fläche 
an. Im Jahr 1980 hat die Bevölkerung dank der guten Bedin­
gungen, die wir schaffen konnten, und dank unserer umfas­
senden Produktionskampagne 1.300.000 ha mit Reis und 
126.000 hOl mit anderen Kulturen, insgesamt also fast 
1.500.000 ha Boden bestellt. Die Gesamtproduktion an 
Rohreis beträgt nach Schätzungen mehr als 1.500.000 t. 
Außerdem konnte die Bevölkerung folgende Flächen wieder 
kultivieren: 5.000 ha Naturkautschukpflanzungen, 3.700 hOl 
Tabakfelder. 1.495 hOl jute-, Baumwoll- und Zuckerrohr­
kulturen sowie 36.000 ha feldgemüse. Die Viehbestände 
zählen mehr als I Mio Rinder und Büffel sowie mehr als 
100.000 Schweine. 
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Die revolutionären Machtorgane haben der Bevölkerung em· 
pfohlen, gemeinschaftliche Produktionsgruppen zu organi· 
sieren. Gegenwärtig gibt es im ganzen Land 95.000 Produk· 
tionsgruppen, so daß mehr als 90% aller Bauernfamilien an 
dieser Produktionsorganisation teilnehmen. In der Fischerei 
und im Handwerk werden die Produktionsgruppen gegen· 
wärtig wieder aufgebaut. Die Fischproduktion in den zwei 
Fangperioden der beiden vergangenen j ahre wird auf mehr 
als 40.000 I geschätzt. 
Auch die Industrie wird wieder errichtet. Hier werden vor 
allem die wichtigen Betriebe enlSprechend den Leistungs· 
möglichkeiten und den durch vorhandene einheimische Pro­
duktion bestehenden günstigen Möglichkeiten entwickelt. 
Auch die Betriebe der Leichtindustrie wurden wieder auf· 
gebaut und beginnen zu produzieren. 1980 gab es allein im 
zentralgeleileten Bereich wieder 60 produktionsfahige Be­
triebe. Obwohl die Arbeitsproduktivität noch sehr niedrig 
und der Produktionsumfang noch nicht groß genug ist, 
haben wir mit diesen ersten Schritten eine Reihe von Waren 
rur den täglichen Bedarf und fUr die Produktion erzeugen 
können. 
Die Elektroenergieproduktion beträgt insgesamt 104 Mio 
kWh . .3 Mio qm Stoffe wurden hergeue ll t. Die Häfen von 
Kompong Som und Phnom Penh arbeiten wieder, auf der 
Bahnstrecke zwischen Kompong Som, Bauambang und 
Phnom Penh rollen die Züge wieder. Sie dienen dem Güter­
transport und zum Teil dem Personenverkehr. Für den 
Kraftverkehr verfUgen wir nur über 1.800 Lastkraftwagen, 
Ilir die Binnenschiffahrt über 3 1 Schiffe. 

Die ökonomischen Entscheidungszentren entstehen schritt­
weise auf zentraler und regionaler Ebene. Die Jeitenden 
Kader erhalten die notwendige Ausbildung, um bei der 
Lösung der anspruchsvollen Aufgaben der staatlichen Wirt­
schaft an der Spitze stehen zu können. 
Das Bildungswesen und der Kampf gegen den Analphabetis­
mus sind organisiert und entwickeln sich rasch. Nachdem 
die Kinder vier jahre lang nicht ternen konnten, sind die 
Schulen jetzt wieder geöffnet. An den Grundschulen werden 
gegenwärtig 1.400.000 Schüler unterrichtet. In mehreren 
Regionszentren nahmen die Mittel· und Oberschulen ihre 
Arbeit auf. 
Auch die medizinische Fakultät hat sofort wieder Studenten 
immatrikuliert. 1980 verteidigten 17 Ärzte ihre Doktorar­
beiten. 16 Pharmazeuten schlossen ein Studium ab. Im 
neuen Studienjahr zählen wir 389 Medizin- und 139 Phar· 
maziestudenten. Die Pädagogische Fakultät der Zentralver· 
waltung und die 15 Lehrerbi ldungsanstalten der verschie­
denen Provinzen bilden Lehrkräfte aus. Die Alphabetisie. 
rungszentren werden bereits von mehr als 230.000 Erwach­
senen besucht. 



Nach der Befreiung flüchteten die Reste der Pol-Pot-Trup­
pen in die Berge und warteten dort auf eine günstige Gele· 
genheit ftir eine Offensive. Unsere revolutionären Streit· 
kräfte unternahmen im engen Zusammenwirken mit der be­
freundeten vietnamesischen Armee Säuberungsaktionen und 
vernichteten einen Großteil der feindlichen Kräfte. Die an­
deren zogen sich hinter die thailändisch-kampucheanische 
Grenze zurück oder hausen verstreut in Bergregionen. 
Dank einer richtigen Orientierung auf dem Gebiet der Lan· 
desverteidigung zum Schutze unserer Menschen können wir 
jetzt eine Annee aufbauen, um die Sicherheit zu gewährlei­
sten. Vor der Befreiung hatten unsere Streitkräfte eine 
zahlenmäßig geringe Stärke. Heute verfUgen wir über Divisio­
nen und entsprechende Militärtechnik. Alle Bezirke haben 
ihre eigenen regionalen Truppen und Tausende von Miliz· 
angehörigen. 
Damit wurden die innere Sicherheit und die Grenzsicherung 
weiter verbessert. Die Volkssicherheitskrifte beteiligen sich 
aktiv daran, das Leben unserer Bevölkerung auf allen Ge­
bieten zu stabilisieren. 
Die Organe der Volksrnacht wurden und werden schrill­
weise vom Zentrum bis zur Basis aufgebaut. Die Wahlen der 
Mitglieder der Orts· und Wohngebietsausschüsse sowie die 
allgemeinen Wahlen zur Nationalversammlung der Volksre­
publik Kampuchea (vom März bzw. Mai 1981; d. Red.) 
fUhrten zu positiven Ergebnissen. Zum ersten Mal in unserer 
tausendjährigen Geschichte wählten die Staatsbürger Kam­
pucheas frei und ungehindert Menschen ihres Vertrauens, 
damit diese den revolutionären Aufbau des Landes leiten. 

Ausgehend von einer richtigen Aneignung der marxistisch­
leninistischen Lehre, unter Beachtung der konkret-histori­
schen Situation sowie der spezifischen Bedingungen Kampu­
cheas auf ökonomischem und sozialem Gebiet - wobei wir 
die Erfahrungen der revolutionären Weltbewegung auswer· 
ten - , hat die RVPK die gemeinsame Aufgabe fu.. die Partei 
und das ganze Volk in der gegenwärtigen Phase der Revolu­
tion bestimmt. Sie besteht darin, die nationale Unabhängig­
keit entschlossen zu verteidigen, das Land aufzubauen und 
so die Übergangsperiode zu meistern, die Schritt rÜfSchritt 
zum Sozialismus fUhrt. 
Wir müssen unsere Aufmerksamkeit auf die Machenschaften 
der reaktionären Kreise Pe kings konzentrieren, die einen 
langen Krieg in Gang halten wollen, um unser Territorium 
zu erobern. Ihre Strategie zielt darauf ab, Kampuchea zu 
einem Sprungbrell zu machen, von dem aus sie Vietnam 
und Laos an sich reißen und dann die südostasiatische Re­
gion annektieren wollen. Unserem Volk muß begreiflich ge­
macht werden, daß die soeben erst errungene Unabhängig­
keit unseres Landes weiterhin bedroht ist. Der besondere 
Charakter der kampucheanischen Revolution in dieser Phase 
besteht darin, daß wir aufbauen und zugleich stets kampf­
bereit sein müssen. 

Drei Komponenten der Volkswirtschaft 

Unsere': ökonomische Basis ,hat einen ausgesprochen agrari· 
schen Charakter, wir verfügen über eine relativ große': Nutz· 
fläche und sehr günstige natürliche Bedingungen. Deshalb ist 
die Landwirtschaft fUr uns ein großer Trumpf. Wir werden 
die Obergangsperiode, in der wir Kurs auf den Sozialismus 
nehmen, auf landwirtschaftlicher Grundlage durchlaufen. 
Um die gegenwärtig vorhandenen Möglichkeiten voll auszu­
schöpfen und die Lücken der staatlichen Wirtschaft zu über· 
briicken, haben wir uns das Prinzip zu eigen gemacht, die 
Wirtschaft unseres Landes auf der Basis von drei Komponen. 
ten zu entwickeln. Diese Komponenten sind die staatliche 
Wirtschaft, die kollektive Wirtschaft und die Familienwin· 
schaft. 

Die staatliche Wirtschaft erstreckt sich auf alle Bereiche; 
Industrie- und Landwirtschaftsbetriebe, Verkehrs- und 
Nachrichtenwesen, Handel und Versorgung. Diese Einheiten 
werden zentral oder regional geleitet. Wir wüssen auf den 
Aufbau der staatlichen Wirtschaft hinwirken und ihre Hili­
rende Rolle in der Volkswirtschaft entwickeln. 
Die kollektive Wirtschaft setzt sich gegenwärtig zum großen 
Teil aus den gemeinschaftlichen Produktionsgruppen im 
Bereich der Landwirtschaft und der Fischerei sowie aus den 
unlängst organisierten gemeinschaftlichen Forstproduktions· 
gruppen zusammen. Im Handel bestehen die Einkäufer- und 
Verkäufergruppen. Den gemeinschaftlichen Produktions· 
gruppen können Großhandelsaufgaben übertragen werden. 
in der gegenwärtigen Lage sind sie eine überaus rationelle 
ökonomische Organisationsform in der Landwirtschaft. 
Die Organisation der gemeinschaftlichen Produktionsgrup­
pen wird von den Prinzipien der Freiwilligkeit, der kollek· 
tiven Beratung und des gemeinsamen Interesses bestimmt. 
Sie hält sich an den Grundsatz der Verteilung nach der ge­
leisteten Arbeit, der eng mit der Tradition du gegenseitigen 
Hilfe verbunden wird: Versehrte und Arbeitsunfahige erhal­
ten Unterstützung. 
Die Familienwirtschaft umfaBt die häusliche WirlSchaft aller 
Familien. Insbesondere das Handwerk hat aktiven Anteil 
daran, das Lebensniveau der Bevölkerung zu heben und die 
Probleme in der gegenwärtigen Situation lösen zu helfen. 
Die über das staatliche Soll hinaus produzierten Erzeugnisse 
sind frei verkäuflich. Wenn der Staat den Wunsch hat, sie 
aufzukaufen, muß der Preis auf der Grundlage der gegensei­
tigen Verständigung festgesetzt werden. 
Kampuchea, Vietnam und Laos sind eine Familie in der 
großen Gemeinschaft der sozialistischen Länder in der Weh. 
Wir werden die J.'reundschaftsbande mit der Sowjetunion 
und den anderen sozialistischen Ländern weiter festigen. 

Schrittweise zum Sozialismus 

Der Kommunismus ist ein hehres Ideal unserer Partei, die 
leuchtende Zukunft, der die Menschheit entgegenstrebt. Die 
Pol-Pot-Clique hat den Namen "Kommunislische Partei 
Kampucheas" mißbraucht, um das Volk zu betriigen und 
ihren schmutzigen Machenschaften Vorschub zu leisten. Sie 
hat das Ansehen der Kommunistischen Partei schwer ge­
schädigt. Daher schlägt das Zentralkomitee dem Parteitag 
vor, den Namen der Partei in "Revolutionäre Volkspartei 
Kampucheas" (RVPK) zu ändern. Diese Namensänderung 
zeigt klar, daß wir entschlossen sind, die Partei auf der Basis 
des Marxismus-Le':ninismus und der Traditionen unserer Par­
tei zu reorganisieren und uns eindeutig von der Pol-Pot­
Partei zu unterscheiden. 
Die Revolutionäre Volkspartei Kampucheas ist die revolu­
tionäre Avantgarde der Arbeiterklasse Kampucheas, die die 
neue, höhere Produktionsweise repräsentiert. Unsere Partei 
stützt sich auf die ideologie der Arbeiterklasse, auf die 
marxistisch-leninistische Lehre. Sie ist in ihren Analysen der 
politischen, ökonomischen und sozialen Situation Kampu­
cheas dem Marxismus·Leninismus treu, um eine richtige 
politische': Linie auszuarbeiten, die die kampucheanische Re­
volution weiter voranbringt. 
Unsere Partei erhebt das Banner des Kampfes für die natio­
nale Unabhängigkeit und den So:.t:ialismus. Getreu dem revo­
lutionären Ideal der Arbeiterklasse bemüht sich die RVPK, 
das Land schrittweise zum Sozialismus zu fUhren. Das ist der 
einzige Weg für die nationale und soziale Befreiung, der dem 
Volk Harmonie und Glück bringen und das Fundament der 
nationalen Unabhängigkeit sicher schützen wird. 

(Quelle; Hori2:ont, Berlin, Nr. 29/1981, S. 25-26; Aus· 
schnitte) 
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Unser Ziel 1981/82: 
Tausend neue Abonnenten! 

Gegenwärtig hat das AlB etwa 4500 Abonnenten. Die Standardaunagc liegt - je nach der Brisanz des Schwerpunktthemas 
der Hefte - bei 5000 bis 8000 Exemplaren. Wir sind damit die meistgelesene Monatszeitschrift zur Dritten Welt in der 
Bundesrepublik. Ein gutes Ergebnis, meinen wir, aber dennoch kein Grund zur Selbstzufriedenheit. Wir wollen mehr. Mehr 
Leser. Und vor aUcm: Mehr Abonnenten! Denn ein kontinuic,rlicher Abonnentenzuwachs ist die wichtigste Grundlage für d ie 
Fortsetzung der erfolgreichen Aufwärt.sentwicklung unserer Zeitschrift. Die positive Entwicklung der Abonncntenuhlen in 
den ersten Monaten 1981 hat uns veranlaßt, uns ein ganz konkretes Ziel?;u stecken: Tausend neue AlB-Abonnenten bis zum 
Sommer 19821 

Appe" an unsere Leser: Helft mit 
- werbt neue AlB-Abonnenten! 

Wir wissen: Ohne die tatkräftige Mithilfe unserer Leser 
werden wir die5t':s hochgesteckte Zid nicht clTcichcn 
können. Denn wir verfugen weder über einen umfangrei­
chen Werbeetat noch über einen Stamm finanzkräftiger 
Inserenten. Auch einen kostspieligen Vertrieb über die 
kommerziellen Kiosknetze könnten wir uns nicht leisten, 
ohne den VCI !(::,uCspreis drastisch zu erhöhen. Deshalb un­
ser AppeU: Helft mit ! Verbreitet das AlB in Ewern Be­
kanntenkreis! Bringt das AlB bei Aktionen im FreiverkauC 
unter die Leute! Werbt neue Abonnenten für das AlB! 

Unser Angebot: 

Gratishefte für Neuabonnenten! 

Ab sofort erhält jeder, der das AlB fUe mindestens ein Jahr 
abonniert, unser Sonderheft 1/ 1981 ,,Arbeiter- und Bdrei· 
ungsbewegung im antiimperialistischen Kampf" zur Ber· 
liner Konferenz gratis. Damit spart er 4 DM! Das Sonder· 
heft gibt anhand von Originalbeiträgen einen zusammen· 
hängenden Überblick über die Positionen nationaler Befrei· 
ungsbewegungen und revolutionärer Parteien in Entwick· 
lungsländern. 

Es lohnt sich, neue AlB-Abonnenten zu werben 
Gleichzeitig läuft unsere Aktion ,,Abonnenten werben 
Abonnenten" weiter, und zwar mit erheblich erweitertem 
Buch- und Schallplattenangebot. Das heißt: Jedem AIB·[.c· 
ser, der einen neuen Abonnenten ftif unsere Zeitschrift 
wirbt, stellen wir kostenlos eine Buch· oder Schallplatten-

Für einen Abonnenten: 
t:duardo Galeano 
Die offenen Adern Lateinamerikas. 
Die Geschichte eines Kontinents 
von der Entdeckung bis zur Gegenwart 
Erweiterte Neuauflage, 311 Seiten, 
Peter Hammer Verlag 1981 

Autorenkollektiv 
AFRIKA. Geschichte von den Anfangen 
bis zur Gegenwa:rt in vier Bänden 
Band I oder 2 
372 bzw. 297 Seiten 
Pahl.Rugenstein Verlag 1979 /80 

Hermann Kohn 
EI Salvador/Nicaragua. 
Aufstand im US·Hinterhof 
191 Seiten, Weltkreis Verlag 1981 

jürgen Roth fKamii Taylan 
Die Tiirkei - Republik unter WöJren 
240 Seiten, Lamuv Verlag 1981 

Emesto Cardenal 
Die Stunde Null 
2. Auflage, 400 Seiten, Peter Hammer 1981 
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prämie nach e igener Wahl zur Verfügung. Er muß nur 
selbst AIB·Abonnent se in ; und der neue Abonnent muß 
das Abo bezahlt oder einfach die in der Mitte dieses Heftes 
beigehdtete Abbuchungsvollmacht ausgefüllt haben. 

PI1icido Erdozain 
San Romero de America. 
Das Volk hat dich heiliggesprochen. 
Die Geschichte des Bischofs von San Salvador 
122 Seiten,jugenddienst·Verlag 1981 

Peter Schütt 
Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan. 
Gibt es Rassismus in der Bundesrepublik? 
264 Seiten, Weltkreis 1981 

RaineT Falk/Peter Wahl (Hrsg) 
Befreiungsbewegungen in Afrika. 
Politische Programme, Grundsätze und 
Ziele von 1945 bis zur Gegenwart 
532 Seiten. Pahl·Rugenstein 1980 

jall Metzger/r..Janin Onh/Chr. Sterzing 
Das ist unser Land - Westbank und 
Gazastreifen unter israelischer Besatzung 
320 Seiten, Lamuv 1980 

Sergio Ramirez 
Vom Vergnügen des Präsidenten. 
Erzählungen aus Nicaragua 
141 Seiten. Peter Hammer 1981 



Emesto Cardenal 
In Kuba. Bericht von einer Reise 
388 Seiten, Peter Hammer 1980 

Wolfram Brönner 
Afghanistan. 
Revolution und Konterrevolution 
290 Stiten, Verlag Marxistische Blatter 1980 

Ein Vierteljahrhundert mit Allendc. 
Erinnerungen seines Privatsekretars 
429 Seiten, Pahl.Rugenstein 1981 

Jurgen üstrowsky(Wolff Geisler 
Südafrika. 
Rassismus, ImpcrialismU&, Befreiungskampf 
160 Stiten, Pahl Rugenstein 1978 

Lore Schuitz·Wild 
Die zweite Befreiung. 
Alph .. betisierung in Nicaragua 
Mit einem Vorwort von Femando Cardenal 
204 Seiten,Jugenddienst-Vcrlag 1981 

Sergio Ramirez 
Viva Sandino! Leben und Tod des 
ersten lateinamerikanischcn Guerillaführen 
157 Seiten, Peter lIammer 1981 

MALl80NGWE_ 
J-'reiheitsgedichte südafrikaniSt':her Frauen 
176 Seiten, Welt kreis 1980 

Michael Opperskalski 
Gott ändert nichts ... 
Iran gestern und heute 
236 Seiten, Weltkrcis 1980 

Brigitta Benzing/Kahsai Wolde-Giorgi! 
Das neue Äthiopien. 
Vom Kaiserreich zur Revolution 
196 Seiten, Pahl-Rugei'lSlein 1980 

Pro)pcr Ki\'Ouvou 
Angola. Vom Königreich Kongo zur 
Volksrepublik 
272 Seiten. Pahl.Rugenstein 1980 

1I"n'~'\II" "' .. 11" {'1J 
l\S"r·J"li!"c"'",I., '·h",,'r , 

Buch- und Schallplattenprämien tür die Werber! 

Alfrcd Babing/Hans-Dieter Bräuer 
Namibia. Kolonialzeit , Widerstand und 
Befreiungskampr heute 
219 Sciten, Pahl.Rugenstein 1980 

Gimter Giesenfeld 
Vietnam - Laos - Kampuchea 
240 Seiten, Pahl-Rugerutein 1981 

Cooler Amendt 
Das Sexbuch 
249 Seiten, Weltkreis 1979 

Für zwei Abonnenten: 
Autorcnkollekliv 
Länder der Erde. 
Politisch·ökonomisches Handbuch 
7. Auflage, 720 Seiten, Pahl-Rugenstein 1981 

Lutz Cömer spricht Nizim Hikmet 
Ich liebe mein Land 
30.cm-LP, Verlag Pläne 1981 

Quilapayun 
UMBRAL 
30-cm-LP, Verlag Pläne 

Bongi Makeba 
810w on Wind 
30-cm·LP. Verlag Pläne 

Jabula 
African Soul 
30-cm-LP, Verlag Pläne 

Emesto Cardenal 
Unser Land mit den Menschen 
die wir lieben 
Gedichte. Mit Bildern aus 
Solentiname und dem neuen Nicaragua 
64 Seiten, Großformat, Peter Hammer 1980 

llannes Still~fDicter Siivcr'uüp 
Kuba. Vom Zuclr.crTohr I.ur Zulr.unft 
144 Seitcn. reich ilIuJtricrt 
Welrkreil1978 
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AI hanistan 
Mohammed Sarkash/Seamus O'Faolain 

Afghanisehe Rebellen und 
die Aussicht auf Frieden (2. Teil) 

GaiJanis Gruppe ist das letzte Mitglied in der Islamischen 
Allianz (siehe 1. Teil in: AlB 9/ 1981; d. Red.), und sie ist 
die einzige, die offen die Wiederherstellung der afghanisehen 
Monarchie Wlterstützt. 
Gailanis Herkunft unterscheidet sich von der seiner Allianz­
Mitstreiter insofern, als sein Vater eine irakisehe religiöse 
Persönlichkeit war, welche sich vor dem I. Weltkrieg in 
Afghanistan ansiedelte. Nachdem sein Vater wegen seiner 
Gegnerschaft zur afghanischen Unabhängigkeit 1919 ge­
hängt wurde, häufte Sayed Cailani großen Reichtum an. 
Er tat dies durch Landbesitzungen, Farmen und Tributzah­
lungen der Nomaden an ihn, die ihn als Sohn eines großen 
religiösen Führers verehnen (er wird als "Pir" angesprochen, 
der Titel einer hochgestellten religiösen Persönlichkeit). In 
den 70er Jahren war er auch als Geschäftsmann erfolgreich, 
indem er der Alleinvertreter von Peugeot-Wagen in Afghani­
stan wurde. Durch seine Frau ist er mit dem früheren König 
von Afghanistan verwandt (der jetzt in Rom lebt), 

Pir Gailani - ein saud iseher "Modemist" 

Gailani gründete seine Nationale Front rur die Islamische 
Revolution bald nach der Revolution von 1978, wobei er 
stark auf seine Unterstützung unter den Nomaden setzte. 
Das Manifest der Front zeigt einen liberaleren Standpunkt 
als jenen Hekmatyars. 15 Die fundamenta listischen Prinzi­
pien, zu denen es sich bekennt, sind "Islam, Nationalismus 
und Demokratie", und es macht sogar ein Zugeständnis an 
die Gleichheit der Geschlechter. Trotz einer "modernisti­
schen" Sprache ist da! Manifest jedoch streng gegen irgend-

Moslembrüder: gemeinsame Wurzel der Rebellen 
Seling Harriwn, ein ranghohes Mitglied der Camegie-Stiftung, wies 
in Foreign PoJicy (Winler J 980/81) nach, daß US-llilfe an Rebel­
len-Gruppen in Afghaniuan umgeleitet wurde, und stellte klar die 
politische VcrantworlUng der Moslem-Bruderschaft heraus: "Die 
meisten der in Peschawar stationierten Widerstandsgruppen unter· 
stüt~en die militante, fundamenta listische Abart des Panislamismus, 
die mit der Moslem·Bruderschart identifiziert wird. Die Bruder· 
schaft, die in der gesamten islamischen Welt operiert, bestreitet die 
Wichtigkeit, ja wgar die Gültigkeit eines getrennten afghanischen, 
pakistanischen oder arabischen Nationalismus und betont demge­
genüber die Einheit des Islam. Unter anderem aus diesem Grunde 
wurden in den vergangenenjahrzehntcn afgtoanische fundamentali­
stische Führer vom Hauptstrom des afghanisehen politischen le­
bens iso liert und hauen deshalb Schwierigkeiten, als Widerstands­
führer anerkannt ~u werden." 
Die BruderschafI, 1928 in Ägypten 8egründet, verbreitet sich 
schnell über Ägypten, den Sudan, Syrien, Palästina, Libanon und 
Nordafrika, und sammelte innerhalb eincs j ahrzchnts 200,000 Mit­
glieder, organisiert in festgefügten önlichen Zellen. In der Forde­
rung nach "Reinheit" der islamischen Weh haben sie lange Zeit 
ausländischen Einfluß durch Säkulari$atiQn oder Modemisierung 
~urückgewiesen _ Seit sie in den !IOcr jahren in Ägypten in den 
Untergrund gedrängt wurde, hat die Brudeuo;haft ihre Aktivitäten 
auf terroristische Angriffe auf die weniger fundamentalistischen 
Regimes in der Region (darunter derzeit gegen Syrien) konun­
trieTl. 
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eine Ar! von Agrarreform, 
Gailanis etwas liberalere Redeweise hat häufig offene Spal­
tungen in der Allianz hervorgerufen. Als er nach Westeuropa 
ging, um Waffen fur die Aufrührer zu beschaffen, kritisierte 
Abdul Rasul Sayaf, der Präsident der Allianz, seine Bemü­
hungen als "zu prowesllich" und gab eine ErkHirung heraus, 
in dem sich die Allianz davon distanzierte. 16 

Zusätzlich zu Gailanis Unterstützung durch Ägypten (über 
die Allianz) erhielt er starke saudiarabische Finanzhilfe_ Die 
Saudis fördern seine monarchistischen Sympathien und 
haben saudisehe Pässe an die Mitglieder der Familie des Ex­
Königs in Italien ausgegeben. Gallani unterhält je einen 
Wohnsitz in London und Peschawar_ Im J uni 1980 traf er 
sich in London mit Douglas Hurd, einem hohen Beamten im 
Außenministerium, sowie mit anderen Regierungsbeamten, 
um sie um Waffenlieferungen zu ersuchen_ 
Zwei )\lonate später wurde im britischen Sunday Telegraph 
enthüllt, daß einige der Waffen, die Großbritannien an ara­
bische Länder verkauft hatte, an afghanisehe Rebellen um­
geleitet worden seien . 
Während die iranische Regierung in ihrer verbalen Verurtei­
lung sowjetischer Truppen in Afghanistan weitaus weniger 
zurückhaltend war als Pakistan, war sie in der Unterstützung 
von Rebellen-Aktivi tä ten von ihrem Territorium aus weniger 
nachgiebig. Im Juni 1980 verboten d ie iranischen Behörden 
vom Iran ausgehende Aktivitäten von Rabbanis Islamischem 
Bund Afghanistans, wobei sie sich darauf beriefen, Beweise 
zu besitzen, daß die Gruppe :zum CIA sowie zu israelischen 
und ägyptischen Geheimdiensten Verbindungen halte, Der 
Iran ließ auch verlauten, daß Rabbanis Anhänger Heroin 



schmuggelten und Waffen und Geld an konterrevolutionäre 
Gruppen im Iran Iiefenen. 
Auf der anderen Seite begann die Belutschi-Minorität des 
Iran im Spätjahr 1978 Waffen, Medikamente und Geld an 
afghanische Belutschi-Kräfte zu tiefem. Die Unterstützung 
wurde von Maulawi Abdul-Aziz Mollazadeh, dem religiösen 
führer der halben Millionen sunnitisch-moslemischer Belut­
schis, und seiner iranischen Ettehadol-Moslemin-Partei koor­
diniert. 17 Der afghanisehe Belutschi-führer ist Mohammed 
Sharif. 
Rebellen der schiitischen Hazara-Minorität haben ebenfalls 
Repräsentanten zu sympathisierenden iranischen Gruppen 
gesandt und von ihnen Unterstützung erhalten. 
In den nördlichen, nordöstlichen und zenualen Teilen 
Afghanistans wurden die tadschikischen. usbekischen und 
Hazara-Rebellen-Bewegungen von China militärisch unter­
stützt. l8 Dies geschiet zusätzlich zu Chinas Beratern und 
MiIitärnachschub, der zu Rebellen-Ausbildungslagern in 
Pakistan gesandt wird. 
Anfang des Jahres 1981 jedoch kündigte China an, daß es 
infolge der Konzentration auf seine eigene wirtschaftliche 
Entwicklung in großem Ausmaß seine Hilfe für Regierungen 
von Ländern der Dritten Welt und rur Befreiungsbewegun­
gen (als solche betrachtet es die afghanisehen Rebe llen) 
kürten werde. Es kann nOf;:h nkht genau festgestellt werden. 
ob dies die Hilfe für die afghanisehen Rebellen berührt. 

RebeUenfärderer im Iran, China, Ägypten 

Im frühjahr 1980 ging Counter Spy auf CIA-Unterstützung 
an a fghani sehe Rebellen e in, die gegen 1979 begann. Erst 
Mitte februar 1980 gab ein höherer Beamter des Nationalen 
Sicherheitsrates offiziell zu, daß die USA mit der Zustim­
mung Präsident Carters Waffen an nicht näher bezeichnete 
Rebellen-Gruppen lieferten. 19 

Eine Person mit Verbindungen zu Rebellen, Zia Nassery (ein 
US-Staatsbürger), traf sich mit hochrangigen US-Beamten 
und -Senatoren während seiner Be~uche in den Jahren 1979 
und 1980. 20 Nassery erzählte später einem Interviewer des 
deutschen Magazins Der Spiegel, daß seine Anhänger von 
Anwar al-Sadat in Ägypten Ausbildungseinrichtungen be­
kommen häuen. 21 Im Spätjahr 1980 trafen sich zwei afgha­
nische RebeUenruhrer, Sayed Bahddin Madschruh und Sa­
duddin Schpoon. die für sich in Anspruch nehmen, ein wei­
tes Spektrum von Widerstandskämpfern zu vertreten. mit 
Beamten des Außenministeriums, einem halben DUlzend 
Senatoren und Henry Kissinger (b is 1976 US-Außenmini­
ster; d. Red.).22 
Jetzt fallt die Frage des Ausweitens diescr Unterstützung 
voll auf die Schulurn von Ronald Reagans Umgebung. E.iner 
von Reagans Spit'lCnberatern auf dem Geiet ist der frühere 
Botschafter in Afghanistan, Robert Neumann , der sich klar 
flir ein konfrontierendes Herangehen an die Sowjetunion 
ausspricht. Die far Eastern Economic Review berichtete 
nach Präsident Reagans Amtsübernahme vertraulich, daß 
"die USA wahrscheinlich versuchen werden, sich mit militä­
rischer und wirtschaftlicher lIilfe bis zu 200 Mio Dollar in 
ihre Gruppen (Gailani, Khalis, Mohammadi und Mujaddedi) 
einzuschalten".23 

Andere Ausdrucksformen von äußerer Hilfe gab es in viel 
kleinerem Maßstab. Typisch ist die in Paris beheimatete Ge­
sellschaft der freunde Afghanistans, die über Anzeigen in 
französischen Zeitungen Spenden für die Rebellen sammelt. 
Sie verteilten den Gegenwert von 45.000 Dollar im Juni 
1980 unter RebellenfUhrer. 24 
Wird fortgesetzt 
(Quelle: Counter Spy, Washington, Nr. 3 jMai-Juni 1981, S. 
24-33) 

Söldner als "afghanische Freiheitskämpfer" 
Eine der US-Organisatlonen, die offen Geld für die afghanischen 
Rebellen sammelt, ist der Afghan Freedom Fighters Fund (Afgha­
nischer-Freiheitskämpfer-Fonds) mit Sitz in Boulder/Colorado, der 
vom Verleger des Magazins Soldier of ,Fortu ne (SoF), Roben 
Brown, gegründet wurde. Seine Ponfach·Nummer iu die gleiche 
wie die der Anzeigenabteilung von SoF. 
In der Anzeige des Fonds, auffallend auf der Rückumschlagseite 
von SoF plazierl, heißt es: "Kaufen Sie eine Kugel, schieBen Sie 
einen russischen Eindringling ab ... Alle gesammelten Gelder werden 
einer von der Redaktion des SoF ausgewählten afghanisehen 
Widerslandsgruppe überge~n. DiCK Gelder werden dazu benutzt, 
Waffen, Munition und Medikamente zu kaufen, je nach den spezi­
fischen Bedürfnissen der afgh.anis.::hen Widerstandsgruppe. die die 
Gelder erhält." 
VeßChiedene SoF·Rep<>ner sind nach Peschawar gegangen und be· 
haupten, sich Rebellen-Gruppen angeschlOSKn zu haben und nach 
Afghanistan vorgedrungen zu sein. Die letzten Ausgaben von SoF 
sind voU von ihren Prahlereien über ihre Erlebnisse in Afghanistan. 
(Die Ausgabe vom Mai 1981 enthält auch ein Foto von Maschmet 
Mujaddedi, dessen Vater der Nationalen Befreiungsfront Afghani­
stans vorsteht, wie er mit einem chinesischen Sturmgewehr po­
sierl.) 
Drei Söldner, die angaben. Mitglieder der mit SoF zusammenhän· 
genden Söldner-Vereinigung "Wildgänse" zu sein, kamen kürzlich 
in Paki$lan an, um die afghanischen Rebellen zu unterstützen. Sie 
behaupteten. "die Vorhut eines Kontingentes von 72" zu sein. Die 
drei gaben ihre Namen als Walter John Pilgrin, Robin Hugh Morri· 
son (beide sind Briten) und Eugene Trajan Shipley, US-BÜTger, an. 
Pilgrin (der angab, Söldner in Kongo und "Rhodesien" gewesen zu 
sein) und Morrison (der angibt, Söldner in der fnnzösischen 
Fremdenlegion und in Angola gewesen zu sein) sagten, sie wollten 
"Russen töten". 
Verschiedene andere Mitglieder der "Wildgänse" kamen und gingen 
nach Peschawar in den zurückliegenden Monaten. Einige von ihnen 
behaupteten, daß sie von der US Defense Intelligence Agent:)' 
(DIA) angeworben worden seien, um spezielle sowjetische Militär· 
ausrüstungen in Afghanistan zu erbeuten und herauszubringen. 
Dem Londoner Obsen'er vom 22.3.1981 zu folge "sagen sie, daß es 
die Amerikaner bequem finden, Briten anzuwerben, weil diese kein 
Einreisevisum für Pakistan benötigen. Diese Geschichte wird teil­
weise durch die Tatsache bestätigt. daß US·Beamte mit Sicherheit 
einige selbständige Fotografen gebelen haben ... , die Instrumente 
von abgeschossenen Kampfllubschraubem zu fotografieren." 

Anmerkungen: 
15) Vgl. P. FrancC!lchi. 115 ont choisi La Liberle, Paris 1981. S. 

260ff. 
16) New York Times (NYT), 20.7.1980 
17) NYT, 16.1.1980 
18) Le Monde Diplomatique, Februar 1980 
19) NYT,16.2.1980 
20) Nassery ging Anfang 1980 in den Iran und wurde im Män 1980 

unter dem Vorwurf der Spionage festgenommen. Zwei Beamte 
der Schweizer Botschaft in Tcheran (die die US-Interessen dort 
wahrnimmt) besuchten Nassery im Män: 1981 im Evin-Gefäng­
nis. 

21) Der Spiegel, Nr. 3fl980 
22) Wall Sueet Journal (WSJ), New York, 5.12.1980 
23) Far Eutern Economic Review (FEER), 23.1.1981 
24) FEER, 5.12.1980 
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Iran 
Wolfram Brönner / Anni Friese 

Der "Krieg im Innern" 
"Wir sehen uns einem regelrechten inneren Krieg gegen­
über", sagte der Stellvertretende iranische Außenminister 
Mohammad Ahmad Azizi Anfang September dJ. in einem 
Interview. "Und er kommt zu dem hinzu, den wir gegen den 
Irak fUhren. Aber tatsächlich ist der Krieg gegen die inneren 
Feinde härter. Sie tragen keine Uniform und wir wissen 
nicht, von wo der nächste Angriff kommt," 
M.A. Azizi erläuterte, daß die Feinde bis in die Regierungs­
ebenen hinein hätten gelangen können, da nach der Revolu­
tion die alten Sicherheitsmethoden des kaiserlichen Geheim­
dienstes SAVAK vollkommen zurückgewiesen worden seien 
und man keine "neuen Methoden angenommen (hat), die 
sich auf die t}nterstützung des Volkes stützen. j\-Iuhoden, 
die es unseren Feinden erleichtern, unsere Regierung zu in­
filtrieren", fUgte der stellvertretende Außenminister hinzu. 
"Aber niemals werden uns die Terroristen davon abhalten 
können, auf dem Weg der Revolution voranzuschreiten."l 
Spektakulärste Zeichen dieses "inneren Krieges" waren die 
Teheraner Bombenexplosionen vom 26. juni und 30. Au­
gust d.j . Beim ersten Anschlag starben in der Zentrale der 
regierenden Islamisch-Republikanischen Partei (IRP) allein 
74 ihrer Führungskräfte, darunter mit Ayatollah Beheschti, 
IRP·Generalsekretär und Präsident des Obersten Gerichts, 
die nach Imam Khomeini dominierende Persönlichkeit d'·r 
islamischen Bewegung. Beim zweiten Anschlag starben im 
Regierungssitz der - erst Ende Juli dJ. mit über 90% der 
Stimmen gewählte - Staatspräsident Mohammad Ali Rajai 
und der ebenfalls gerade neuernannte Ministerpräsident 
Mohammad Djawad Bahonar, der auch Beheschtis Nachfol­
ge als IRP-Generalsekretär angetreten hatte. Bei demselben 
Bombenanschlag kam auch der iranische Polizei chef Oberst 
Wahid Dastgherdi ums Leben. 

"Erfolgreichste" Bombenanschläge der Geschichte 

Am 5. September dJ. wurde Ayatollah Ali Ghodussi, Ge­
neralstaatsanwalt der Revolution, ennordet. Damit überstieg 
die Liste der seit der Absetzung des Präsidenten Abolhassan 
Bani-Sadr durch Terroranschläge getötuen }o'ührungskräfte 
der I RP die Zahl 80. Es ist dies die wohl "erfolgreichste" 
Attentatsbilanz der Geschichte, bei der bis auf Ayatollah 
Khomeini, den Parlamentspräsidenten Haschmi Rafsand­
schani und den nunmehrigen IRP-Generalsekretär Ayatollah 
Ali Khameini (Teheraner Freitags.lmam und Vertrauter 
Khomeinis) praktisch keine der Schlüsselfiguren der isla­
m ischen Staats- und Parteiführung überlebte. 

Die Machtorgane antworteten mit einer neuen Verhaftungs. 
und Hinrichtungswelle, der im Zeitraum juni bis Anfang 
September dJ. rund 900 Regimegegner,2 vornehmlich Mit­
glieder der Volksmojahedin, zum Opfer fielen. Letztere be­
kannt~n sich im übrigen zu einer Reihe von Mordanschlägen 
und rechtfertigten auch ausdruck lich - so ihr Vorsitzender 
Massoud Radjavi gegenüber der Time vom 14.9.1981 - den 
Mord am Staats- und Ministerpräsidenten vom 30. August 
dJ . Die anderen aktuell Betroffenen gehören vornehmlich 
ult,alinken Gruppierungen wie der maoistischen Paykar, 
Randjbar und der kurdischen Kumuleh an. 
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Dieser " innere Krieg" nahm seinen eigentlichen Anfang im 
Juni dJ. mit der dramatischen Zuspitzung des Machtkamp­
fes zwischen dem Staatspräsidenten A. Bani-Sadr und seiner 
breitgefacherten Anhängerschar auf der einen Seite und der 
islamischen Führung um Ayatollah Khomeini und die I RP, 
die in den RegierunWifunktionen, dem Parlament und den 
anderen Revolutionsorganen das Übergewicht hatten, auf 
der anderen Seite. 
Treffend nannte Le Monde Diplomatique im August dJ. 
den Staatspräsidenten "Cefangenen einer Verfassung, die 
seine Funktion begrenzt". Entgegen den Bestrebungen A. 
Bani-Sadrs, zusätzliche Machthebel an sich zu reißen, sieht 
die im Dezember 1979 per Referendum angenommene Ver­
fassung der Islamischen Republik die gewählten Vertrt;ter 
des Volkes - also die Parlamentsabgeordneten und die aus 
ihren Reihen gewählten Regierungsmitglieder (Minister) -
als die eigentlichen machtausübenden Organe an. So wird 
der Präsident laut Verfassung vom Parlament kontrolliert 
und ihm eine mehr koordinierende und repräsentative Rolle 
zugewiesen. 
Während A. Bani-Sadr die Verfassung für sich dahingehend 
auslegte, die Regierung Rajai weitestgehend zu blockieren 
und zu behindern,3 warf er gleichzeitig der Regierung in 
einer Kampagne seines Hausblatles Enghelab-e Eslami (isla­
mische ReVOlution) vor, "den Islam zu monopolisieren" und 
"Despotismus" an den Tag zu legen. Eingeladen zur Dis­
kussion im Fernsehen, verweigerte er die Teilnahme, "so­
lange das Fernsehen und der Rundfunk zensiert werden" 
und machte sich zum Sprecher alier derjenigen, die mehr 
"Freiheiten", "mehr Demokratie" verlangten. 
In seiner Funktion als Oberbefehlshaber der Annee, die ihm 
von Imam Khomeini übertragen worden war, trug A. Bani­
Sadr nach Beginn der irakisehen Aggression gegen den Iran 
dazu bei. die iranische Abwehr an der Westfront zu verzö­
gern.4 Er tat alles, um kurz nach der Aufdeckung eines 
Putschversuches der Luftwaffe im Juli 1980 eine Säuberung 
unter den Luftwaffenoffizieren zu verhindern, die der isla­
mischen Führung - wegen der zumeist amerikanischen Aus­
bildung und bourgeoisen Herkunft der Militärs - a ls poten­
tielle konterrevolutionäre Gegenkraft von vornherein ver· 



dächtig waren. 
Zur Offensive gegen den "Führer der Opposition", wie sich 
A. Bani-Sadr mittlerweile vor ausländischen Interviewern 
selbst bezeichnete, kam es dann, ab im juni 1981 mehrere 
seiner engen Mitarbeiter, darunter Zentralbankdirektor 
Nobari, wegen Staats· und verfassungsfeindlicher Vergehen 
verhaftet und Bani-Sadrs Zeitung sowie die ihm nahestehen­
de Mizan, Hausblatt des liberalen Ex-Ministerpräsidenten 
Mehdi Bazargan, verboIen wurden. Das Parlament beschloß 
am 10. Juni 1981, A. Bani·Sadr den Oberbefehl über die 
Armee zu entziehen und kündigte auch ihm eine Untersu­
chung seiner Tätigkeit auf Verfassungsmäßigkeit an. Darauf­
hin verschwand Präsident Bani-Sadr am 13. Juni dJ. im 
Untergrund. 
Am 20. Juni 1981 endete die politische Konfrontation zwi­
schen RegierungiParlament und dem Staatspräsidenten: Das 
Parlament forderte nach einer zweitägigen Debatte über die 
"politische Kompetenz" des Präsidenten dessen Absetzung, 
die von Ayatollah Khomeini tags darauf verfassungsgemäß 
bestätigt wurde. Seitdem besteht gegen den einer Reihe von 
Verfassungsbrüchen angeklagten Expräsidenten Bani-Sadr 
Haftbefehl. 
Mit der Entfernung A. Bani-Sadrs und seiner Mitstreiter aus 
wichtigen Positionen im Staats- und Verwaltungsapparat 
wurden praktisch die letzten der "liberalen", den revolu­
tionären Zielen der islamischen Führung um Khomeini ent­
gegenstehenden Kräfte aus den Schaltstellen der Machtor­
gane verdrängt. Die sich zur "Opposition" zählenden Ele­
mente verschärften nun auf allen Ebenen ihre Konfronta­
tion. 

Bani-Sadr und die Verirrung der Volksmojahedin 

Am stärksten reagierten die Volksmojahedin, die Abolhas­
san Bani-Sadr nach dessen Untertauchen versteckt hielten 
und ihm anschließend zur Flucht verhalfen. Als Antwort auf 
den Entscheid vom 20.6.1981 gingen sie zum "bewaffneten 
Kampf" gegen die des "Despotismus" bezichtigte IRP bzw. 
"Khomeinis schwarze und reaktionäre Diktatur" überS. 
Mehr noch. Am 11. August dJ. gaben die gemeinsam ge· 
flohenen Abolhassan Bani·Sadr und Volksmojahedin-Führer 
Massoud Radjavi im Pariser Exil die Gründung eines "Na­
tionalen Widerstandsrats" bekannt, der als Vorläufer eines 
künftigen "Verfassungsrates " - unter der Losung "Freiheit, 
Unabhängigkeit und Islam" - den vereinten "StUrl. Khomei· 
nis" zum Ziel haI. Laut A. Bani·Sadr ist man dabei, eine 
"Regierung der nationalen Zusammenarbeit" zu bilden, mit 
ihm als dem angeblich weiterhin "rechtmäßigen Präsiden­
ten". M. Radjavi hingegen sei befugt, die Maßnahmen zu 
ergreifen, die zum Sturz des Regimes in Teheran führen 
könnten. Damit seien die Volksmojahedin von A. Bani-Sadr 
beauftragt, die "Oppositions· und Subversionspolitik" gegen 
das "Regime Khomeinis" weiterzuführen. 6 

Die im jahr 1965 gegründeten Volksmojahedin haben damit 
ihre bislang vorrangige Ausrichtung an antiimperialislischen, 
den Islam sozialrevolutionär auslegenden Grundsätzen ein· 
getauscht gegen eine aus der Verabsolutierung von Repressa­
lien gegen sie und aus machtpolitischen Erwägungen heraus­
geborene Allianz mil der iranischen Bourgeoisie und ihrem 
Sachwalter Abolhassan Bani-Sadr. Ihre heute vorrangige 
Ausrichtung gegen die im revolutionären Prozeß dominie­
rende radikale Geistlichkeit7 ließ die Volksmojahedin sich 
in der Falle des Imperialismus und seiner iranischen Mitstrei­
ter verfangen. wie der Volksmojahedin-Führer Reza Sa'adati 
in seinem Testament Ende juli dJ. selbstkritisch resümierte 
(siehe Kasten). 
Seit dem Sieg der Revolution vom Februar 1979 sieht sich 
der Iran einem - so Eric Rouleau - "unerklärten Krieg"S 

gegenüber, der das Ziel hat, die Revolution zu stürzen. Nach 
wiederholten, aber immer wieder mißglückten Versuchen 
der earter-Administration, die "stabilste Basis" neokolonia· 
ler Interessen im Mittleren Osten, zuriickzuerobern, stellte 
sich Nachfolger Ronald Reagan auf den Standpunkt, über· 
haupt ent "mit dem Iran zu reden, wenn dort gemäßigte 
Elemente an die Macht kommen".9 
Bisher jedoch schlugen alle von und mit Washington geplan­
ten Versuche, diese den Imperialismu~ schmerzende Wunde 
zu heilen, nicht nur fehl, sondern sie gaben auch immer 
wieder unfreiwillige Anstöße zur weiteren Radikalisierung 
der revolutionären Kräfte. Ihre von Anfang an ausgeprägt 
antiamerikanisch.antiimperialistische Ausrichtung, die sich 
nach dem Sturz der Monarchie in der Hauptlosung "Unser 
Feind Nr. I ist Amerika" niederschlug, förderte unter ihnen 
und den Volksmassen nach und nach die Erkenntnis, daß 
nicht nur die USA selbst - in Form ihrer Soldaten und 
Kriegsflotte am Persischen Golf - die Revolution bedrohen. 
Zunehmend erkannt wurde auch, daß der imperialistische 
Kontrahent in vielerlei Gestalt und sogar unter der Maske 
des Islam auf einen Umsturz hinarbeitet. Ayatollah Khomei· 
ni selbst warnte in einer seiner Reden vor dem Feind, der 
"sogar in der Maske des Islam sich eingeschlichen habe" und 
warnte die Bevölkerung auch vor jenen Mullahs, die "schlim­
mer als Savakis und Verräter" seien. lO 

Das ursprüngliche US-amerikanische Konzept, mit der Provi­
sorischen Regierung eine "friedliche" Rückeroberung des 
verlorenen Einflusses zu erreichen, ging mit dem Scheitern 
ihres Premiers Bazargan im November 1979 zu Bruch. Die 
von Washington verhängte Wirtschaftsblockade und zusätz­
liche Sabotage in verschiedener Form an Industrie- und 
Landwirtschaftseinrichtungen des Iran fUhrte zur Forderung 
des staatlichen Eingreifens in bedeutende Wirtschaftsbe­
reiche, darunter zur Verstaatlichung von Banken, Versiche­
rungen und des Gros der Industrie. Als schließlich, nach 
dem Scheitern mehrerer Putschversuche inklusive der USo 
Operation "Blaulicht" vom April 1980 (siehe AlB 7.8/1980, 
S. 6/7), das irakisehe Bussein-Regime im September 1980 
mit einem Kriegszug gegen den Iran assistierte,n' ging die 
Rechnung derer, die um jeden Preis "Khomeini loswerden" 
(Z. Brzezinski) wollten, wiederum nicht auf. 
Weder kam es zu der erhofften allgemeinen Erhebung der 
nationalen Minderheiten (Araber im okkupierten Khuz:istan, 
Kurden usw.) noch zu einem Einbruch der "radikalen" 
Komponente der islamischen Bewegung, repräsentiert durch 
die vom schiitischen Klerus geführte Islamisch·Republikani­
sche Partei (IRP). 

Konfliktpunkte Außenhandel und Bodenreform 

Sie und nicht die um Staatspräsident Bani-Sadr gescharten 
versöhnlerischen ,,gemäßigten Elemente" vermochten in den 
Machtorganen stetig ihre Position zu konsolidieren. Ja, der 
Verteidigungskrieg gegen den Irak bot den radikalen Anhän­
gern der Linie Khomeinis die Gelegenheit, die suspekte 
Armee - die potenteste gegenrevolutionäre Kraft, die weit­
gehend in ihren Kommandostrukturen verblieben war - mit 
engagierten Kräften der islamischen Bewegung zu durchset­
zen und ihr die revolutionären Streitkräfte der Revolutions­
garden (Pasdaran) sowie der Freiwilligen Kampfgruppen 
("Armee der 20 Mio") und Partisanen zur Seite zu stellen. 
Andererseits hat der irakisch-iranische Krieg infolge be­
trächtlicher Zerstörungen, Deviseneinbußen und anderer 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten - erhöhte Inflation (offi. 
ziell 30%), Arbeitslosigkeit (Anstieg von 2,5 auf 4 Mio), 
Absinken der Industrieproduktion um ca. 40% gegenüber 
1978/79 usw.12_ die ohnehin vom Schah-Regime hinterlas· 
senen großen ökonomisch-sozialen Probleme verschärft. 
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Das umso stärkere Drängen Khomeinis und der IRP.Führung 
auf einschneidendere soziale Veränderungen zugunsten der 
unterprivilegierten Massen (Mostazafin) aber s tieß auf einen 
zusehends massiveren Widerstand nicht nur der im Land ver­
bliebenen Großgrundbesitzer und Großbourgeoisie, sondern 
auch der sog. "liberalen" Bourgeoisie und oberen Mittel­
schicht. Ihr BehillTcß auf uneingeschränkter, "freier" Entfal­
tung des Privateigentum s machte sich an zwei zentralen 
Punkten, den im Parlament diskutierten Gesetzentwürfen 
zur Bodenrefonn und zur Verstaatlichung des Außenhan­
dels, fest. Worum geht es dabei? 

Die Verstaatlichung des Außenhandels rührt an eine der 
Pfründen der Bourgeoisie und Basaris und ist eine Schlüssel­
frage bei d er Realisierung eines sozial gerechteren Vertei­
lungs- und Versorgungssystems. Und dem kommt e in enor­
mes Gewicht zu , da der Iran infolge der neokolonialen 
örfnungspolitik des Schah z u 90% vom Import lebenswich-

Testament 
des Volksmodjahedinführers 
S. Mohammad Reza Sa'adati 

tiger Güter abh ängig wurde. 

Die Bodenreform ist, obwohl geset"l-lich noch nicht endgültig 
fixiert , bereits in einigen Provinzen (z. B. Israhan) in Angriff 
genommen worden. Don wurde etwa brachliegendes, von 
den Besiturn nicht genutztes Land bereits verteilt, Saatgut 
subventioniert und Formen genossenschaftlicher Feldbestel­
lung eingeftihrt. In der Diskussion um den Gesetzentwurf 
hatten die Großgrundbesitzer und einige ihre Eigentümer­
rechte als dem Islam nach gerecht verteidigende Geistliche 
sich vor allem heftig gegen die Artikel G und D gewandt, in 
denen von der Enteignung der Großgrundbesitzer und von 
Beschränkungen auf eine bestimmte Menge Land die Rede 
ist. 
Erste heftige Reaktionen waren unter den Großb asaris und 
Importeuren festzustellen , als Ende 1980 die Diskussion 
über die Verstaatlichung des Außenhandels im Parlament 
begann. Im Dezem ber 1980 wurden in versch iedenen 

Wir sind den Revolutionsgegnern 
in die Falle gegangen 

S. Mohammad Rna Sa·adati. Fiihnmgsmilglied der 0'lam$ation 
de, Vo/ksmojahedin wurde am 26. Juli d.j. im Teherane, Evin-Ge­
fongniJ hingerichtet. Er wa, do,t seit Ap,il 1979 wegen angebli­
chem •• Landesven-at" (Gesp,iich mil einem sowjetischen Joumilli-­
stcn!) ;nha/tiert und im November 1980 Zu 10 Jahrm Ge/iingnis 
verurteilt worden. Im Sommer 1981 wurde da,aus ein Todesurteil, 
weil Rua Sa'adati mit dem Mord an dem Leiter des Evi"-Ge/iing­
nisses in Verbindung gebracht worden war. 
Vor seiner Erschießung ver/aßte S. Mohammad Re~a Sa'adati ein 
pob"liJches Testament, in dtm de, aJclue//e Kurs dtr VolJt.smojahe­
din einer I<ritischen Standorlbestimmung unter~ogm wird. 

Brüdtr, in Vietnam, in Kambodscha, in Algerien, in Kuba und in 
Nikaragua standen die revolutionären Kräfte - gesti,i t:H auf du 
gesamte Volk - auf der einen Seite, die Imperialisten, abhängige 
Kapi talisten, Feudalhern:n und Aristokr.uen und inneren Söldner 
auf der anderen Seite. Aber, meine Brüder, welcher Konstella tion 
sehen wir um gegenüber? Ich liehe ... die gehässigen und kriegstrei­
berischen Hände der Weltunterjocher und ihrer inneren Söldner, 
die seit dem Sieg der großen Revolution vom 22. Bahman (im 
Februar 1979; d. Red.) versuchen, die Kräfte gegeneinander, insbe­
sondere die Organisation der Volksmojahedin gegen die Herrnchaft 
(die regierende Islamisch· Republikanische Partei (IRP ) und ihre 
Anhänger; d. Red. ), auszuspic']en. 
Ihr redet von der ,Diktatur. von der Unterdrückung und den 
schrecklichen Zuständen. Welche Diktatur? Diktatur stützt sich 
entweder auf Feudalismus - diese feudalisti sche Grundlage exi· 
stiert im Iran jedoch nicht - oder auf eine Komprado~nwirtschaft 

- auch diese hat keinen Platz in dem herrschenden Synem. 
Mit unseren neuen Positionen haben wir die politischen und stra­
tegischen Abgrenzungen zur Bourgeoisie und zur privi]egienen 
Kleinbourgeoisie auf der einen Sei te und zu den Positionen des 
Linksopportunismus auf der anderen Seite, d.h. jene Abgrenzun­
gen, die den Schutz und den Bestand einer Organisation in ihren 
selbständigen Dimensionen garantierten, völlig verum. 
Wir sind in de r uns vom Imperialismus aufgcsteUten Falle gefangen. 
Wir befinden uns in einer Szenerie, in der keine der streitenden 
Parteien siegl:n wird. sondern die Imperialisten und ihre inneren 
Söldner, die wie Aasgeic'r auf den Moment ihres Beutefangs warten, 
um ein B]utbad zu veranst.alten (wie in Indonesien; ]96~ massa­
krierten dort ultrarechte Kräfte iiber ]/2 Mio Menschen; d. Red.) 
um ihre schreckliche Diktatur zu errichten und Tausende von bei­
den Parteien (gemeint sind die strei tenden Pll1teien Organisation 
der Vo]ksmojahedin und der heutigen Herrsehaft) dem Er· 
schießungskommando auszuliefern. Wir sind unsererseil5 verant­
wortl ich ftir die Geburt dieser Sunerie, die psychisch den Boden 
für die Realisierung eines solchen Putsches vorbereitet. 
Die Bourgeoisie einerseits und der Linksopportunismus andererseits 
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haben ein solche propagandistische Atmosphäre hervorgerufen und 
Urnl in diese Atmosphäre hineingezogen. 
Ich meine, daß es die prinzipielle und richtige Linie ist, die antUm­
perialistischen Positionen des hernchenden Regimes zu verteidigen 
und zu unterstützen. Widerstand und Schwächung dieses Regimes 
sind dem Linksopportunismu$ anzulasten. Wir haben von Anfang 
an lolche Prinzipien propagiert und die Kräfte aufgerufen, die 
linkssektiererischen und abenteuerlichen Machenschaften zu unter­
lassen und die antiimperialistilichen Positionen des herrschenden 
Regimes zu stärken ... 
Aber wir se]bst haben diese Prinzipien unter dem Einfluß der 
druckenden propagandistischcn Atmosphäre - verursacht durch die 
Bourgeoisie und die priviles--erte K]einbourgeoisie einerseits und 
durch den Linksopportunismus andererscil5 - aus den Augen ver­
loren. Die antiimperia]istischen Züge, die wir an dem Regime beob­
achte ten, waren nicht dem liberalen Flügel zuzurechnen - wir wuß­
ten sehr gut, daß die Liberalen unrallig sind, den Imperialismus und 
seine Gefahr zu erkennen. Diese antiimperia listischen Züge beob· 
achteten wir bei einem anderen Flügel des Regimes. Ich sage es sehr 
deutlich: Ich sehe noch diese Ziige und weiß, daß man sie enuchie­
den unterstützen muß. 
Ich hätte vor meiner Verurteilung zum Tode durch omzielle Mit­
te ilung dieser meiner Ansichten der Gerahr des Todes entgehen 
können. Ich habe jedoch den Tod gewählt, um dem Gedanken 
von:ubeugrn, daß diese meine Ansichten aus der Angst vor dem 
Tod gewachsen sind . Ich habe: den Tod angenommen. 
Vielleicht bleiben mil bis zum Tod nicht mehr als einige Stunden. 
Ich sehe mich als Märtyrer der Verschwörungen der Imperialisten. 
Ich ziehe diesbe'ZÜglich niemanden zur Veran twortung. Mein Tod 
kann nicht gerächt werden, es sei denn, man rlicht ihn an den 
imperialistischen Weltunteljochern und ihren inneren Söldnern. 

Iman Khomeini is t - unter der jetzigen Vorau~tzung der Ge­
schichte unseres Landes - die Widerspiegelung des Zoms der ent· 
rechteten Massen des Iran und 50gar der Region auf die Ausplün· 
derung und die Verbrechen der Weltunterjocher. Warum sollen wir 
diesen Zorn nich\ unterstützen? 
Die Imperialisten und ihre inneren Söldner sind durch diesen revo­
lutionären Zorn in Schrecken versetzt worden. Mit der Unterstüt­
zung der Bourgeoisie im Innern und aller anderen Kräfte, die den 
Imperialismus im Iran an den gedeckten Tisch bitten wollen, sind 
sie bestrebt, diese Widerspic'gelung zu vernit..hten oder zu schwä­
chen. 
Wir dürfen nicht das Gedankengut der Liberalen übernehmen. Es 
gibt einen Unterschied zwischen einer revolutionären, volksnahen 
Organisation und den ]iberalen Kräften. Wir dürfen UM nicht von 
einem solchen Stolz und solchen Empfindungen leiten la~n, die 
die Liberalen innerhalb der Gesellschaft propagieren. 
(Quelle: Ette]a'at, Teheran. Nr. 16488129.7. 198 I) 



Städten des Iran Protestdemonstrationen von Bazaris gegen 
das Revolulionsregime inszeniert, an denen übrigens auch 
gewissen Geistliche teilnahmen, die der besitzenden Ober­
schicht im Iran schon immer nahe standen und die volk,.. 
verbundene, antiimperialistische Linie Khomeinis und seiner 
Mitarbeiter mit Mißbilligung betrachten. 
Dieselben Kräfte ergriffen aktiv Partei fUr A. Bani-Sadr im 
Machtkampf mit der Regierungs- und Parlamentsmehrheit. 
In diesen Auseinandersetzungen und im Ringen um die Kon­
trolle der Massenmedien formierte sich die bunte Koalition 
von alten Ausbeuterklassen und monarchistischen Rest­
beamten, konservativer Geistlichkeit. Liberalen und diversen 
ultralinken Gruppierungen - zu einem Gegenlager • das das 
Ziel des Sturzes des Khomeini-Regimes und die Unterstüt­
zung A. Bani-Sadrs als gemeinsames Sprachrohr eint. 
Auf der anderen Seite steht das ebenfalls heterogene Lager 
jener Kräfte. die, nach wie vor unterstützt von der Mehrheit 
der unterprivilegierten Massen. das Ja zur antiimperia­
listisch-volksnahen Linie des Imam Khomeini verbindet, Die 
von der IRP angefUhrten radikalen Kräfte der islamischen 
Bewegung sind seit dem Sommer dJ. in den Enucheidungs­
zentren durchgängig allein tonangebend, obgleich es hier 
drei Grundströmungen zu unterscheiden gilt: 
Jene Kräfte, die trotz antiimperialistischer Positionen hin­
sichtlich der Rechte und Freiheiten Andersdenkender und 
anderer revolutionäre Organisationen eine unduldsame Hal­
tung einnehmen. Unter ihnen. die wegen ihrem Anspruch 
auf alleinige Machtausübung auch monopolitische Kräfte ge­
nannt werden. finden sich zahlreiche Verfechter eines ver­
meintlichen "heiligen Tabus" des uneingeschränkten Privat­
eigentums. Danaben bestehen ein realistischer. gegenüber 
Bündnisparmern aufgeschlossener Flügel und eine überdies 
progressive, auf soziale Veränderungen drängende Strömung 
der islamischen Bewegung. 
Oie Linie Khomeinis unterstützen ferner die beiden Links­
organisationen Volksfedayin (Mehrheit) und Tudeh·Partei, 
die sich auf den wissenschaftlichen Sozialismus berufen. 
Beide drängen auf eine beschleunigte DurchfUhrung sozial­
ökonomischer Veränderungen und die Respektierung der 
verfassungsmäßig garantierten Freihei ten (siehe Kasten zu 
Tudeh-Forderungen), die sie durch das im Parlament am 
9.7.1981 verabschiedete Parteiengesetz. die Nichtzulassung 
ihrer Kandidaten zu den Parlamenuwahlen Ende Juli dJ. 
oder Suspendierung ihrer Presseorgane verletzt sehen. 

Beide verurteilen gleichermaßen bewaffnete Aktionen bzw. 
Terroranschläge gegen die Machtorgane der Islamischen 
Republik ebenso wie sie deren Massenexekutionen und Un­
terdruckungspraktiken gegen nationale bzw. religiöse Min­
derheiten "ab unverhältnismäßige Reaktionen der herr­
schenden Organe" und "nicht als eine richtige Lösung Hir 
diese Schwierigkeiten" (so die Tudeh-Partei) kritisieren. 13 

Es versteht sich. daß die Einheit und Aktionsfahigkeit aller 
dieser antiimperialistischen Kräfte die beste Gewähr für die 
Verteidigung und Vertiefung des revolutionären Prozesses 
im Iran böte. Dies geht jedoch offenbar nur über ein Zurück­
drängen bzw. ein Umdenken der monopolistischen Kom­
ponente innerhalb der islamischen Bewegung. Und dies er­
fordert weiter, daß die momentan von Mahdavi Kani gefUhr· 
te IRP-Regierung ernst macht mit den Maßnahmen zugun· 
sten der unterprivilegierten Massen, die der ermordete Mini­
sterprälident Bahonar im August dJ. angekündigt hatte. 
Die seit dem Sturz des Schah-Regimes amtierenden Regie­
rungen hätten, so bemängelte Ayatollah Khomeini bei der 
Bestätigung des neuen Kabinetts. bislang nicht viele Taten 
gezeigt. Sie müßten nun, um dem Vertrauen des iranischen 
Volkes gerecht zu werden, schleunigst folgen. Sie werden 
auch nötig sein, um angesichts eines absehbaren neuerlichen 
Interventions- oder Putschversuches die Verteidigungsfahig­
keit der Revolution zu gewährleisten. 

Tudeh·Partei Forderungen 
an die neue Regierung 

( ... ) Das Programm. das die Regierung des Herrn Dr. Bahonar dem 
Parlament und der Bevölkerung vorgelegt hat, ist die Widerspiege· 
lungjener Veränderungen. die sich in der politischen Herrschaft des 
Landes vollzogen hat. In diesem Programm in versucht worden, die 
grundsätzliche Orientierung der antiimperialistischen. antidiktatori· 
schen und volksverbundenen Linie Imam Khomeinis festzulegen, 
die Ausdruck der dringend!!en Forderungen der Mehrheit unserer 
Gesetbchaft - d.h. der Millionen Werktätigen in Such und Land ­
in. obwohl es in einigen Bereichen unk1u und undeutlich in. ( ... ) 
Aber, so sprach es der Imam Khomeini in einem Gespräch mit dem 
Staatsprasidenten, dem MininerpriWdenten und den Ministern of· 
fen aus, die Ausgebeuteten und Unlerprivilegierten unserer Gesell· 
schaft, die - dem Imam zufolge - ihre revolutionäre Pflicht hun· 
dertprozentig erflillt haben. können sich nicht mehr allein mit ei· 
nem Programm zufrieden geben. Sie erwarten von der Regierung 
und dem Pulament, d.h. von ihren Vertretern, revolutionäre Maß· 
nahmen. Die wichtigsten ökonomischen und gesellschaftlichen 
Forderungen der MilIionenma!SC':n der Werktätigen sind wie folgt: 
• Konsequente Zerschlagung der Überreste der Konterrevolution 
auf allen Gebieten des gesellschaftlichen Leben, und Beseitigung 
konterrevolutionän:r Elemente und versöhnlcrischer Liberaler aus 
den Schlüsselpositionen des Staatsapparates, der Streitkräfte und 
der Ordnungskräfte des Landes; 
• Schaffung der in der Verfassung garantierten Freiheiten rur die 
gesamte Bevölkenmg, rur alle politischen Gruppen und Parteien, 
die die Verfassung der Islamischen Republik Iran fCspektieren, und 
schnellste Anwendung der IO·Punkte-Erklärung des Generalstaats­
anwaltes der Revolution (von Ajatollah Beheschti 1981vorgctegter 
Entwurf eines Parteiengesetzes. demzufolge alle nichtkontcrrcvolu­
tionären Parteien zugelassen werden sollen; d. Red.); 
• Beseitigung der ökonomischen Wurzeln der gegenüber dem Im· 
perialismus, unter Führung des US-lmperia1ismus. venöhnlerischen 
Linie durch die bedingungslose Anwendung des Artikels 49 der 
Verfassung und damit der Einschränkung des Eigentums und der 
Möglichkeiten zur Ausplünderung im privaten Sektor; 
• Konsequente und radikale Durehftihrung der Landreform zu­
gunsten der landlosen und landannen Bauern, und Forderung du 
Entwicklung von Landwirtschaft und Viehzucht; 
• Ankurbclung der Wiruchaft. insbesondere auf dem Gebiet der 
industriellen Produktion und der Bauwirtschaft; Schaffung von Ar­
beitsplätzen zur Beschäftigung der Arbeitslosen; 
• Belebung des staatlichen Seklon der Wirtschaft durch die Natio­
nalisierung des Außenhandels und Aufbau eines ~olksverbundencn 
staatlichen und genossenschaftlichen Handelsnettes für die Organi­
ution und Verteilung im Inland; Belebung der staatlichen Industrie 
und Abbau ihrer Abhängigkeit von den imperialistischen Ländern: 
• Planung einer autarken nationalen Wirtschaft aufwissenschaftli· 
cher Buis und Aufbau einer Schwerindustrie. der Eisenerzindu­
st.le, des Maschinenbaus und der Petrochemie, und umfassende 
Ausnutzung der NatufTCssourcen des Landes. 
(Quelle: iran aktuell, September 1981) 

Anmerkullien: 
1) Lc Monde. Paris. 8.9.1981 
2) Laut Afrique Asie, Paris. Nr. 248/14.9.1981. 5,30 
3) So b10ckiene Bani-Sadr bis zuletzt den Amtsantritt von Außen·, 

Wirtschafts- und Handdsministern der IRP-Regierung Rajai, 
trotz ihn:r Bestätigung durch du Parlament. 

4) Siehe bei: E. Rouleau, Tbc War and the Struggle nir the State, 
in: MERlP Repons, Washington,juli·August 1981. S. 3·8 

5) Nach: Afrique AJic, a.a.O., S. '2/33 und E. Rouleau, The 
War ...... LO. 

6) Neue Zürcher Zeitung. Zürich. 12.8.1981 
7) Im Organ der Volksmojahedin Modjahed. Nr. I03/ januar 1981 

hieB es zur radikalen islamischen führung um Khomeini und die 
IRP ben:iu deutlich, sie sei "Repräsentant einer rückschrittLich­
traditionellen, dörflichen Klcinbourgeoisie". Und alle sie unter­
stütunden Kräfte seien als "reaktionär, opportunistileh" und 
"kontenevolutiomir" zu bezeichnen. 

8) E. Rouleau, The War .... a.a.O. 
9) Zit. nach: Kayhan, Teheran. 12.1.1981 

10) E. Rouleau, Tbe Wu ... , a.a.O. 
11) Vgl. AlB 1/1981, S. 16-22 
12) Daten nach: Le Monde, 22.7.1981. Siehe auch E. Rouleau in: 

AlB I und 2{1981 
13) Vgl. KAR (Lahour), Landon, Mai 1981 und iran aktuell. juli/ 

August und September \98\ 
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Frankreich 
Rainer Falk 

Mitterrands Wahlsieg - Chance für ein 
neues Verhältnis zur Dritten Welt (1) 

Rop<a""n,an«" d<, hn". Koo)".,,"'panclen F. /o1,uerrar>d (,rn TU1 ",,,,,,,henrhch "''' <,nern.) und G. March." (I.); U· Boo": <1<. f,an7.O>l"rncn " 1C'"""e,,mach, 

"Solidarität" und ein "neuer Typ der Kooperation" mit den 
Entwicklungsländern - das sind die Zentralbegriffe in den 
programmatischen Erklärungen der seit Juni 1981 amtieren­
den französischen Linksregierung zur Dritte-Welt-Politik. 
100 Tage nach dem Wahlsieg des Sozialisten führers Fran.;ois 
Mitterand gibt es Anzeichen dafür, daß lIon Frankreich neue 
Impulse Hir den "Nord-Süd"-Dialog ausgehen könnten, die 
den Spielraum der Entwicklungsländer zur Durchsctzung 
ihrer dringendsten Forderungen zu erweitern vermögen . Im 
Verhältnis zu den Befreiungsbewegungen ist ein positiver 
Neubeginn erkennbar, der sich deutlich von der neokolonia­
listischen Politi k der Regierung Giscard d'Estaing unler­
scheide t. 
Für einen grundlegenderen Wandel bedarf es allerdings nicht 
nur an Zeit , sondern vor allem e iner radikaleren Neudefini­
t ion der französischen Rolle in den internationalen Bezie­
hungen, als sie in den bislang abgegebenen Erklärungen und 
politischen Schrinen sichtbar wurde. Vor allem der Sachver­
halt, daß der Regierung Minerand eine konsequente Abrü­
slungspolitik fehlt, markiert die Grenzen einer neuen posi­
tiven Rolle Frankreichs in der Weltpolitik. 

Ein Widerspruch: "Solidarität mit der Dritten 
Wel t" .. . 

Bereits die ersten Verlautbarungen der neuen Regierung, in 
der d ie Sozialisten gegenüber den Kommunisten, die ledig­
lich vier der insgesamt 42 Minister stellen (darunter kein 
außenpolitisches Ressort), den dominierenden Part spielen, 
zeigten die Ambivalenz des neuen Kurses. 
In seiner Regierungserklärung am 8. Juli dJ.l versicherte 
Premierminister PieITe Mauroy den Willen seines Kabinetts, 
zu einer neuen internationalen Ordnung beizutragen und 
internationale Spannungszonen abzubauen. Die französische 
Außenpolitik sei von drei "Imperativen" geleitet: "unseren 
Platz in der Welt zu wahren; rur die Achtung des Rechts zu 
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kämpfen; d ie internationale Solidarität voranzutreiben". 
Was den letzten Imperativ betrifft, so verständigten sich die 
Sozialistische Partei (SP) und die Kommunistische Partei 
(FKP) in ihrem politischen Abkommen vom 23. Juni dJ., 
auf dessen Grundlage die Regierungsbildung erfolgte, auf 
folgende Willensbekundung: "Sie (die beiden Parteien; d. 
Verf.) drücken - sowohl auf wirtschaftlichem wie auch auf 
politischem Gebiet - ihre Solidarität mit den Völkern der 
Dritten Welt aus, die - wie in EI Salvador und Nikaragua -
rur ihre nationale Emanzipation, ihre Entwicklung und ihre 
demokrat ische und soziale Befreiung kämpfen."2 
Während man mit Blick auf die politische Linie gegenüber 
der Dritten Welt durchaus von der Einführung des Solidari­
tätsprinzips in die Außenpolitik sprechen kann, muß man 
im Hinblick auf die Ost-West-Beziehungen konstatieren, daß 
die neue Regierung vollends die Nachrüstungsdoktrin der 
NATO übernommen hat. 
Der sicherheitspolitische Teil der Regierungserklärung ist ein 
eindeutiges Bekennmis zu den Vereinigten Staaten und 
"unseren anderen Partnern der at lantischen Allianz", die "in 
der ersten Reihe unserer Verbündeten" stünden. 
In offenkundiger Anlehnung an die Sicht Helmut Schmidts 
ließ P. Mauroy durchscheinen, das zur Verteidigung des 
Friedens notwendige Gleichgewicht der Kräfte sei durch 
"das ununterbrochene Anwachsen des militärischen Poten­
tials der Sowjetunion" bedroht, um daran die Rechtferti­
gungsformel rur den NATO-Raketenbeschluß von 1979 an­
zuschließen: "Nur in einer Situation des Gleichgewichts 
können Verhandlungen zum Erfolg führen." 
Angesichts solcher Erklärungen ist es nicht verwunderlich, 
daß z.B. Mitterands Bonn-Besuch vom Mai 1981 im Ergeb­
nis als Rückendeckung für Bundeskanzler Schmidt gewertet 
werden mußte und es in sichcrheiupolitischen Fragen bis­
lang auch keine Dissens zwischen Paris und der Reagan­
Administration zu geben scheint. 
Zugleich setzt Frankreich, das der militärischen Organisa­
tion der NATO seit 1966 nicht mehr angehört, aber bei 



allen ihren pOlitischen Führungsentscheidungen mit am 
Tisch sitzt, auch unter Präsident Mitterand - bei prinzipiel­
ler Unterstützung des NATO-Kurses - seine die französische 
Eigenständigkeit betonende Sicherheitspolitik fort, die sei­
nerzeit VOll General de Gaulle mit dem Aufbau der französi­
schen Atomstreitmacht ("Force de Frappe") begonnen wor­
den war: "Daher lege ich Wert darauf", so P. Mauroy in der 
Regierungserklärung, "feierlich an unser Festhalten an allen 
Bestrebungen zu erinnern, die unser Land unternommen 
hat, um sich mit den Mitteln seiner Unabhängigkeit zu ver­
sehen, ganz besonders den militärischen. Diese Bemühungen 
werden fortgesetzt, damit unsere Vertcidigungspolitik, die 
sich auf die nationale Abschreckungsfahigkeit stützt, die 
letzte Garantie unserer Souveränität bleibt." 

... und das Ja zum NATO-Rüstungskurs 

Im Gegensatz zu diesen eher traditionellen Linien der "neu­
en" französischen Außenpolitik, die durch die Unterstüt­
zung des aktuellen NATO-Rüstungskurses die konfronta­
tiven Momente und die Spannungen in den internationalen 
Beziehungen eher verstärkt als mindert, steht der besonders 
von Außenminister Claude Cheysson verfochtene "Ncw 
Deal" mit der Dritten Welt, ein in Anlehnung an Theorien 
des englischen Ökonomen john M. Keynes angestrebter 
staatenübergreifender Komprorniß zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern, der auf einem kräftig ausgeweiteten 
Ressourcentransfer in die Dritte Welt beruhen soll. Das Ziel 
dieses Konzepts ist es, die Konfrontation in den Beziehun­
gen zwischen Industrie- und Entwicklungsländern durch 
"Kooperation" zu ersetzen. Zwar ist der neue Kurs auch 
hier nicht in allen Fragen eindeutig; er könnte indessen den 
Beginn eines Wandels darstellen, der an einem entscheiden­
den Punkt mit der Tradition des französischen Imperialis· 
mus bricht. Ein solcher Wandel wäre insofern um so ein· 
schneidender, als die Beziehungen zu den ehemaligen Kolo· 
nien fUr Frankreich auch noch nach dem Zerfall seines Ko­
lonialreiches einen besonderen Stellenwert beibehalten 
haben. 3 
Der französische Imperialismus war von seinem Machtpoten­
tial her, über das er verfUgte, immer ein "zweitrangiger" 
Imperialismus geblieben. Obwohl er 1953 mit 36,9% den 
flächenmäßig größten Kolonialbesitz in Afrika hielt und 
namentlich mit Indochina auch in Fernost Fuß gefaßt hatte, 
erreichte er weder in der Vergangenheit die machtpolitische 
Größe Großbritanniens noch heute die Stärke des US­
Imperialismus oder die Effizienz des bundesdeul5chen und 
japanischen Imperialismus. 
Die Präsenz Frankreichs in seinen Kolon ien war vor allem 
politisch, militärisch und kommt'rdell, während Investitio­
nen des Privatkapitals eine eher untergeordnete Rolle spiel· 
ten. Vor dem I. Weltkrieg entfielen auf das Kolonialreich 
gerade 12% des französischen Außenhandels und nicht ein­
mal 10% der französischen Auslandsinvestitionen. Erst im 
Cefolge der kapita listischen Weltwirtschaftskrise 1929-33 
wurde das Kolonialreich zum ersten Handelspartner Frank­
reichs. Vor Beginn des 2. Weltkrieges machu: der Kolonial­
handel 27% des französischen Außenhandels aus, während 
das relative Gewicht der Kolonien bei den Investitionen 
nach wie vor schwach blieb. Nach 1954 kamen aus den 
"Uberseeländern" (Indochina ausgenommen) 26,5% de':r 
Importe, während Frankreich dort 31% seiner Exporte ab­
setzte':. 
Wie bei anderen Kolonialmächten auch fungierten die Über­
seebesitzungen in erster Linie als Lieferanten wichtiger Roh­
stoffe und als geschützte Absatzmärkte fUr französische 
Fertigwaren. Ausdruck des politisch motivierten Strebens, 

dieses jagdgebiet zu erhalten, und der Schwäche des priva-

ten Investitionskapitais war, daß in der Niedergangsphase 
des französischen Kolonialismus zwischen 1945 und 1960 
4/5 der in den Afrikakolonien vorgenommenen Investitio­
nen staatlichen Ursprungs waren. 
Die politische Selbständigkeit, die Frankreich seinen Kolo­
nien se':it der Niederlage im Indochinakrieg 1954 gewähren 
mußte (1956 Tunesien und Marokko, 1958 Guinea, 1960 
fast alle Kolonien des subsaharischen Afrika und 1962 nach 
e':rbittertem achtjährigem Kolonialkrieg Algerien), besie':ge': lte 
somit vor allem das Scheitern de':r Pläne re\C';vanter groß­
bürgerlicher Kreise, nach denen die Kolonien als wirtschaft­
liche Basis zur Wiedererlangung der französischen Groß­
mach trolle fungieren sollten. Denn der übergang zum Neo­
kolonialismus bedeutete auch für Frankreich trotz der Auf­
rechterhaltung privilegiener Einflußzonen in Schwarzafrika 
grundsätzlich die Inkaufnahme der rechtlichen Gleichstel­
lung der Handels- und Kapitalexportinteressen der kapitali­
stischen Konkurrenzländer . 4 

Der französische Imperialismus stand jetzt vor der Alter­
native des weiteren Abstiegs oder der Einttigung in ein 
multilateralisiertes System der imperialistische':n Arbeitstei· 
lung unter Anerkennung der Führungsrolle der USA. Frank­
reich wählte - bei Beibehaltung gewisser Momente der 
Eigenständigkeit in seiner Außenpolitik - unter den Präsi­
denten Georges Pompidou und Giscard d'Estaing den zwei­
ten Weg. 
Die verstärkte Einttigung in die imperialistische Arbeitstei· 
lung kam in verschiedenen Entwicklungen zum Ausdruck. 
Sozialer Träger war eine neu strukturierte Finanzoligarchie, 
in der die traditionelle Kolonialbourgeoisie ihre dominante 
Rolle verloren hatte. Unter ihrer Ägide und zu ihrem Nut· 
zen setzte bereits unter de Gaulle in den 60et jahren ein 
gewaltiger, staatsmonopolistisch gestützter Konzentrations­
prozeß in der Wirtschaft ein; die Konkurrenzposition des 
französischen Kapitalismus auf dem Weltmarkt sollte so ein· 
mal dadurch erhöht werden, daß die GrÖßenstruktur seiner 
Konzerne gleichsam auf Weltniveau gebracht würde. Zum 
anderen sollte dies die Anpassung des veralteten Produk· 
tionsapparau an die Erfordernisse intensiver Kapitalakku­
mulation bewirken. 

Eigenheiten des französischen Neokolonialismus 

Einen wichtigen Stellenwert hatte in diesem Zusammen­
hang, daß Frankreich 1956 der Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) zugestimmt hatte. Mit in 
die Gründungsmasse der EWG hatte Paris vor allem seine 
Einflußzonen in Afrika eingebracht, und im Zusammenhang 
mit den beiden Assoziierungsabkommen von jaunde hatte 
es schrittweise alle rechtlichen SonderanspTÜche fallengelas­
sen . Der 8taatsmonopolitische Modemisierungskurs und die 
Teilhabe am westeuropäischen Integrationsprozeß hatten 
fast zwangsläufig eine Umorientierung des französischen 
Außenhandels zur Folge, während sich die Unterordnung 
unter den US-Imperialismus in einer gewissen Überfremdung 
der französischen Binnenwirlschaft durch das nordamerika­
nische Kapital niederschlug. 5 

Der Anteil der EWG (Sechsergemeinschaft) an den französi­
schen Exporten stieg zwischen 1960 und 1970 von 30 auf 
50%, bei Importen sogar von 17 auf 49%. Der Anteil der 
Fertigwaren (Aufrüstungs- und Konsumgüter) am französi­
schen Import wuchs im gleichen Zeitraum von 20 auf 36%. 
Auf der anderen Seite ging das Gewicht des Außenhandels 
mit der Franczone, also dem traditionellen kolonialen Ein­
flußgebiet, von 30 auf 10% (Exporle) bzw. von 23 auf 9% 
(Importe) zurück. Auch die privaten Kapitalinvestitionen 
nossen jetzt verstärkt in die Länder der Europäischen Ge­
meinschaft und in die USA. Zusammen entfielen 1973-75 
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Frankreich-Daten 
Territorium: 547.000 qkm (mehr als doppelt 5<) groB wie die Bun· 
dcsn:publikl; hinzu kommen als Reste des früheren Kolonialreichs 
als Obcnc:cdcpaTtemenls (DOM), R~union, Martinique, Guade­
loupe, Französisch-Guyana und die Inseln Saint Pierre und Mique· 
Ion sowie als Oberseeterritorien (TOM) Neuka1~don ien, Wallis und 
Futuna, Französisch-Polynesien und Französisches Südpolarmecr· 
g.ebiel. 
6nölkcrung: 53,2 Mio (ohne DOMrrOM) 
Hauptstad t: Paris, mit 2,3 Mio Einwohnern 

Geschichte: 
1789 Französische Revolution 
Seit 1830 

1848 
1871 
1934 
1936 
1940-45 
1946-54 
1956 
1954-62 
1958 
1958-69 
1960 

1966 

1968 

1969-74 
1972 

1974-80 
1978 
1977/78 
1981 

Zielstrebige Eroberung des französischen Kolonial­
reiches, das 1914 10,6 Mio qkm umfaßt (zum Vergleich: 
GroBbritannien 33,5, Deutschland 2,9 Mio qkm) 
Fchruarn:volution 
Pariser Kommune 
Einheibfrontabkommcn FKP·SFJO 
Sieg der Volksfront bei den Parlammtswahlen 
Widcr$land ge~n die Nazi-Okkupation 
Kolonialkrieg in lndoehina 
Suezkricg gegen Ägypten 
Algerienkrieg 
Zentralistische Präsidialverfaßullg General de Gaullcs 
Präsidentschaft General de Gaulles 
Unabhängigkeit der meinen französischen Afrikakolo­
nien 
Rückzug Frankreichs aus der Militärorganisation der 
NATO 
"Französischer Mai"; Studentenrevolte und Klanen­
kämpfe un ter Beteiligung von 10 Mio Werktätigen 
Präsidentschaft Georgcs Pompidous 
UnteBeicJlnung des Gemeinsamen Programms durch 
FKP, SP und der Bewegung der Linken Radikalen 
Präsidentschaft Valery Giscard d'Estaings 
Bruch der Linksunion 
Zweimalige französische Intervention in Zaire 
Wahlsieg Fran'iois Mitterands 

Stutsform: Zentralistische Präsidialrepublik mit Zwei-Kammer­
System (Nationalversammlung und Senat). In der Nuionalver­
sammlung, die wie der Präsident nach dem Mehrheitswahlrecht in 
zwei Wahlgängen gewähl! wird, sind seit 1981 die Sozia]jstische 
Partei (SP) mit 285, die Kommunistische Partei (FKP) mit 44, die 
gaullisthche Sammlung$bewegung fü r die Republik (RPR) mit 83, 
die giJeardistische Union für die Französische Demokratie (UOF) 
mit 64, sowie diverse Linke mit insgesamt 4 und diverse Rechte mit 
8 Sitzen vertreten. 
Wirtschaft: Frankreich ist ein entwickeltes kapitalistisches Indu­
strieland. Mit seiner Industrieproduktion steht es an dritter Stelle 
in Eutopa und an mnfter Stelle in de r Welt. Die wichti~ten Mono· 
polgruppcn sollen wie die Privatbanken größtenteils nationa­
lisiert werden Rund 20% der Industrieproduktion entfielen 
bisher bereits auf den staatlichen Sektor. Etwa 1/4 des Gesamtum­
satzes der Indultrie und der industriellen Investitionen eptfallt auf 
ausländisches Kapital, insbesondere aus der EG und den USA. 

Außenwirtschaft: Frankreich nimmt mit einem Anteil von etwas 
über 6% den 4. Platz im Welthandel ein. Bedeutendste Handels· 
partner sind der Reihenfolge nach: BRD, Italien, Belgien-Luxem­
burg, Großbritannien und die USA. In Frankreichs Exportstruktur 
dominieren Ausrüstungen und Anlagen vor chemischen Gütern, 
Metallen und Mctallprodukten und KonsumgiilCm. Unter den Im­
porten nehmen seit der ö lkri$C 1973/74 Energierohstoffe den er­
sten Platz ein, gefolgt von Ausrüstungen und Anlagen, chemischen 
Produkten und Konsumgiitem. 
Bei den ausländischen Direktinvestitionen steht Frankreich nach 
den USA, Großbritannien, der BRD,Japan und der Schweiz erst an 
6. Stelle, wobei eine Untetschätzung des Bestandes der Auslands· 
anlagen dadurch wahrscheinlich ist, daß eine systematische Erfas­
sung erst seit 1960 stattfindet. Bei den jährlichen Kapitalexponen 
in Form von Dircktinvestitionen lag Frankreich in den 70cr Jahren 
etwa gleichauf mit Großbritannien auf Platz 4 hinter der BRO und 
Japan.. 
Frankreich ist mit 10% hinter den USA und der UdSSR der driu­
größte Exporteur von Großwaffen in die Dritte Welt. 5% des fran­
zösischen Exporu sind Waffen. Hauptabnehmer der französischen 
Waffenexpone sind in jilngster Zeit die uabischen StaalCn (70%), 
besonders Saudi Arabien und der Irak. 
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51'fo der französischen Finanzinvestitonen auf diese beiden 
Regionen, wohingegen Mitte der 70er Jahre gerade noch 1/4 
aller französischen Auslandsinvestitonen in die Drille Welt 
floß. 
Mit dem relativen wirtschaftlichen Bedeutungsverlust der 
Entwicklungsländer ftir den französischen Imperialismus 
ging indessen weder ein grundSätzlicher Wandel im neokolo­
nialistischen Charakter seiner Beziehungen zur Dritten Welt 
einher, noch bedeutet dies, daß Frankreich heute nicht 
mehr über relevante neokolonialistische Positionen in der 
Dritten Welt verfUgte. Vie lmehr waren es gerade diese Posi­
t ionen, die e$ den herrschenden Kreisen Frankreichs in den 
70er jahren erlaubten, in weitgehender Abstimmung mit 
den anderen neokolonialistischen Hauptmächten einen ei­
genständigen Beitrag zur Erhaltung, Stabilisierung und Er· 
weiterung gesamtimperialistischer Positionen, zur Abwehr 
d es wachsenden Einflusses des Sozialismus auf die Staaten 
und Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt zu leisten. 
Die ökonomisch bestimmende Rolle im französischen Neo­
kolonialismus spielen einerseits immer noch die traditionel­
len Handelsmonopole, andererseits die ölgesellschaften und 
Bergbaukonzerne; letztere organisieren die Ausbeutung der 
Bodenschätze in den Entwicklungsländern oftmals in Ko· 
operation (Konsortien oder Gemischtuntemehmen ) mit 
Konzernen anderer imperialistischer Länder. Frankreich ist 
stark abängig vom Import von Energierohstoffen (öl, aber 
auch Kohle, Cas und Uran). Es muß darüber hinaus mehr als 
die Hälfte seiner übrigen Rohstoffe aus der Dritten Welt 
einfUhren, besonders Kupfer, Blei, Zinn, Phosphate, Eisen, 
Manganerz usw. 

Bei seinen Auslandsinvestitionen in der Dritten Welt neh· 
men Erdölinvestitonen immer noch den ersten Platz ein, 
gefolgt von Investitionen im Bergbausektor und im Handel. 
Industrielle Investitionen spielen eine untergeordnete Rolle. 
Dies bedeutet, daß Frankreich (im Vergleich etwa zur BRD) 
über eine relativ starke Position im Rohstofrsektor verfugt, 
während es andererseits schlecht vorbereitet ist auf die indu­
strielle Arbeitsteilung der 80er jahre, die durch. verstärkte 
Tendenzen zur Ve rlagerung arbeitsintensiver und umwelt ­
feindlicher Produktionsbereiche in die Entwicklungsländer 
gekennzeich.net ist , be i gleichzeitiger Konzentration in den 
kapitalistischen Industrieländem auf die Entwicklung der 
sog. ne uen Wachstumsindustrien. 
Auch. geographisch folgten die neokolonialistischen Aktivi­
täten Frankreich.s in den 70er jah.ren weitgehend den kolo­
nialen Traditionslinie n. Eindeutiger Sch.werpunkt sind die 
Länder des subsaharischen Afrika. 
Hier mach.en die Direktinvestitionen der franzÖsisch.en 
Monopole mindestens 1/3 der Aktiva der imperialistisch.en 



Staaten aus, während sie in den meisten frankophonen Staa­
ten immer noch absolute Spitzenpositionen halten {z.B. 
Niger 95,7%, Zentralafrikanische Republik 91 ,8%, Senegal 
87,4%. Elfenbeinküste 80% der Direktinvestitionen).6 Zur 
finanziellen und politischen Stabilisierung seiner Vasallen­
staaten in Afrika konzentrierte Frankreich in den 70er Jah­
ren mehr als die Hälfte seiner Entwicklungshilfe (oft a ls 
reine Budgethilfe zum Ausgleich von Haushaltsddiziten) auf 
die Region und war damit das größte Geberland in Afrika. 
Frankreich hat südlich der Sahara doppelt so viel Entwick­
lungshelfer eingesetzt wie alle kapitalistischen Industriestaa­
tcn und die UNO zusammengenommen. 
Mit Ausnahme von Aigerien und Guinea gelang Frankreich 
im Zuge des "Entko lonia l isierungsprozess~s" überal l die 
Etablierung ihm ergebener Regimes, deren Verwaltungs­
strukturen dem Zentralismus der Metropole nachgestahet 
wurden. Hinzu kommt ein ausgeklügeltes System von über 
20 militärischen Kooperationsverträgen mit sehwarzafrikani­
schen Staaten, darunter sieben Verteidigungsabkommen, die 
dem französischen Imperialismus jederzeit auch direkte Mili­
tärinterventionen in Afrika ermöglichen. Frankreich kann 
sich dabei auf sechs Militärstützpunk te in Schwan:afrika und 
im Indischen Ozean stützen. Es hat dort zwischen 8000 und 
9000 Soldaten und Offiziere stationiert. Hjnzu kommen 
knapp 1000 französische Militärberater sowie eine in Frank­
reich stationiene militärische Eingreiftruppe von 21.000 
Mann, die durch ·7000 Fremden legionäre verstärkt werden 
kann. 7 

Gerade diese militärische Seite des französischen Neokolo­
nialismus, sein ausgeprägt interventionistischer Charakter, 
machten ihn in den lctztenJahren zu einem attraktiven und 
aktiven Element in der konzertierten westlichen Strategie, 
die nach den strategischen Veränderungen im Süden des 
Kontinents mehr denn je darum bemüh t ist, ein weiteres 
Abbröckeln imperialistischer Positionen au fzuhalten. In die­
sem Sinne intervenierte Paris 1977 und 1978 in Zaire, 
1979/80 im Tschad und leistete es im Kampf gegen die 
Frente POLISARIO Luftunterstülzung auf marokkanischer 
Seite. 

Die Interventionsstreitmacht in Schwarz afrika 

Es kann festgehalten werden, daß dieser militärische Inter­
ventionismus in den letzten Jahren mehr und mehr zum 
btstimmenden Merkmal des französischen Neokolonialismus 
geworden ist. auch wenn sich seine Aktivitäten in Latein­
amerika (Schwerpunkt Brasilien) hauptsächlich auf die Wirt­
schaft konzentrieren und er im Nahen Osten und in der 
Palästinafrage (aus seinen Olinteressen heraus) eine konzi­
liantere Haltung eingenommen hat. Immerhin fungiert 
Frankreich auch dort (über die Militärpräscnz auf den Inseln 
im Indischen Ozean) als Wächter über die Olroute. Und ob­
wohl Frankreichs Stützpunkte in dieser Region sicher un­
bedeutender sind als die der USA, sind sie doch feste r Be· 
standteil des allgemeinen imperialistischen Überwachungs­
systems in der Region. Ebenso operierle Paris von seinen 
Antilleninseln stets in enger Kooperation mit der karibi­
schen Vorherrschaftsmachl USA. 
Diese Einfugung des französischen Imperialismus in die neo­
kolonialistische Gesamtslralegie unter Dominanz der USA 
darf nicht mechanisch verstanden werden. Sie schließt ein 
gewisses Maß an Eigenständigkeit n icht aus und auch nicht 
das Wirksam werden von RivaIitätsmomenten. Frankreich ist 
z.B. nach den USA der größte westl iche Waffen lieferant der 
Dritten Welt, und die davon profitierenden Konzerne, die 
jetzt teilweise nationalisiert werden sollen, waren seit jeher 
auf die Wahrung ihrer Konkurrenzposition bedacht. 
Wird Jortgesetzt 

Anmerkungen: 
I) Wortlaut in: Le Monde, Paris, 10.7. 198 1 
2) Wortlaut in: Unsere Zeit, 25.6.1 98 1 
3) Einen exzellenten Oberblick über die Beziehungen zwi,chen 

Frankreich und der Dntten Welt geben: M. BC3ud/G. de Bemis/J. 
Masini (sous la direction de), La Franoe et le tiers-monde, Gre­
noble 1979. Vgl. darin bes. die Analyse von M. 8eaud (Unit~ el 
diversit~ du ca.pitalisme fran~il a I'egacd du tiers-monde, S. 
41-69), auf die sich die folgenden Ausfl.ihrungen teilweise Itüu:en. 

4) Vgl. dazu: 11_ Elsenhans, Frankreichs Algerienkneg 1954-1962. 
Entkolonialisierungsversuch einer kapitaliuischen Metropole. 
Zum Zusammenbruch der KoloniaJreiche, Münd!en 1974, S. 
285ff. 

5) In diesem Sinne ist die Beunruhigung der franzö$lschen Öffent· 
lichkeit zu verstehen, die Mitte der 60er Jahre U.3. in Jean­
Jacques Servan-Sehreiben Sud! "Die amerikanische Herausforde­
rung" zum Ausdruck kam. 

6) Nach: L. Schrader/M. Reinicke, Zu den Grundlagen und Zielen 
der Politik des französischen Imperialismus im subsaharischen 
Afrika, in: Asien·Afrika-Lateinamerika, Berlin/DDR, lieft 
6/ 1980, S. 1029·1036, hier S. 1033 

7) Vgl. austlihrJich zur französischen Afrikapolitik:La Franec: contre 
J'Afrique, tricontmental, Num.:ro special, 1/1981, Paris 1981. F.in 
spezieller Artikel zur Afrikapolitik Frankreichs ,oU folgen. 
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Kultur - Angola 

Gespräch mit Arlindo Barbeitos 

Wir sitzen nicht im Elfenbeinturm 
Unser Jnlerviewpartner, der angofanische Sehnf/steller Ar­
{indQ Barbeitos, ist seit einiger Zeit Dozent für Geschichte 
tln der Uniucrsiliit von Lubongo (in Siidangola, unweit der 
Grenze zu Namibia gefegen). 1975 veröffentlichte er den 
Gedichtband "Angola, AngaU, AngoJema". Er kommt, wie 
er UTIS erziihftc, nUT noch selten zum Schreiben. Die Aufbau­
probleme des Landes und die stiindigen Aggressionsaktc 
Siidafrikas erfordern andere Pn'oritiiten. 

AlB: Herr Barbeitos, wie und unter welchen Umständen ist 
in Angola eine eigenständige Literatur entstanden? 
A. BARBEITOS: Die angolanische Literatur im modemen 
Sinn, a lso nicht die orale Literatur,l entstand schon im 
19.Jahrhundert. Sie war literarisch Ausdruck einer alten 
angolanischen Bourgeoisie, die glcich am Anfang des jahr­
hunderts von der salazar1sehen Kolonialregierung weitge­
hend aufgerieben wurde_ Infolge der Zerschmetterung der 
alten angolanischen Bourgeoisie durch Salazar gab es ein 
vorübergehendes Schweigen in der angolanischen Literatur. 
Doch während der 50er jahre und wegen des Einflusses der 
Bewegungen, die sich in Frankreich und England innerhalb 
der afroasiatischen Welt entw ickelten, begann man sich auch 
in Angola Gedanken zu machen über die Zukunft des Lan­
des. 
Aber da d ie strenge und grausame Kolonialmacht aul kemen 
Fall eine politische Betätigung der Angolaner erlaubte, hatte 
man bei dieser Wiederbelebung der Literatur - was an sich 
ein politisches Phänomen ist - natürlich den Schein wahren 
müssen, und es sah zunächst wie eine harmlose Beschäfti­
gung mit angolanis,hen traditionellen kulturellen Elementen 
oder wie die Suche nach einer neuen Identität aus. 

So ers,hienen einige Zeitungen. Damit war der verstorbene 
Präsident Allostinho Neto befaßt; er war eine der Haupt­
figu ren dieser Bewegung. Aber kun na,h dem Erscheinen 
dieser Zeitungen wurden sie alle verboten und die portugie­
sische Geheimpolizei "entlarvte" die Absichten dieser jun­
gen Leute. 

Literatur im Befreiungskrieg, Gefangnis und Exi l 

Ich erzähle zugleich von politischen und literarischen Er­
sche inungen, weil es in Angola eine enge Verflechtung von 
Literatur und Politik gibt. Während des letztenjahrhundens 
war d ie angolanische Literatur mit den ersten nationalisti· 
schen Anstrengungen des 19. jahrhunderts verbunden. Im 
20. jahrhundert geschah haargenau dasselbe. So kann man 
in Angola Literatur nicht von Politik, d.h. vom Befreiungs­
kampf trennen. 
AlB : Welche Rolle hat denn die Literatur konkret im Befrei­
ungskampf gegen die Portugiesen gespielt? 
A. BARBEITOS: Die Literatur - ob Lyrik oder Prosa - war 
sozusagen die politische Artikulation einer Schicht, die da­
durch die Wünsche und Hoffnungen der unterdrückten Mas­
sen ausdrückte. 
AlB: Wie wurde sie während des Befreiungskampfes verbrei­
tet? Wie hat sie die Massen errekht? 
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A. BARBEITOS: Es war natürlich s,hwierig, weil die Massen 
analphabetisch waren und das war eine niedergeschriebene 
Literatur. Aber es entstanden Arbeitskreise in einigen 
Städten. 
Natürlich war alles geheim. So wurden Bücher mit Gedkh­
ten von dem Präsidenten Neto und von anderen prominen. 
ten Widerständlern, wie Antonio jacint02 verbreitet, oder in 
diesen Arbeitskrcisen von Gruppen von Freunden gelesen. 
Einige dieser Gedichte wurden bei bestimmten Schichten 
der Stadtbevölkerung, hauptsächlich in Luanda bekannt, 
ohne daß diese Bevölkerung Lesen und Schreiben konnte; 
eben durch Hörensagen oder durch die Teilnahme an diesen 
Arbeitskreisen, wo man das oft laut las. 
In den befreiten Gebieten, wo sich auch ein großer Teil der 
Literatur entwickelte, las man sehr oft Gedichte und Prosa­
stücke vor, spielte Theater und versuchte so den Massen 
Literatur beizubringen. Selbstverständlich gibt es immer 
Grenzen, oft sogar sehr enge bei dieser Tätigkeit. Aber kh 
glaube, daß trotzdem etwas errei,ht wurde. 
Wir merkten nach der Unabhängigkeit, daß viele Leute, die 
oft nicht s,hreiben und lesen konnten, doch schreiben woll­
ten; kleine Stücke schrieben, Prosastücke und Gedichte -
und das ist eine Folge dieser Tätigkeit. 
Aber noch zur Literatur. Die modeme Literatur kann man 
dem Ursprung nach so unterscheiden: Es gibt eine, die sich 
im Guerillakrieg entwickelte. Eine andere entwickelte skh 
in den Gefangnissen. Wieder eine andere entwickelte sich im 
Exil. 
AlB : Ergaben sich aus diesen doch sehr verschiedenen Ent­
stehungsbedingungen gewisse Unterschiede hinsichtlich der 
zur Spra,he kommenden Inhalte? 



A. BARBEITQS: Das ist schwierig zu sagen, weil es bis 
heute noch keine ernsthafte Studie darüber gibt. Ich glaube, 
daß die Literatur, die im Guerillakrieg entstanden ist, viel 
direkter ist. Sie befaßte sich mit Problemen des Lebens im 
Krieg, was natürlich viel weitreichender ist als der Krieg. 
Die Literatur, die in den Gefangnissen entstand, befaßte sich 
nicht mit dem Krieg. Es ist eine Art recherche des temps 
perdus,3 wenn Sie wollen; die andere von der Guerilla teil· 
weise auch. Es gibt Gemeinsamkeiten, aber die Literatur der 
Gef:ingnisse ist weitgehend eine Literatur der Rückbesin­
nung auf die Zeit, in der man noch nicht in Gefangnissen 
saß', und die Darstellung des Leidens unter der Kolonialherr­
schaft. Bei der Literatur, die im Exil enutandeR ist, gibt es 
ganz ähnliche Züge, wobei von einigen S,chrifutellern, die im 
Exil waren, schon der Versl,(ch unternommen wurde, eben 
die Darstellung des Leidens mit den Darstellungen des 
Kampfes zu verbinden. 
AlB: Welche konkreten Funktionen kommen der Literatur 
beim Aufbau des Sozialismus in Angola zu? Direkter ge· 
fragt: Kommen Sie überhaupt zum Schreiben angesichts der 
großen ökonomischen Probleme und der politischen Situa· 
tion im Südlichen Afrika insgesamt? 
A. BARBETTQS: Der angolanische Schriftsteller ist kein 
Schriftsteller, der in einem Elfenbeintunn sitzt und dann 
schreibt. Nein, er kann es gar nicht sein! Er ist derart ver­
bunden mit dem Wiederaufbau, daß er oft wirklich nicht 
zum Schreiben kommt. Er sammelt Erfahrung fUr einen be· 
stimmten Tag, an dem er möglicherweise etwas schreiben 
kann. 
Also, wenn wir die Beziehung zwischen Schriftsteller und 
Realität berücksichtigen, dann gibt es große Unterschiede 
zwischen uns - Angola, Mopmbique und anderen protugie· 
sischsprachigen afrikanischen Ländern - und den übrigen 
afrikanischen Schriftstellern. Ich spreche nicht von den 
Südafrikanern sondern von den sog. abhängigen Ländern. 
Andererseits ist die Literatur, die bei uns geschrieben wird, 
eine Literatur, mit der wir im Dienst des Fortschritts Hoff· 
nung bringen wollen. Es ist noch immer keine Literatur der 
Trostlosigkeit, der Hoffnungslosigkeit, wie wir es in anderen 
afrikanischen Ländern sehen. Wir hoffen, daß das nicht ge· 
schieht. 
Das ist vielleicht dadurch zu erklären, daß - wie ich schon 
sagte - erstens die Funktion des Schriftstellers eine andere 
ist und zweitens diese Literatur anders entstanden ist. Sie 
entstand unter einem ungeheuren Druck und wurde - so 
oder so - geprägt durch den Kampf. 

Portugiesisch - die Sprache der Revolution 

AlB: Welche Aufgaben haben die angolanischen Schriftstel­
ler nach der Befreiung 1975 übernommen? 
A. BARBEITQS; Wir haben selbstverständlich neue Schul­
bücher machen müssen, weil wir die alten, durch die Kolo· 
nialmentalität geprägten Bücher nicht akzeptieren konnten. 
In diesen Lesebüchern sind allerlei Stücke und Gedichte der 
angolanischen Schriftsteller. Das ist das Erste. Zweitens ist 
es so, daß man vom Verband angolanischer Schriftsteller aus 
ständig versucht, durch Vorträge in Fabriken, in Kulturzen· 
tren oder in den ärmeren Vierteln die Arbeit der angolani. 
sehen Schriftsteller bekannt zu machen und näher zu brin· 
gen. Aber wie ich schon sagte, es gibt Grenzen. Es wird 
ständig darüber diskutiert. Irgandwann wird man eine 
Lösung finden. 
AlB: Wie ist das Sprachproblem zu bewerten? 
A. BARBEITQS: Unsere Sprachprobleme sind natürlich sehr 
bedeutend. Wir haben sie und dürfen das auf keinen Fall 
vom Tisch wischen. Nur sind sie anders gelagert als in vielen 
anderen afrikanischen Ländern. 

Ein wesentlicher Aspekt dieses Sprachproblems ist z.B. ge· 
rade die portugiesische Sprache. Aber welche portugiesische: 
Sprache? Sollen wir Portugiesisch wie es in Portugal gespro· 
ehen wird oder wie es in Angola gesprochen wird als Muster 
akzeptieren? Die portugiesische Umgangssprache Angolas 
ist ganz anders als die portugiesische Umgangssprache Portu· 
gals oder Brasiliens. Natürlich, wir verstehen sie und sie: ver· 
stehen uns und wir verstehen auch die anderen Afrikaner, 
die portugiesisch sprechen. 
Jetzt das andere. Es gibt afrikanische Sprachen bei uns. Sie 
dürfen auf keinen Fall verschwinden. Sie müssen gepnegt 
werden. Nur ist es so: In bestimmten Gebieten wie gerade in 
Luanda, das I Mio Einwohner hat und praktisch eine portu· 
giesischsprechende Stadt ist, sind die afrikanischen Sprachen 
schon derart verdrängt, daß die Gefahr beucht, daß sie, 
wenn nicht verschwinden, so doch stark vermindert werden. 
Das heißt die portugiesische Sprache in Angola hat solch 
eine Durchschlagskraft, weil sie die Einheitssprache ist, weil 
sie die Sprache der angolanischen Revolution ist, daß man 
anfangen muß, die afrikanischen Sprachen zu schützen. 
Ich kenne kein Beispiel in Afrika, wo eine europäische Spra· 
che sich derart verbreitet hat. Man darf nicht vergessen, daß 
Portugiesisch in bestimmten Gegenden Angolas seit 500 Jah· 
ren gesprochen wird, d.h. diese Sprache hat eine Tradition 
in Angola. Sie wurde schon angolanisiert. Sie wurde sogar 
schon als Waffe gegen den Kolonisator benutzt. Man hat 
Portugiesisch genommen und es verwandelt, so daß der 
Kolonisator es oft gar nicht wiedererkannt haI. 

Anmcrkungen: 
1) Die oralc oder mündliche Literatur ist typiseh ruf die afrikani· 

schen Kulturen, die sieb südlich der Sahara unabhängig von dcr 
europäischen Kolonisation entwickelt hatten. 

2) Antonio Jacinto, geb. 1924 in Luanda, war aktives Mitglicd dcr 
MPLA und Leitet dei Zentrums flir revolutionäre Ausbildung. Er 
in gegenwärtig Staatssekretär fLir kultureUe Angdegenhcitcn. 
Werkc: Pocmas (1961), Vovo ßattolomcu (1979) und zahlrciehe 
Erzählungen. 

3) Suche nach der verlorenen Zeit 
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Rückblick 
Vor 25 Jahren: Das Suez·Abenteuer 

Am 26. Juli 1956 verkündete Ägyptens Präsident Garn,,! AbdeJ Nas­
ser vor rund 100.000 Zuhörern die Nationalisierung d6 Suez-Kanals. 
Die enOrmen Gewinne aus den Passagegebühren - bislang von den 
Londoncr und Pariser Großaktionären kassiert, während Ägypten 
ganu 7% erhielt - würden zur Finanzicrung des Assuan-Slaudamm­
projekts verwendet, die Aktionäre zum alnuclLcn Pariser Börsenkurs 
cnuehädigt, Ägypten übernehme fortan "s.ämtliche Rechte, Mine! 
und Pflichten" der Kanal-Gescllschaft. In London und Paris heulte 
man auf. 
Schon am Abend des nächsten Tages tclegral.erle der britische Pre­
mierminister Anlhony Eden an US·PrlUident Eist:nhower: "Die See­
mächte können es sich nicht leisten, daß Ägypten (den Kanal) ent­
eignet und exploitie r t, indem es die Einkünfte rur seine eigenen, mit 
dem Kanalbeuieb und den Interessen der Kanalbenu tzer in keinerlei 
Zusammenhaog nehenden internen Zwecke verwendet ... Meine Kol­
legen und ich sind überzeugt, daß WR- uns darauf vorbereiten müssen, 
im äußerSlen Fall Gewalt anzuwenden, um Nasser zur Vernunft zu 
bringen. Wir unsererseits sind bereit dazu. Ich habe heute vonniuag 
unsere Stabschcfs angewiesen, en tsprechende militärische Pläne aus­
zuarbeiten." Etwaige Zweifel wischte A. Eden beiseite: "Wir 101I ten 
uns n icht in juristische Sophistereien darüber einlasscn, ob die 
ägyptische Regierung du Recht hat ... zu verstaatlichen." 
Die "westli<;he Freiheit" stand wieder mal auf dem Spiel: "Wenn 
man Nasser diesen Coup durchgehen läßt, wird der gesamte britische 
und sonstige westliche Besitz im Nahen Osten zerbröckeln", so die 
Londoner Times am 1. August 1956. Und Belgiens Außcnminister 
Spaak (später NATO-Generalsekretär) kam laut Edens Memoiren aus 
dem Bclgischen Kongo "aufs höchste alarmiert nach Europa :wrück. 
NasseTS Coup ... werde in ganz Afrika Schößlinge treiben, nicht allein 
im Norden, sondern bis tief in! tropische Zentralafrika hinein." 
Im helTschenden Primitiv· Weltbild war Nasser - und dahinter natür­
lich Moskau - an nahezu allem Schuld, ähnlich wie heute Libyens 
Präsiden t Ghaddafi. London lauete ihm die Entla$Suog des britischen 
Generals G lubb als Chel der jordanischen Annee im Män 1956 an, 
die französische Regierung Mollet erach tete ihn wegen seiner Unter­
stützung des algcrischen Freihdtskampfes als "Feind Nummer eins", 
so der damalige Londoner AuBenminister Selwyn Uoyd in sc inen 
Memoiren. 
Im Propagandakrieg gegen Nallse r befand die New York Times am 1. 
November 1956: "Wenn sich jemand der Aggression schuldig ge­
macht hat, dann ist es der ägyptische Präsiden t. Denn er hat gegen 
Isnel, England und Frankreich mit Propaganda, Waffemchmuggcl, 
eingeschleusten Mörderbanden, durch Anstiftung von Aufruhr in 
Französisch·Nordafrika und du rch die gewaltsame Inbesitzrulhme des 
Suez·Kanals Krieg gefUhrt." 
Für die USA wie für Paris und London lag der Fall klar: Eine "Lek· 
tion" war fallig, Nuser mußte dazu gebncht werden, "wieder auszu­
spucken, wu er zu schlucken versucht" hatte (US-Außcnminis ter 
Dunes), am besten gänzlich "beseitigt" werden (Edens Sta.atsminister 
Anthony Nutting). In grotesker Selbstüberschätzung dachte A. Eden 
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an eine Lektion tur die ganze Welt: "Wenn Nasser ,.. 'wieder aU5-
spucken' mußte, würden die Folgen vor aller Welt klar zutage liegen. 
Der Diebstahl hätte sich nicht bezahlt gemacht , ... und man würde 
eine heilsame Lehre erteilt haben ... von tiefe r erzieherische r Wirkung 
für die ganzc Welt ... " 
Zielk England auf den Erhalt seiner strategischen Schlüsselstellung 
für den Nahen und Femen Osten und seine Olversorgung, Frankreich 
vor allem auf eine Verbesserung seiner Lage im Algcricnkricg und 
Israel auf weitere Annexionen, 50 einte alle die Absicht mit Nasser 
einen "Störfaktor" diese r Bestrebungen und im kolonialen Syuem 
überhaupt lU beseitigen. Hierin deckte sie $ich mit denen der USA. 
Die USA verfolgten jedoch das Ziel, England und Frankreich durch 
ihr militärisches Eingreifen im Nahen Osten diskreditieren und dann 
heider Stellung in der ölrcichen Region einnehmen zu können, wie 
US·Präsident EiI.enhowen Amtschcf Shennan Adams in seinen Er­
innerungen indirekt zugibt: "Falls die USA CI nicht un ternähmen, 
dieses (durch das "Verschwinden dei ang!o-franrosischcn EinflulSCs" 
emstandent) Vakuum aufzufül1en ... , Wiirden wir uns danuf verlassen 
können ... , daß die Sowjeu sich in den Mittleren Osten hine inschö­
ben." DieSoC Option bestimmte denn auch den Kurs der USA von der 
anfanglichen Untentützung rur Edens Pläne bis zur schließlichen 
öffentlichen Verurteilung und zur Schau getragenen Ahnungslosig­
keit (dazu CIA-Chd Alan Dulles: " In Wirklichkeit hatte der ameri­
kanische Nachrichtendienst die Regierung laufend unterrichtet"). 
Die militärische Planung England, und Frankreichs hatte am 29. Juli 
1956 begonnen. Am 10. August SoCgncte das "ägyptische Komitee" 
deI Londoner Kab inetts den Angriffsplan ("Musketier") ab. 

Israel als Assistent im britisch-französischen Aktionsplan 

Es besteht kein Zweifel, daß den Regierungen in Paris und London 
an einer friedlichen Lösung - ausgenommen einer durch freiwillige 
Unterwerfung NUSoCt$ - nicht gelegen war. Demgemäß hielt Eden 
auch die Anrufung de r UNO rur "riskant", konnten doch im Sicher­
hcitsnt "alle möglichen Vorschläge zur Lösung unserer Differenzen 
eingebracht werden, die diese nur in die Länge ziehen Wiirden". 
Nachdem die mehrfach venögerten Generalstabsplanungen abge· 
schlossen waren, ging el rasch zur Sache. 
Am 14. Oktober 1956 vereinbarten Eden und de r französische Luft­
waftengeoeral Challc einen AJ..tionsplan, der am 21. und 24. Oktober 
m it der israelischen Regierung bei einem Geheimtreffen in Sevres bei 
Paris paraphiert wurde. Hier beschlossen britische und französische 
Regic:rungsvertreter sowie für Israel Ministerpräsident Ben·Gurion, 
Vizevertcidigungsminister Shimon Peres und Gencralstabschef Moshe 
Dajan, daß Israd am 29. Oktober 1956 Ägypten angreifen und auf 
den Suez·Kanal vorrücken 101ie. Dann wollten England und Frank· 
reich als Garantiemächte für die Offenhaltung des Kanals beiden 
kriegführenden Parteien das Ultimatum stellen, sich jeweib 16 km 
hinter den Kanal zurückzuziehen und nach Ablauf der gesetzten Frist 
ihrerseits ägyptische MilitlUbasen bombardieren IOWie die Kanalzone 
besetzcn. 
So geschah es. Am 29. Oktober 1956 überfielen israelische Truppen 
die unvorbereiteten ägyptischen Einheiten auf der Sinai-HaibinICI 
und im Gaza-SlTcifen und stießen rasch vor. Am 30. Oktober erfolgte 
das geplante Ultimatum - für Kairo unannehmbar, für Israel jedoch, 
das noch weit vom Kanal entfernt war, eine Aufforderung seine mili­
tärischen Aktionen fortzusetzen. Teil 2 des Plans tnt in Aktion. 
Britische und französische Luftwaffen- und Flotleneinheiten be­
schossen bzw. bombardierten ab dem 31. Oktober 1956 ägyptische 
Ortschaften, am 5. November landeten Fallschinnjäger in Pon Said 
und anderen stntegischen Punklen. Die angeblich zur "Offenhal­
tung" des Kanals gedachte "Polizciaktion" (Eden) erwies sich als 
makabre Absurdität: Tausende Ägypter - allein über 10.000 Zivil­
perIOnen in Port Said und Porl Fua.d - mußten die zynisch in, WeTk 
gesetzte Aggrcs$ion mit dem Leben bezahlen, doch gleichzeitig konn­
ten die Angre ifer nicht verh indern, daß die Ägypter den Kanal durch 
die Versenkung von 49 Schiflen unpassierbar machten. 
Kläglich war das Ende des "Abenteuers" zur Sicherung imperialer 
GröBe. Am 5. November 1956 übennittelte die Sowjetunion London 
und Paris gleichlautende Warnungen, die Aggression unveniiglich ein· 
zustellen. Sie waren der entscheidende Schrill, der nun auch die USA 
bewog Druck auf England und Frankreich auszuüben. Binnen 22 
Stunden waren die Kämpfe eingestellt und bis zum Jahresende 1956 
hallen alle ausländischen Truppen Ägypten ve rlassen, Premiennini­
litt Eden Inl im Januar 1957 zurück. Englands Rolle a ls Vonnacht 
im Nahen Osten war ausgl:spielt_ J .Osuowsky 



Rezensionen I Filme 
Mythos Welthunger 

Die Proklamation eines Wdttmährongstags in diesem Monat macht 
deutlich, daß sich das HUl18'=rproblem auch aus der Sicht der Organi­
sation ruf Ernährung und Landwirtschaft (FAO) und anderer inter­
nationalc:r Organisationen in den 8~r Jahren eher noch verschärfen 
dürfte. Die Programme zur integrierten ländlichen Entwicklung und 
die Grundbedürfnisstrategie haben ebensowcnig Linderung bringen 
können wie die .. Grüne Revolution". Die Suche nach Ursachen und 
Lösungen geht abo weiter. 
Während dabei nur allzuoft und zum wiederholten Male auf die ge­
meinhin mit dem Schlagwort Bevölkerungscxplosion umschriebene 
Theorie von Malthus zurückgegriffen wird, bemühen sich eine Reihe 
kritischer Wissenschaftler das Eindringen der multinationalen Kon­
urne in alle Bereich der NahrunpmiUdproduktion - von der Saat­
guterzeugung bis zum Verbrauchermarkt - ab zentrales Moment für 
den Wcllhunger zu interpretieren. 
Stellvertretend rur die zahlreichen vorwiegend aus dem englischen 
Sprachraum stammenden Publikalionen dieser Richtung möchte ich 
auf drei Bücher verweisen: 
JOM:ph Colüns/Francc. Lappi, Vom Mytho. dei Hun~rs, Fischer 
a1temativ, F.nldurt 1978/80, 478 Seiten, 11,80 DM 
Pat Roy Mooney, Sut-Multis und Weithulller, rororo utuell, Rein· 
bell. 1981, 170 Seiten, 8,80 DM und 
Peter Krieg, Der Menseh stirbt nicht am Brot allein ", Peter Hammer 
Verlag. Wuppertal1981, 191 Scitu, 22,80 DM 
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STIRBT NICHT 
AM BROT ALLEIN ... l __ rum Film 

Die beiden Autoren J. Collins/F. Lappe gründeten Mitte der 70er 
Jahre da."! Institut für Nahrungsmittel- und Entwicklul1g$politik in 
San Franzisco{USA und legten wenig später diesen Band als wohl 
derzeit umfa$$Cndue Analyse des Welthungcrproblems vor. Ihr An­
sinnen zielte in enter Linie auf eine Entmystifizierung des Hunger­
problems durch die Widerlegung verbreiteter Vorurteile, die in den 
USA aber auch hierzulande propagandistisch genutzt werden, um 
eine allgemeine Katastrophenstimmung zu erzeugen. Es bot sich da­
her ein Fragc-Antwort-Spiel ~radezu an, was - nebenbei gesagt -
auch der Obenichtlichkeit des doch recht umfangreichen Bandes zu­
gute kommt. 
Einleitend bringen J. Collins/F. Lappt! bereits zum Ausdruck, daß die 
"Lebensmittclvcrteilung ... nur die vicJ grundlegcndere Frage wider­
(spie~It), wer den Produktionsproteß kontrolliert und wer an ihm 
teilnimmt. (Das) ... heißt die Herausforderung zu akzeptieren, uns mit 
dem Grundannahmen unseres gegenwärtigen Wirtschafusystems zu 
konfrontieren". (S.21) Auf dieM:m Hintergrund werden Kapitel rur 
Kapitel venneintliche Unachen des Hungers in ihren tauachlichen 
Wirkungszusammenhängen untersucht. 

Der zweite große Teil des Buches ist quasi der Kritik von "Grüner 
Revolution", cxportorientierter Agrarproduktion, Nahrungsmittel· 
hilfe ulW. unter dem spezifischen Blickwinkel der Vencharfung des 
weltweiten Hungerproblems gewidmet. Es gelingt den bei den Auto­
ren überzeugend danulegen, daß die Multinationalen Konzerne im 
Zusammenspiel mit lokalen Oligarchien und ih..,n eigenen nationalen 
Regierungen das Hungerproblem erst als dauerhaftes Problem hervor· 
riefen und täglich noch verschärfen. Grundlegend ncu iu diese Kritik 
allerdings nicht. So liegt das Verdienst des Buches auch eher darin, 
alle Facetten der zur Debatte ,tehenden Fragestellung durchleuchtet 
zu haben. 

O;lS Buch von J. Collins/F. Lappe enthäh allerdings auch einige pro­
blematische Thesen. So etwa, wenn von einer globalen Farm mit 
einem globalen Supermarkt ausgegangen wird. Als Beweis rur eine 
Tendenz zur w~hselscitigen Nahrunpmiuelabhlngigkeit in einer 
Welt der Ungleichen - darunter verstehen die Autoren die Verlage­
rung eiocs beträchtlichen Teiu der Agrarproduktion in die Entwick­
lungsländer, führen sie U.a. Ernest Feden Studie über die me1<ikani· 
sche Erdbcerindustrie an. Gerade E. Feder wies indes auf die Fähig­
keit der US·amerikanischen Erdbcerindustrie hin, immer erfolgrei­
cher mit Muilr.o zu konkurrieren. Auch die Entwicklung auf dem 
Wcltagrarmarkt ist mehr durch eine Intensivierung der Handelsbe­
ziehungen zwischen den hoehindustrialisiertcn Ländern als durch 
Tenderuen gegenseitiger Abhängigkeit zwischen Industrie- und Ent­
wicklungsländern gekenrueichnet. 
Von daher müssen auch eine Reihe ihrer politischen Schlußfolgerun· 
~n in Frage ~$tellt werden. Für die Entwicklungslander scheint die 
Forderung nach Nahrungsmittelautarkie als Prioritat einer fort· 
schrilllichen Agrarpolitik einsichtig, rur die USA oder Europa keines· 
wegs. Zweitens münden die Angriffe auf die Multis ziemlich unkri· 
tisch in die Proklamation einer bäuerlichen Landwirtschaft. Unter­
stüUt wird diese Auffassung dur.:::h einen ziemlich schlampigen Um­
gang mit Begriffen wie Produklivität oder Effizienz, wobei der ameri· 
kanische Farmer mit dem asiatischen Kleinbauern und Pächter in 
einen Topf geworfen wird. 
Pat Roy Mooney befaßt sich in "Saat-Multis und Wclthunger" ledig· 
licll mit einem Teilaspekt des Gesamtproblems, der gleicllwohl ein­
schneidende Konsequeruen hat: Wer die Produktion des Saatguu 
kontrolliert, der konnolliert die darauf aufbauende gesamte Nah· 
rul1g$mittelproduktion. Die reißerische TheM: von einer Saatgutrcvo· 
lution, deren sichtbarer aber unbedeutenderer Teil die "Grüne Revo­
lution" se i, wird von einer nüchternen Bilanzierung genetiseher Res· 
lourcen von Kulturpflanzen begleitet. 
P.R. Mooney warnt vor einem geoctischen Ero, ioosprozeß in den 
Ländern der Dritten Welt, in denen die Mehrzahl der Kulturpnanzen 
ihre Heimat hat. Die kapit.uistischen Industricländer plündern die 
Saalgutsehätze der Entwicklungsländer aus und sind durch die Propa· 
gierung der Hochert~sorten rur eine genetische Verarmung verant· 
wortlich, die den Verlust hunderttausender Pfb.nzenarten mit sich 
bringt. Die Entwicklungslander verfligcn heutzutage über keinen 
wirksamen Mechanismus ihre eig.:nen Genreserven zu konservieren. 
Begünstigt durch den sich in den kapitalistiKhen Ländern durchset· 
zenden patentrechtlichen Sortenschutz get:aten das Saatgut und der 
Saatgutmarkt vielmehr zunehmend in die Hände von Agrobusiness. 
Chemiekonzernen und Olgig:anten. Der Autor beflirclltet zu Recht 
die gleichen kriminellen Vermarktungsmethoden, wie sie bei Biozi­
den und Phannazcutika seit langem gebräuchlich sind, mit allerdings 
noch schwerwiegenderen Folgen. 
Im Gegensatz zU den bisher genannten BUchern ist Peler Kriegs "Der 
Mensch stirbt nicht am Brot allein ... " cin Buch zum Schmökern. Der 
Autor sah darin eine Ergäru:ung :tu seinem 1990 angelaufenen Film 
.. Septemberweizen"; ein Werk:.eug rur die weitere Beschäftigung mit 
dem Thema. Das was J. Collins/F. Lappe für die Nahrungsmittelpro­
duktion ins~samt zu zeigen wrsuchen, illustriert Krieg am Beispiel 
des Weitens. 
Analog zum Film greift das Buch von der Weizenproduktion angefan· 
gen 10 ziemlich alle Phänomene des Produktions· und Verteilung,.. 
systems auf. Allerdings nicht mit der systematischen Strenge, die J. 
Collins/F. Lappt! kennzeichnet. P. Krieg hat Geschichtliches über die 
Entdeckung des Backens, Naturwissenschaftliche, über das Weiten­
kom, Politisches über die Bauernbewegung collagcnhaft und äußerst 
abwechslungsreich zusammengeftigt. Auszüge aus Thoma."! Manns 
Zyklus ,Joseph und seine BrUder", eine Reportage von Egon Erwin 
KiKh über die Getreidebörsc:, Brecht, Shaw und viele andere ma<:hen 
CI zu einem echten Lesebuch, reich mit Bildern und Karrikaturen 
bespickt. 
Auch P. Krieg ist wie J. CoILins/F. Lappe und P.R. Mooney von der 
Einsicht getrieben eine politische und ökonomische Wende sei zur 
Rettung unserer ExiSlenzgrundlagen absolut notwendig. Das; die Rea· 
lität verk larende Ideal frei und unabhängig produzierender Bauern 
schwebt dabei allen drei vor. Wichtiger scheint mir jedoch ihr politi­
sclle r Appell zur Mobilisierung einer breiten antikapilalistischcn 
Koalition mit Stoßrichtung gegen die Multis. Daß die vorgt':51ellten 
Bücher insgesamt zU sehr auf die amerikanischen Verhältnisse ausge­
richtet sind, kann man ihnen kaum zum Vorwurf machen. Der wenig 
überzeugende Berufsstand des bundesrepublikanischen Agrarö"o­
nomen und die zugespitzten Zustände in der iUtlerikani.chen Nah­
rungsminelproduktion ma.:;hen dies verständlich. H. Mayer 
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Infodienst 
Neue Todesurteile in Südafrika 

Ein Gericht du Apartheid-Regimes verurteil­
te erneut drei Freiheitskämpfer des Afrikani­
so;hen Nationalkongre.ses (ANC) - D. Moisc, 
J. Shabangu und h.B. Tsotsohe - wegen 
" Hochverrau" zum Tode. Das Prozeßziei -
Staluierung eines neuen Exempels - stand 
von vornherein fen, ebenso die Absicht, die 
Verurteilten durch Schuldspruche rur "Terro­
rismus, versuchten Mord und Raub" Zu "nor­
malen" Kriminellen zu stempeln. 

Der Ar-<C und die Solidaritiitsbcwegung rufen 
auf: 
• Reitet das Leben der drei Verurteilten und 

der seit dem November 1980 mit dem 
Tode bedrohten ANC-Kämpfer Lubisi, 
Manana und Ma$higo! 

• Freiheit rur alle gefangenen Freihcitskäm~ 
fer in Südafrika! 

• Behandlung aller Freiheitskämpfer als 
Kriegsgefangene nach der Genfer Kon­
vention (1949) und de~n ZUJauprotokoll 
von 1977! 

Protestschreibcn sind zu richten an: Premier­
minister P.W. Botha. Union Buildings, Pre· 
toria, S.A., an die sooafrikanische Botschaft 
in Bonn, an die Bundesregierung. Die Anti· 
Apartheid·Bewegung hält Untenchriftenli· 
sten bereit (Adresse: AAB, Btücherstr. 14, 
!)300 Bonn). Solidari tätsKh~ibcn mit den 
Verurteilten können gesandt werden an das 
ANC·Büro in Bonn, Postfach 190140. 

Brot für EI Salvador 

Zum I !). September 1981 "röffnete das Anti· 
imperialistische Solidaritätskomitee (ASK) 
eine Kampagne der materiellen Solidarität 
.,Brot für EI Salndor". Sie zielt darauf, die 
Versorgungsnöte der salvadorianischen Bevöl· 
kerung besonders in den von der Befre iungs· 
bewegung FMLN kontrollierten Gebieten -
eine Folge de r J untapolitik der ,,\'emrannten 
Erde" - lindern zu helfen. 
Spenden übenveisen an : Sonderkonto Prof. 
E. Wulff. PschA Frankfurt, Konto Nr. 527 
05!)·602. 

Guatemala-Broschüre 

Ein Interview mit zwei Priellem der "Guate· 
maltekischen Kirche im E:<il", die 1980 Eu· 
ropa bereisten um über das guatemaltekische 
Terrorrcgime auf:tuk lären, veröffen tlichte die 
InformltionsstelJe Guatemala. Friedrichtnr. 
25, 8000 München in der Broschüre " ... und 
sie fo rdern nur du Land und ihr Leben", DM 
3,!)0 . Ocr Erlös dieser mit einem Nachwort 
von Dorothee SöUe ve rsehenen Puhlikation 
geht an die "Gua temaltekische Kirehe im 
E:<il" . 
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Tonbildreihe zu Waffenexporten 

Die Tonhildreihe "Der Handel mit dem Tod" 
des Dialog Dritte Welt e.V. durchleuchtet den 
internationalen WaffenhandeL und die bun· 
desdeutsche Rolle in diesem lukrati\'en Ge· 
schäft. In 98 Dias werdcn die Dimension des 
Rü,tungswahns dargestellt, ihre Konsequen· 
zen (120 Kriege seit 1945, Hunger in der 
Dritten Weh U.I.) und zugleich Alternativen 
zur Rüstungsproduktion benannt. 

Die Tonbildreihe enthält I Tonband/Kassette 
von 28 Minuten Länge, ein 40seitiges Kom· 
mentarheft mit lIintergrundinformation. 
Preis 27!) DM, Leihgebühr 30 m.1. Bestellun· 
gen In: Dialog Dritte Welt, Weisenburgentr. 
23, 4600 Dortmund I , TeL. 0231 ·574057 

Protokoll einer AGG-Wertwoche 

Von der Arbeitsgemeinschaft katholischer 
Studenten und Hochschulgemeinden (AGG) 
wa.r im März 1981 in Niederhau~n eine 
Werkwoche zum Thema "Strukturelle Gewalt 
und Militarisierung" veranstaltet worden. An· 
hand von Filmen, Rollenspielen, Diskussio­
nen in ArbeitIgruppen beschäftigte man sich 
mit allgemeinen Problemen der Dritten Welt 
(z.B. Baumwolle und Unterentwicklung), 
Siidafrika/Namibia, Iran, AKW und 3. Weh, 
Chile/Peru und Mittelamerika. 
Die Werkwoche ist jetzt al l Protokollband er· 
schienen. Umfang 127 S., Preis 5 DM. Zu be· 
ziehen über: AGG, Rheinweg 34, 5300 Bonn. 

BMZ-Anschlag gegen BUKO 

Seit Besteben des Bunde!kongresscl en{Wick· 
lungspolitischer Aktionsgruppen·BUKO (An. 
fang der 70er J ahre) hane Bonn mit einem 
jährlichen Zuschuß über 50% des BUKO· 
J ahresetau bestritten. Nun gab da! Bundes· 
ministerium für wirtschaftlichc Zusammen· 
arbeit (BMZ) in eincm Schreiben vom 
5.8.1981 den entwicklungspoliti!chen Ak· 
tionsgruppen BeKheid, ihre BezuschuSlung 
für 198 1 (laut Förderungsantrag 35.000 DM) 
sei gestrichen. Dies gelte auch künftig, solan· 
ge sich der BUKO nicht öffentlich von seiner 
"Gcwaltunterstützung"' f"1ir Befreiungsbewe­
gungen distanziere. 

Als Begründung bemühte das BMZ den Ab· 
druck des Aufrufs" Waffen für EI Salvador" 
im FORUM, dem monatlichen Rundbrief des 
BUKO. Derartiges, so das BMZ, sei "unver' 
cinbar mit de r Entwicklungspolitik der Bun· 
desrepublik Deuuchland, die dem Grundutz 
friedlicher Konfliktlösung vcrpflichtet in". 

Der BUKO-KoordinierungsausKhuß bezeich· 
nete in einer Preslemitteilung vom 25.8,1981 
das Vorgeben des BMZ als "offenen Zensur· 
versuch, de r sich besonders in dem Angebot 
zeigt, bei politischem Wohlverhalten und ci· 
ner Distanzierung von dem Aufruf die Förde­
rung im näcbsten J ahr wiederaufzunehmen: 
Der Koordinierungsaunchuß würde ,ich so 
zum Zensor und zum \'erlängerten Arm deI 
BMZ gegenüber den entwicklungspolitischen 
Aktionsgruppen machen lassen". 

Aktuelle Buch- und Plattentips: Türkei, Chile 

Sammlung von Werken Nazim Hikmets 
11191>2.63), des bekanntesten Schriftstellers 

der in seiner Heimat schon früh· 
seincr politischen Gedichte Ver· 

1~~:~~:~i~iP~:,;: war, e rschien nun mit 
~ Ich liebe mein Land, 243 S., 

li;;';;'!,ii;,diescm Buch veröffentlichte der 
die SchallpLaue 

mein Land, L utz Görner spricht 
Hikmet, 19,90 DM 

14 von Lutz Gömer ve rtonten Gedich ten 
1"1' ,no"" die während Lutz Görnen diujähri· 

Tournee mit Zupfgeigenhansl und hirki-

sehen Künstlern aufgenommen wurden. Buch 
und Schallplatte sind in Collectivbuchhand· 
lungen erhält lich. 
Den Weg Salvador Allendes vom Scnator f"tir 
den 9. Wahlbezirk im Süden Chiles im J ahre 
1945 bis zum Militärpuuch gegen den Präsi· 
denten Allende a.m 11.9.1973 beschreibt 
O,valdo Pucchio , Ein Vierte ljahrhundert mit 
Alk nde. Erinneru~n se;nes Privatsekretärs, 
Pahl·Rugcnstein Verlag, Köln 1981 , 432 S .. 
19,80 DM 
Während diese r Zeit bereiste O. Pucchio mit 
Salvador Allende ganz Chile. Ocr Autor lie· 
fert keine politische Analyse, aber ein pak· 
kendes Bild der Persönlichkeit S. Allendes. 



Chile 

Vier OppositiGnspolitiker sind am 11.8.1981 
aus Chile ausgewiesen worden. Es handelt 
sich um Jilimc Castillo Vclasco, Vizcpräsident 
der alJistdemokrati~hen Parlei und Vorsit· 
undcr der Meruchenrechukommission, um 
die früheren Miniucr Carlos Brioncs und Or­
Iando Canturias sowi.e um den ehemaligen 
Senator Alberto Jerez. Die vier AusgcwieS('· 
nen hatten sich im Rahmen einer breiten 
Bewegung mit den Führern des Nationalen 
Gewerkschaftlichen Koordinationskomitecs 
(CNS), Manuel Bunos und Alamiro Guzman, 
solidarisiert, die im Juli dJ. zusammen mit 
acht anderen CNS-Repräsentanten vemaftd 
worden waren, nachdem die CNS der Regie­
rung einen Forderungskatalog vorgelegt hatte 
(siehe AlB 9/1981, S. 6fr.). 
Obwohl M. Bustos und A. Guzman zu jeweils 
514 Tagen Haft aur Bewährung veruneilt 
wurden, befinden sie sich noch immer im Ge­
fängnis. Die übrigen acht CNS-Führer hat 
man nach ausgiebigen Verhören wieder frei­
gelassen, doch müssen sie mit Suafprousscn 
rechnen. 

Argentinien 

In Argentinien, delsen deneitiger Prät:iden! 
Viola die wirtschaftlich-soziale Krise nicht 
einzudämmen "ermag, bildete sieh im August 
dJ. eine Front aus ttinf wichtigen Opposi­
tionsparteien, U.a.. den Peroniuen, der Radi­
kalen Partei und den Christdemokraten. Ih­
rem Programm der "Con"ocatoria multiparti­
dana", welches auf eine Demokratisierung 
und die Legalisierung der seit 1976 "erbote­
nen politi.chen und gewerkschaftlichen Akti­
vitäten abzielt, stimmte auch die Kommuni­
stische Partei zu. 
In der Bundesrepublik erregten weitere ille­
gale Waffengeschäfte mit Argentinien Aufse­
hen. Beamte des Bundeskriminalamtel be­
s<:hlagnahmten emeut Akten des DUsseldorfer 
Rüstungskonzems Rheinmetall wegen Ver­
stoßes gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz 
durch den Export "on Panzerkanonen an die 
argentinische Junta. Neben Kanonen 1:ur Be­
Itückung von in Argentinien in Lizem gebau­
ten Marder-panzem lieferte Rheinmetall auch 
kleinere, f'Lir den Straßenkampf geeignete 
Kanonen. 

EI Salvador 

Im Zeitraum Juli·September 1981 hielt die 
seit Januu dJ. größte Offensi"e der Nationa­
len Befreiungshont Farabundo Muti 
(FM LN) an. In den östlichen (Moruan) und 
nördlichen Landesteileo (Chalatenango) 
kormte die Guerilla ihre dominierende Posi· 
tioo weiter ausbauen. Die "Säuberuogsak­
tion" der Juotatruppen, die sich in der zwei­
ten Augusthälfte auf Guuapa, SuchilOto, 
ChLatenango, San Viceote uod Morazan koo-
1:entrierten, wurden abgeschlagen. Die Räu· 
mung des umkilmpfteo Perquio (3.700 Ein­
wohoer, Provm1: Moruan) durch die FMLN 
eine Woche nach seiner Eroberung wurde vori 
der FMLN-Führung als talnisebe Maßnahme 
bezeichnet, da sonst eine Einkreisung dtr 
Guerilleros durch salvadorianische uod hon· 
duranische Truppen zu befürchten gewesen 
sci. 
All sehr effektvoll erwiesen sieh auch landes· 
weite Sabotageoperationen der FMLN gegen 
BTÜcken uod das Eoergieoet1:. Laut Time vom 

7.9.1981 waren reihum 7!)% deI Lande. ohne 
Elektrizität, .. war das östliche Drittel EI Sal­
"adors seit Mitte Juli fast gänzlich ohne Be· 
leuchtung gcweKrl". 
Der Stärkezuwachs der Guerilla und der De­
mokratisch·Revolutionären Front (FDR) 
schlug sich Mitte August dJ. in ihrer Prokla· 
mation einer Pro"isorischen Revolutionsregie· 
rung in der Pro"inz Morazan nieder. Analog 
sprachen die Regierungen Mcxikos und 
Franludchs in einer gemeinsamen Erklärung 
der FMLN{FDR die politischc Anerkennuog 
aus - womit sic seitens Washingtoos wie der 
lateinamerikanischen Militärdiktaturen, Ko­
lumbiens und Venezuelu wütende Proteste 
ernteten. Wahrend die Reagan·Admininra· 
tion die weitere Anhebung ihrer Militär· und 
Wiruchafuhilfe tur die salvadorianische Junta 
(tur 1981/82 tiber 210 Mio Dollar) ankündig· 
te, warnte das US·Aufknministerium 
Frankreich und Mexiko davor, damit die 
salw.dorianische Opposition in ihrer Ableh­
nung der tur 1982 angesetzten Wahlen zu be· 
stärken. (IDES, 4.9.1981) 
Das FMLN·Obcrkommando verwics io einer 
Stellungnahme Ende August dJ. auf die Ver­
stärkung der US·RUstungslieferungen an die 
Junta, des Einsatzes von US·Militärberatern 
und "on US·Massen"emichtuogswaffen (Gift· 
gasen) auf Seiten der Juntatruppen. Und: 
"Weder die US·Regierung noch die Junta 
selbst, noch die Christdemokraten Venezue· 
las... hegen irgend""elche Hoffnungen, daß 
die für den Män: 1982 angesetzte Wahlfarce 
sie instandsetzen wird, die Krise lösen und 
das Land befrieden zu können." (Granma 
Week1y, Havanna, 30.8.1981) 

Mexiko 

Anfang September dJ. schlon en sich fünf 
größere Parteien de r Linksopposition zur 
Vereinigten Partei der Mexikanischen Linken 
zusammen. Die Generalsekretäre bzw. Vorsit­
zenden der Parteien billigten bereits daJ Pro­
gramm und andere Grundsatzdokumente der 
neuen Partei und gaben diese zur Über­
pTÜfuog an die Parteiuotergliederungen wei· 
ter. 

Kurzinformationen 

Vier dieser Parteien gehörten bereits der 
Linkskoalition (vgl. AlB 10{1979, S. 16-20) 
an, die bei den Wahkn zur Abgeordneten­
kammer im Juli 1979 18 von insgesamt 400 
Sitzen emlng: die Me)(ikaniscbe Kommuni· 
stische Partei (9 Sitze), die Mexikanische 
Vollspartei (!), die Sozialistische Revolutio­
näre Partei (3) und die Bcweguog der Soziali· 
stischen Aktionseinheit (I). 
Hinzu kam nun die Me)(ikanilche Arbeiter­
partci, dcren Führer Herbcrto Castillo als 
Kandidat der Vereinigten Linkspartei (PUßt) 
f'tir die nächsten Präsidenuchafuwahlen 
(gemäß dem sechsjährigen Turnus stUnden sie 
zum 1.12.1981 an) im Gespräch ist. H. 
Castillo erklärte am 16.8.1981 in Mexiko­
Stadt, die PUIM strebe die Regierungsgewalt 
an, um "diese kapitalistische Getellschaft in 
eine solche umzuwandeln, in du die Produk­
tionsmittel kollekti"es Eigentum ,ind". 

Grenada 

Laut Premienninister M. Bishop droht Gre­
nada deneit eine US·lnter\'cl'llion. Solche 
Verdachtsmomente verdichteten sich Anfang 
Augun dJ. durch die in der Karibik begonne­
nen US- und NATO·Manöver. 
Unter dem Namen "Ocean Venture 81" 
probten ca. 250 Schiffe, 1.000 Flugzeuge 
und 120.000 Soldaten den Emstfall auf Ge­
lände, das dem Grenadas entspricht. Zugleich 
äußerte US,Admiral R. McKenzie, die militä· 
rische Übung ziele darauf ab , die US-Kapazi­
täten gegenüber den als "ein Land" zu be­
trachtenen Staaten Nikaragua, Kuba und 
Grenada unter Beweis zu steHen. Damit woUe 
man die Notwendigkeit, du Karibische Meer 
zu schUtzen, "erdeutlichen.lmmerhin passier­
ten 65% der US-amerikanischen Erdöl- und 
Bau)(itimpone dieses Gewässer. 

Puerto Rico 

Am 20.8. 1981 hat der UN-Entkolonialisie­
rungsausschuß entmals gefordert,Puerto Rico 
1982 als gcsondcrten Tagcsordnungspunkt 
der UN-Volh'ersammlung zu behandeln. Die 
Resolution, die von Kuba, Afghanistan, 
Syrien und dem Irak e ingebracht worden wu 
und mit 11:2 Stimmen bei 11 Enthaltungen 
angenommen wurde, fordert erneut das 
Selb$lbeuimmungsreeht und die Unabhängig­
keit der US-Kolonie. Die USA werden aufge­
fordert, dem Volk Puerto Rieos die volle 
Macht zu übergeben, als unabdingbare Maß.. 
nahme für jeden Emkolonialisierungsprozcß. 
Juan Mui Bras, Gcneralsekret3r der Puert0-
ricanischen Sozialistischen Partei, bezeichne· 
te die Resolution als "erste wichtige diploma· 
tische Niederlage der Reagan·Administra· 
don" und wertete sie als wichtigen Beilrag 
zum antikolonialistischen Kampf Puerto Ri· 
cos gegen die Politik WashingIons, die danach 
strebt, die Insel als Interventiombasis in der 
Karibik umzubauen. Bereit!; heute unterhal· 
ten die USA dort die Muinebasis San Juan, 
die Stützpunkte Fort Buchanan und Fort Al­
len Sabanaco-Seco sowic drei weitere Militar. 
basen in der Rooseveltstraße und auf den 
puertoricanischen Inseln Culebra und Vie· 
quCl. USo Vertreter in der UNO haben bereits 
angekündigt, eine Behandlung Pucrto Ricos 
in der Vollversammlung durch Druck auf die 
Mitgliedsstaaten "erhindern zu wollen. 
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Kurzinformationen 
Westsahara 

Wende in der Wcstsaharafragc? Auf der Kon­
ferenz der Organisation für Afrikani!IChc 
Einheit (OAU) im Ju[i d J . in Nairobi über­
rasch te Marokkos König Hassan durch die 
Annahmt des Planes eines Referendums in 
dem von Marokko annektierten Land. Frei­
lich, Vorsicht ist ~bolen. 
Daß Hassan das Annc1<ionniel aufzugeben 
bereit in, glaubt niemand. Insofern kommt 
flir ihn auch ein Referendum",cg de r Befrei­
ungsfront I'OLiSARlO nicht in Frage, ledig­
lich ein " Referendum der ZU$lirnmung" zur 
Einverleihung. Hassan steht unter Zugzwang: 
Die ifUlcnpolitische Untc rstüt;z;ung für seinen 
Kurs bröckeh ab (vgl. AlB 9/1981, S. 43); 
ein mi litärischer Sieg ist fe rn wie eh und je; 
die Demokratische Arabische Republik Saha· 
ra (DARS) dagegen gewinnt immer weiler an 
Anerkennung. 
Das Ziel Marokkos: Zeitgewinn und 
Schwäo;:hung der gegnerischen Fronten, um 
die eig.:ne Position zu feuigen. Zugleich .setZt 
Hassan auf verstärkte Unterstützung durch 
die Reagan·Administration, nachdem die 
neue französisdle Regierung auf Distanz ge. 
gangen ist . 
Einen taktischen ErfOlg erzielte die Offerte 
bereits: der DARS blieb ihr Sitz in der OAU 
noch versagt. 
Doch auch bei der Durchfuhrong des von ei· 
ner OAU·KommUsion ausgearbeiteten Plam 
(der überdies den marokkanischen Positionen 
näher steht) ergeben sich noch geniigend Pro­
bleme: Im Gegeruatz zur POLISARIO be· 
harrt Marokko vor allem auf de r Präsenz sei· 
ner illegalen Verwaltungen und Militäreinhei· 
ten, lehnt es eine lJN·Aufsicht ab und ver­
langt es als Basis für ein Referendum eine 
spanische Volkszählung von 1974, die nach 
Dafürha lten aller Beobachter eindeutig um et· 
liches zu niedrig ausfiel. 

Tunesien 

Tunesiens regierende Sozialistische DeslOur· 
Partei (PSD) unter Habib Bourgiba hat als 
Zeichen ihres "Liberalisierungs"willens den 
ParlamentswahJen am 1.11.1981 einige Op­
positionsparteien zugelassen. Ab Parteien voll 
legalisiert sollen allerding nur jene werden, 
die beim Wahlvorgang 5% der Stimmen er· 
reichen. 
Zu den beim Wahlgang geduldeten Parteien 
gehö ren die Bewegung de r l)emokratischen 
Sozialisten (MD5) Ahmed Mcstiris, die 1963 
"suspendierte" KommuniuilChe Partei Tune­
siens (PCT) und ein Teil der Bewegung der 
Volkseinheit (MUP). l)er Teil der MUP, der 
weiterhin von A. Ben Salah geführt wird. und 
die islamische Bewegung, die dem Regime 
aufgrund ih res Masseneinflusscs gefahrlich 
werden könnten, bleiben verboten. Ober 100 
Anhänger der Bewegung der Islamischen Ten· 
dem. (MTI) wurden im August dJ. v~,.haftet. 
Um der Demokratisierung voll zum Durch· 
bruch zu verhe lfen, schlug die PCT allen 
demokratischen Parteien ein Wahlblindnis 
vor, das sich dieses Ziel zum Hauptkampf· 
punkt macht. Das Bourgiba·Regime, dem es 
in den letzten Jahren nicht gelang, die von 
der Einheiugewerkschaft UGrr angeführte 
Protest bewegung unter Kontrolle zu bekom· 
men (siehe AlB I und 9/1980), erhofft sich 
offenbar von einer Aufspaltung de r 0pPOlli. 
tionsparteien die Rekonrolidierung seiner an· 
geschlagenen Position. 
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Zentral afrika 

Am I. September dJ. ist die Regierung der 
Zemralafrikanischen Republik (ZAR) unter 
Präsident Dacko vom Mil itär, unter Führung 
seines Oberkommandierenden General Andre 
Kolinba, abgesetzt worden. Es setzte die Ver­
fanung außer Kraft und löste die Parteien 
auf. 

A Kahn,'" 11.) unJ I). J)""lu Tage .... , <km l'ul""h 

Die Regierung halle sich in den letzten 
Wochen dem zunehmenden Druck der Oppo­
sition ausgesetzt gesehen und am 19.Juli dJ. 
mehrere Parteien verboten (vgl. Al B 9/ 198 t, 
S. 43), sie aber am 10. August dJ. bis auf 
eine, die Zentralafrikanische Nationale Be­
freiungsbewegung (MCLN), wieder zuge· 
lassen. 

Die französische Zeitung Le Quotidien de 
Paris berichtete am 2.9.1981, die USA hätten 
den Putsch inzeniert, da Frankreich nich ts 
unternommen habe, den libyschen Einnuß 
zuriicbudrängen. Eine Woche vor dem 
Putsch seien US·Militärberater in der ZAR 
eingetroffen und de r Drahtzieher des Put· 
sches, Bemard-Chriuian Ayandho, ein ehe· 
maliger Ministerpräsident Dackos, habe sich 
mehrere Monate in den USA aufgehalten. 

Ein weiteres Indiz rur die neokolonialistische 
Orientierung des neuen Regimes ut der Tat­
bestand, daß de r neue Staatschef als erste 
Botschafter die der USA, Frankreidu, 
Ägyptens und des Sudan empfing. 

Palästina-Osterreich 

Ocr überfall eines arabischen Kommandos 
Ende August dJ . auf eine Synagoge in Wien, 
bei dem zwei österreichische Sicherheitsbe­
amte getötet und 20 Menschen verletzt wor· 
den waren, löste eine heftige Kontroverse 
zwischen der Regierung Begin und Öuer­
reichs Bundeskanzler Bruno KTeisky aus. 

AI, .,ungeheure Niedertracht" wies B. KTeis· 
ky den Vorwurf zurück, der AnKhlag gehe 
auf das Konto der Paläuinensischen Befrei­
ungsorganisarion (PLO) und de r Nahostpoli· 
tik ÖSterreichs, das die Anerkennung der 
PLO und ihre unbedingte Einbeziehung in 
Nahostfriedensverhandlungen verficht. Er 
äußerte die ObeTlleugung, daß die PLO nichts 
mit der Aktion zu tun habe, deren Zielrich· 
tung "schnurgerade gegen die Politik der PLO 
gerichtet" sei. 
PLO-Sprecher M. Labadi verurteilte in Beirut 
den Anschlag ab kriminellen Racheakt der 
1970 von der PLO ausgeschlossenen eI-Assifa 
des Abu Nidal (Sitz vormals in Bagdad, der· 
zeit angeblich in Damaskus). Einer der drei 
festgenommenen Attentäter gestand im übri· 
gen seine Zugehörigkeit zu dieser obskuren 
Vereinigung ein. 

Naher Osten 

Auf dem 11. Gipfeltreffen von Ägyptens 
Staatspräsident Anwar al·Sadat und Israels 
Ministerpräsident Menaehim Begin Ende Au­
gust dJ. in Aluandria wurde ve reinbart, die 
bilateralen Verhandlungen über eine sog. Au· 
tonomieregelung rur Wenjordanien und den 
Gazastreifen wieder aufzunehmen. Die Auto­
nomiegespräche, die im Sommer 1980 wegen 
Israels Annexion Ostjerusalems von ägypti· 
scher Sei le abgebrochen worden waren, rol· 
len am 23. September 198 1 neu beginnen. 
Zuvor wird M. Begin zur Feinabstimmung 
noch von Ronald Reagan in Waahington er· 
wartet. 

In der ersten Augusthä lfte dJ. hatte Anwar 
al·Sadat bei seinem USA-Besuch von Prni· 
dent Reagan Gleichbehandlung mit Israel ge­
fordert. Damit i.t insbesondere eine drasti· 
sche Erhöhung der US-Militärhilfe für 
Ägypten (1981 rund 900 Mio Dollar) ge­
meint_ Erfolglos hatte A. Sadat bei der Rea· 
gan·Administration für deren Kontaktaufnah· 
me mit der Palästineruischen Befniungsorga· 
nisation (PLO) geworben, zugleich aber ein· 
geschränkt, daß die PLO nicht die einzige 
Vertretung de r palästinenlischen Araber sei. 

Türkei 

Am 19. Aug,ut dJ . begann vor einem Militär­
gerich t in Ankara ein Prozeß gegen 587 Mit­
glieder der rechtsextremen Partei der Natio­
nalen Aktion (MHP). Bekanntester Angeklag­
ter ist A. Türkes, Führer derMHP, deren Uno 
terorganisation "Graue Wölfe" zahllose Men· 
sehen zum Opfer fielen. 

Wahrend die seit 12. September 1980 regie· 
rende türkische Militärjunta Yel"Sucht jene 
reaktionärsten Gruppen aU$Zuschalten, setzt 
sie ihre Verfolgung fortschrittlicher Kreise 
fort. Im Juni dJ. wurden 52 Führer des pro­
gressiven Gewerkschafuverbandes DISK vor 
Gericht gestellt und wegen "marxistischer 
Aktivitäten" mit der Todesstrafe bedroht. 

Die von den türkischen Generälen zum 23_ 
Oktober dJ . einberufene "Verfauungsgeben· 
de Versammlung" zielt offenbar auf eine Le· 
galisierung der Junta, sollen doch nur Nicht. 
Parteimitglieder in den Reihen der Ver· 
s.ammmlung geduldet werden. 

Ubyen-Äthiopien-Siidjemen 

Die Staauoberhäupter von Libyen, der VOR 
Jemen und Äthiopien haben am 19.8.198 1 in 
Aden einen FreundKhaftsvertrag unterzeich· 
net. Ocr Vertrag bezieht sich hauptsächlich 
auf eine engere ökonomische, politische und 
militärische Zusammenarbeit und sieht im 
Fal le einer Aggression von aulkn eine ge. 
meinsame Verteidigung vor. Geplant ist die 
Bildung eines politischen und eines Wirt­
schaftsausschusses; e in Obel"Ster Rat, beste· 
hend aus den drei Staauoberhäuptem, soU 
sich künftig einmal im Jahr m-ffen. 
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Der Prli$idcnt der VDR Jemen, Al; Nasser 
MohiUllffiCd, machte: bei dem Treffen in Aden 
deutlich, daS das neue Bündnis die: Antwort 
auf die verstärkte militärische Präsenz und 
Aggressivität der USA und ihrer Verbündeten 
- vor allem Israels - im Nahen und Mittleren 
Osten ist. Dies komme u.a. in der ErrichlUng 
neuer US·Militärba.sen und im Aufbau schnel­
[er Eingrdftruppen, die Frieden und Sicher­
heit in dieser Region bedrohtc:n, zum Aus­
druck. 

Malaysia 

Malaysias neuer Ministerpräsident, Mahatir 
Mohammad, der Mitte Juli dJ. das Amt des 
aus Gcsundhc:i'sglÜndcn zurückgetretenen 
Datuk lIusseinonn übernahm, hat im August 
dJ. mehdach die USA zur Beachtung des 
Sachvcrhalu aufgdordcrt, daß die Hauptbe· 
drohung im Südou3siatischcn Raum nach wie 
vor von China ausgehe. Zusammen mit Indo­
nesien stcht Malaysia jener extrf:m antivietna­
mesischen Position zunehmend skeptischer 
gegenüber, welche innerhalb der Vereinigung 
Südouasiatischer Staaten (ASEAN) vor allem 
von Thailand und Singapur vertreten wird. 

Bei e inem Indonesienbesuch Anfang August 
dJ. erklärte Mahatir Mohammad, er glaube 
nicht, daß Vietnam in seinem gegenwärtigen 
Schwächezustand eine ernsthafte Bedrohung 
für den ReS! SüdoSlasiens darstelte. 

Die darin zum Vorschein kommende beaeh· 
tenswerte Oiffer .. nz in der Slrateghchen La­
geeinschätzung zwischen den USAfChina 
einerseits und einem Teil der ASEAN-Länder 
andererseits bedeutet freilich keine veränder· 
te malayische Haltung in der Kampucheafra· 
ge (vgl. AlB 9fJ981, S. 42). Oi"l machte .. in 
Thailand-Besuch Präsident Mahatirs Ende Au­
gun deutlich. Er erklärte! dort zur Beruhigung 
seiner Bündnispartner: "Wir sehen die Fähig· 
keit Vietnams, eine Menge Probleme Hir die 
Region und rur Thailand zu schaffen. Und 
natürlich. wenn Vietnam Thailand angreift, 
greift es auch Malaysia an." 

UN-$eerechtskonferenz 

Mit einem Boykott der für nächstes Jahr vor­
gesehenen Abschlußberatungen der UN-See­
rechukonferenz drohten die USA auf der 
letzten Sitzungsperiode dieses Gremiums im 
August 1981 in New Vork. Die Reagan-Ad­
ministration will im Nachhinein das bereits 
ausgehandelte Kom:ept einer g .. meinsamen 
internationalen Nutzung der Meeresboden· 
schätze, die von der UNO als ,,gemeinsames 
Erbe der Menschheit" angesehen werden, zu 
Fall bringen. um die Pläne der US-Muhis, die­
S<" Rohstoffe in Eigenrf:gie aunubeut .. n, nicht 
zu gefährd .. n. Die Vertr .. t .. , der Dritten Welt 
erklärten darauf, sie würden notfalls auch 
ohne Washington die Beschlüuc dc:r Konfe­
renz ~rahschieden und realisieren. 

Einen weiteren Dissenspunkt stellt die von 
d .. r Mehrh .. it d .. r Küstenstaaten unternützte 
Forderung Mexikos dar, eine 200·Meilen·Zo­
ne d .. s "angeilammten Meeres" zu respektie­
ren, in der die Anrainerstaaten e in Recht auf 
"freie Nutzung und Ausbeutung der Meeres· 
bodenschätze" eingeräumt bekomm .. n sollen. 
Die USA wollen hingegen nur eine 3-Meilen­
Zone anerkennen. 

Weltenergiekonferenz - OPEC 

Nur vage Absichtserklärungen enthält das Ak­
tionsprogramm, das die UN·Konferenz über 
n .. ue und erneuerbare Energiequellen 
(UNCNRSE) vom 10.-21.8.198 1 in Nairobi/ 
Kenia verabschied .. te. "Zusätzliche und ange­
messen .... Geldmittel sollen in die Entwick­
lung alt .. rnativer En .. rgiequellen (insgesamt 
14 Energiearten außer Kohle, Kernkraft, 01 
und Erdgas) in der Dritten Welt im'estien 
werden, die gegenwärtig lediglich 15% des 
W .. henergi .. v .. mrauchJ d .. cken. Deneit sind 
etwa 2,5 Mrd Menschen in den Entwicklungs­
ländern auf die Nutzung von Brennholz als 
einziger Energiequelle angewiesen, dessen zu­
nehmende Knappheit von UN·Experten als 
Auslöser einer zukünftigen "zweiten Energie­
krise" angesehen wird. Die kapital istischen 
Industrielinder b.-anspruchen gegenwärtig al­
lein 2/3 des Weltenergievemrauchl rur sich. 
Zur Lind .. rung dieser Ungleichgewichte sind 
nach einer Weltbank-Schätzung in den 
nächsten 5 Jahren Investitionen von mind .. -
stens 54 Mrd Dollar pro Jahr erforderlich. 
Hienu soll nach dem Aktionsprogrnmm von 
Nairobi eine neu .. Wel tbank-Tochter geschaf­
fen werden, der die USA allerdings bislang 
sowohl die politische als auch die finanzielle 
Unt .. rs\ütl:Ung v .. rweigerten. 
UNCNRSE-Ceneralsekretär Enrique Iglesias 
wies darauf hin, daß die Notwendigkeit der 
Entwicklung erneuerbarer Energiequetlen 
nicht als Vorwand daiur hemalten dürfe, den 
Entwicklungsländern den Zugang zu 01- und 
Nuklearenergie zu verwehren. 
Unt .. rd .. ssen ist d .. r Versuch der Sonderkon­
f .. renz der Organisation Erdöle)(portierender 
Länder (OPEC) vom 19.·21.8.1981 in C .. nf 
gescheitert, zu einem einheitlichen 01richt­
preis zurückzukehren. Vor a11 .. m Saudi 
Arabien hat es abgelehnt , von sein .. m gegen­
wärtigen, von den anderen OPEC-Ländern 
um 4 bis 8 Dollar nach unten abweichenden 
Richtpreis von 32 abzugehen und einer Kom· 
promißformel von 35 DOllar pro Barrel zuzu­
stimmen. Daß Saudi Arabien damit in der ge-
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genwärtigen Phase abnehmender Weltölnach­
frag .. die Wirksamk .. it des OPEC·Kanells 
überhaupt aufs Spiel setzt, ist maßgeblich 
darauf zurückzuführen, daß es durch die Ver­
größerung seiner Marktanteile auf Kosten an­
derer Olländcr "ersucht, kostspielige Rü­
stungsimporte aus den USA (z.B. das Luft­
überwachungssystem AWACS) zu finanzie­

~". 

llOCs 

Ein Aktionsprogramm iur die 31 am wenig· 
sten entwickelten Länder (LLDC) verabschie· 
dete eine UN·Konferenl:vom 1.-14.9.198 1 in 
Parili. die auf der V. Welthandels- und Ent­
wicklungskonferen7. (UNCTAD) 1979 in 
Manila angerf:gl und im Dezember desselben 
Jahres von der UN,VOllversammlung be­
schlossen worden war. 
Das unter Federführung von UNCTAI).Gene­
ralsekretär Gaman; Corea erarbeitete Pro· 
gramm sieht u.a. die Verdopp.-Iung der 
Außeneinkünfte der b .. treffend .. n Entwick­
lungsJänder bis 1990 vor. eine zusätzliche 
Entwicklungshilfe von 5,7 Mrd US-Dollar im 
Jahresdurchschnitt. Zu di .. sem Zweck sollcn 
die Industrieländer den LLCDs bis 1985 
0,15% und bis 19900,2% ihres Bruuosozial­
produkts als öffentlich .. Hilf .. zur Verfügung 
stellen und Vorkehrungen zur Stabilisierung 
der Exporterlöse. wie sie im Stabex-System 
des Lome-Abkommens der EG mit den AKP­
Staaten (siehe AlB 7-8/1979, S. 67-69) ,'e ran­
kert sind, auf alle LLDCs anwenden. 
In Paris war Frankreich als einziges unter den 
großen kapi ta listischen Industrieländem be­
reit, eine Steigerung seiner Entwicklungshilfe 
gemäß diesen Zielsetl'.ungen verbindlich zuzu­
sagen. In seiner Eröffnungsrede versicherte 
Präsident F. MiUerand auch, daß sein Land 
die öffentliche Entwicklungshilfe für alle Ent­
wicklungsländer bis 1988 entsprechend dem 
lJ:'l·Zici auf 0,7% 5eine. ßruttosozialprodukts 
anheben will. 

Die am wenigsten entwickelten Länder (LOC)-
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Faule Eier von Uncle Sam 
Die lange Brutzeit endete mit einem Erfolg für Washingtons "egg· 
heads" (Eierköpfe): Eine neue Rechtfertigung der US·Außc:npolitik 
kroch hervor. Wie schon ein Sprichwort au 'Jamaika treffend sagt: 
Alligatoren legen " war Eier, abe r daraus schlüpfen keine Küken. 
Was die "Eierköpfe" da im Auftrag von Unck Sam (in Latein· 
amerika: " Tio Caiman") ausb!Üteten, ist folglich alles andere ab 
niedlich. 
Am 27. Juli dJ. wurde die neue Theorie, die inzwischen auch in 
die Reden von R. Reagan und A. Haig einfloß, von einem gewissen 
Michael Levin in der US·Zeitschrift Newsweek ausrUhrlieh darge· 
stellt . Der Autor schwängert einleitend die beiden Begriffe 
"Autoritarismus" und "Totalitarismus" mit neuen Inhalten, um sie 
anschließend einander gegenüberzustellen - zuungunsten des als 
"totalitär" bezeichneten Systems.. 
Das geht so: Unter einem "autoritäten" Regime werden nur Re· 
gimegegner verfolgt. Wer sich nich t um Politik kümmert, wird in 
Ruhe gela$Sen. Da sich die grolk Mehrheit der ßevölkenmg aus der 
Politik raushält, geht es nur einer Minderheit schlecht. Hier hat M. 
Levin schlauerweise die peinliche Frage weggelassen, warum sich in 
so einem Fall die große Mehrheit nicht um Politik kümmert. Etwa 
wegen der gefährlichen K011$Cquenzen? 
Eine "totalitäre" Regierung verfo~ d~gen nicht nur die opposi· 
tionellen Kräfte. Sie mische sich auch in das Leben aller derjenigen 
ein. die mit Politik nichts im Sinn haben. Ein "totalitücs" Regime 
fordere dIe Henen und Hirne aller Staatsbürger". So könne bei· 
spielsweise im ,.autoritären" Staat jeder Arzt werden, solange er 
sich nicht gegen die Diktatur wendet. Ganz anders der "totalitlire" 
Staat. Er bestimmt, wer Ant wird, wo er praktiziert, wieviel er 
verdient und sogar, welche Einstellung er 1.U seinem Buuf haben 
muB: alles zum Wohl des Volkes. 
Spätes tens hier wird jedem klar. daS mit "totalitären" Stuten die 
sozialistischen Länder gemeint sind, während mit "autoritär" fa· 
schistische Diktaturen vom Schlage der chilenischen Junta vernied· 
licht werden. Da M. Lcvin zur Untermauerung seiner Behauptungen 
den Ärzteheruf 1.itiert, wollen wir gleich mal eine konkrete Unter· 
suchung vornehmen. Unte r die Lupe soll die äntliche Versorgung 
in eiru.m "totalitären" und einem "autoritären" Land: in Kuba und 
Haiti. 
Haiti ist laut Definition eindeutig ein ,.autoritärer" Staat. Folglich 
kann dort jeder Ant werden, es sei denn. er betätigt sieh regime· 
feindlich. fki 5 Mio Einwohnern hat Hai ti aber nur die klägliche 
Zahl von 330 Änten. Ob das wohl bedeutet. daß fast alle gegen das 
Regime sind? 
Demgegenüber steht das "totalitlirc" Kuba. Die Bevölkerung ist nur 
doppelt so groB. Dennoch gibt el fast sechsundvien:ig Mal soviel 
Äntc: Insgesamt l5.oo0! Und jährlich kommen Hunderte dazu. 
Nach M. Levin kann du nur dadurch zu erklären sein, daß die 
Regierung Kuhas reihenweise ihre Bürger zum Medizinstudium 
zwingt. 
Ein weiteres Bei~pid: M. Levin hat dem "totalitären" Staat -
sprich ; dem Sozialismus - angekreidet. daß er die Hirne der Men· 
schen fordert. Obwohl er das kaum gemeint haben dürfte. hat er 
einen wichtigen Grund5a.tz beim Namen genannt: Der S01. ialismus 
bntucht Menschen, die mitdenken. In Kuba gibt es schon lange 
keine An:tlphabeten mehr. Dagegen erhält Diktator Duvalier 
("Baby Doc") in Haiti die Gehirne der Mehrzahl seiner Untertanen 
in jungfräulich I!Dberiihrlem Zuuand: 75% der Bevölkerung kön· 
nen nicht lesen und schreiben. Während in Kuba 150.000 Studen· 
ten die Universität besuchen. sind es in Haiti armseli!le 2.200. 

Nachdem Michael Levin bei diesem Sprung aus der Theorie in die 
Praxis ziemllch unsanft auf den Bauch gefallen ist, behauptet er, 
daß alle, Vorausgegangene ledigli. an der Oberfläche der Proble· 
matik rührt. Viel wesentlicher sei für ihn, wie die heiden Staats· 
formen ihre eigene ElI.iuenz rechtfertigen. Als "harmlos" sieht er 
die "autoritären" Staaten deshalb an, weil sie sich nicht auf irgend· 
welche höheren Ziele berufen. Der Diktator sagt 5chlicht und ein· 
fach : "Ich bin an der Macht, weil ich der Stärkste bin." Fast 
könnte man glauben, man hätte einen rauhen, aber ehrlichen 
Sporukamentden vor sieh. 

Andererseits zeige ,ich die ganze Gerahrlichkeit des "Totalitaris' 
mus" ('" Sozialismus) daran, daß sein Streben auf die Abschaffung 
der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen und auf eine 
glückliche Zukunft rur alle gerichtet ist. Denn das sei reine Utopie, 
die Menschen zu blinden Eiferern mache. Wörtlich: ,,Niemand ill 
ger<i.hrlicher, als ein Idealist mit einer Muchinenpiuole." 
Ocr "Autoritarismus". also die Rechts·Diktatur, erhebe allerhöch· 
stens den Anspruch auf innere Stabilität. Auch hier handelt es sich 
nicht um eine neue Erkenntnis. Hinter diese Definition des Be· 
griffn "Stabilität" lind längst schon andere gekommen; Die ameri· 
kanischen Konzerne, wenn sie sich geeignete Länder rur Investitio· 
nen aussuchen, oder wenn sie Generäle putschen lassen, wo ihre 
Kapitalanlagen in Gefabr sind. 
Dann wird', spannend. M. Levin will beide Staatsformen lebenmab 
lesten; durch das Mittel der Drohung. Soweit es den Sozialismus 
betrifft, könnte er da gar nicht realillischer vorgehen. Das Ergebnis 
seiner Untersuchung erschreckt ihn im Fall des "Totalitarismus" 
nicht wenig; So ein übeneugter Kommun;u sei du rch nichl! von 
seinem Weg abzubringen. Durch Drohungen wird er eher noch in 
seiner Meinung bestärkt. 

Erleichterung verschafft ihm hingegen der "Autoritarismus". Aber 
halt! Bringt er's wirk lich fertig? Denn lIun müßte ja kommen, daS 
rechte Diktatoren - wenn bedroht - artig ,,Männchen" machen. 
Und tatsächlich; "Einen Tyrannen kann man durch Drohungen 
eventuell von seinen Plänen abbringen." Ob M. Levin von seinem 
eigenen Blödsinn so übemlllcht war. daS er nachträglich "eventuell" 
(im Original "may") einftigte? 
Die Oberschrift zu M. Levins Artikel raßt das "neue" Motto der 
US'Außenpolitik 1.usammcn : " Besser schlecht als ganz schlimm." 
Faschistische Dikta turen sind nicht schön, aber als kleineres Obel 
dem Sozialismus auf jeden Fall von:uziehen. Deshalb: Freie Bahn 
für Waffen und Kredite an rech te Diktaturen. Damit nicht wie in 
Nikaragua das "kleinere übel" ganz plötzlich in ein "groBes" um· 
schlägt. 
Man könnte nun noch fragen, wie Michael Levin bei vorau~.In· 
gener Demonstnttion seiner Fähigkeiten jemals Philosophie·Profes· 
sor an eiocr Universität werden konnte. Seine Ehre wird auch da· 
durch nicht gerettet, daß cr das Pol·Pot·Mordregime kurzerhand :r.u 
einem sozialistischen Stau erklärt, um 10 einige Beweise rur seine 
Theorie heran1.uJchaffen. Ist es doch gerade die Regierung in 
Washington, die heute noch die Pol·Pot-Clique politisch und rman· 
ziell am Leben erhält. Ob er das einfach ve rgessen hat? Ganz schön 
zerstreut, dieser Professor Levin. 
In Chin .. rollen verfaulte Eier eine sehr geschätzte Delikatesse sein, 
für die man schon einiges "springen" lä6t. Ob in den USA angegam· 
melte: "Eierköpfe":i la Levin ebenfalls gut bezahlt werden? 

P. Garci.:r. 




